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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vorsitzende : Präsident Dr. Maleta, Zweiter 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident : Die Sitzung ist e röffn et. 
E ntschuld igt  h�ben sich die Abgeordneten 

Lola Solar, Dr. Toncic-Sorinj, Scheibenreif, 
Dr. h. c. Ing. Raab, Luhamer, Franz Pichier 
und Bundesminister Dr. Kreisky. 

Die eingelangten Anträge  weise  ich z u  
wie folgt: 

Antrag 71/ A der Abgeordneten Uhlir und 
Genossen, betreffend eine Entschließung, mit 
der die Bundesregierung ersucht wird, be­
stimmte Grundsätze bei der Erstellung des 
Bundesvoranschlages 1964 zu berücksichtigen, 
dem Finanz- und Budgetausschuß ; 

Antrag 72jA der Abgeordneten Dr. Hetzen­
auer und Genossen, betreffend den Schutz des 
Fernmeldegeheimnisses, und zwar betreffend 
ein Bundesverfassungsgesetz, womit das Staats­
grundgesetz vom 21. Dezember 1867 über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger ergänzt 
wird, und 

Antrag 74JA der Abgeordneten Uhlir und 
Genossen, betreffend eine Änderung der N atio­
nalrats-Wahlordnung, dem Verfassungsaus­
schuß; 

Antrag 73/A der Abgeordneten Dr. Hetzen­
auer und Genossen, betreffend den Schutz des 
Fernmeldegeheimnisses, und zwar betreffend 
ein Bundesgesetz, womit Vorschriften des 
Strafverfahrens ergänzt werden (Straf­
prozeßnovelle 1963), dem Justizausschuß. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand 
erhoben? - Dies ist nicht der Fall. 

Den eingelangten Bericht des Bundes­
ministeriums für Finanzen über die Ver­
äußerung von unbeweglichem Bundeseigentum 
im vierten Vierteljahr 1962 w e i s e  ich dem 
Finanz- und Budgetausschuß z u. 

Wird gegen diese Zuweisung ein Einwand 
erhoben 1 - Dies ist nicht der Fall. 

1. Punkt : Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(163 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem 
das Marktordnungsgesetz abgeändert wird 
(7. Marktordnungsgesetz-Novelle) (208 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die T a g e s o r d n u n g  
ein und gelangen zum 1.  Punkt: 7. Markt­
ordnungsgesetz-N ovelle. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hermann Gruber. Ich bitte ihn, zum Gegen­
stande zu berichten. 

Berichterstatter Hermann Gruber : Hohes 
Haus! Die in Verhandlung stehende Re­
gierungsvorlage wurde vom Nationalrat am 
26. Juni 1963 dem Ausschuß für Land- und 
Forstwirtschaft zur Vorberatung zugewiesen. 

Der AU8schuß für Land- und FOl"8twirtschaft 
hat in seiner Sitzung am 3. Juli 1963 nach 
einer Debatte, in der die Abgeordneten Josef 
Steiner (Kärnten), Dipl.-Ing. Dr. Scheuch, 
Nimmervoll, Dl'. Staribacher, Hermann Gru­
ber, Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs, Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, Wallner und Dipl.-Ing. Fink 
sowie der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft Dip1.-Ing Hartmann das Wort er­
griffen, zur weiteren Beratung der Regierungs­
vorlage einen neungliedrigen Unterausschuß 
eingesetzt, dem von der Österreichischen­
Volkspartei die Abgeordneten Grießner, Her­
mann Grub er , Kulhanek und Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner, von der Sozialistischen Partei 
Österreichs die Abgeordneten Chaloupek, 
Dr. Staribacher, Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
und .Ernst Winkler und von der Freiheitlichen 
Partei Österreichs der Abgeordnete Dipl.-Ing. 
Dr. Scheuch angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 9 . Juli 1963 
eingehend beraten. Dem Ausschuß für Land­
und Forstwirtschaft wurde in seiner Sitzung 
am 9. Juli 1963 ein Bericht über diese Be­
ratungen erstattet, in dem auch eine textliche 
Klarstellung der Regierungsvorlage vorge­
schlagen wurde. 

Die 6. Marktordnungsgesetz-Novelle (Bun­
desgesetz vom 16. April 1963, BGBI. Nr. 81), 
die gesetzliche Regelungen im Zusa.mmenhang 
mit der ab 1. Mai 1963- geltenden Regulierung 
der Preise für Milch und Erzeugnisse aus Milch 
enthält, mußte sich im Interesse der raschen 
Bereinigung dieser dringenden Angelegenheiten 
auf die in diesem Zusammenhang unbedingt 
zu regelnden Punkte beschränken. Es war 
aber schon bei der Behandlung der 6. Markt­
ordnungsgesetz-Novelle klar, daß sehr bald 
eine 7. Novelle wird gemacht werden müssen, 
um wesentliche Änderungen des Gesetzes 
vorzunehmen. Sonstige Änderungen und Er­
gänzungen des Marktordnungsgesetzes, die 
durch die wirtschaftliche Ent'Yicklung not­
wendig geworden sind, konnten daher - wie 
betont - in der 6. Marktordnungsgesetz-N 0-

velle nicht vorgenommen werden. Soweit es 
sich bei diesen notwendigen Änderungen um 
besonders vordringliche Fragen handelt, sind 
sie in dem vorliegenden Entwurf einer 7. Markt­
ordnungsgesetz-Novelle zusammengefaßt. Es 
war allerdings auch bei der Beratung dieser 
7. Marktordnungsgesetz-Novelle schon klar, 
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Hermann Gruber 

daß weitere Änderungen vorzunehmen sein 
werden; sie konnten aber in dieser Novelle 
noch nicht untergebracht werden. 

Hinsichtlich der Notwendigkeit der in der 
Regierungsvorlage vorgeschlagenen Änderun­
gen wird auf die ausführlichen Erläuternden 
Bemerkungen zu dieser hingewiesen. 

Die Aufnahme einer Verfassungs bestimmung, 
die als Artikel I vorgesehen ist, erweist sich 
aus den gleichen Erwägungen als notwendig, 
die beim Stammgesetz und den bisherigen 
Novellen zu einer solchen Bestimmung ge­
führt haben. Die Formulierung der Ver­
fassungsbestimmung entspricht den bisherigen 
Marktordnungsgesetz-N ovellen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
. hat die Regierungsvorlage in seiner Sitzung 
am 9. Juli 1963 beraten und nach einer ab­
schließenden Debatte, in der außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Ernst 
Winkler, Dipl.-Ing. Dr. Scheuch, Grießner, 
Nimmervoll, Kulhanek, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs, Dipl.-Ing. Dr. Leitner und Dipl.-Ing. 
Fink sowie der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Hartmann das Wort 
ergriffen, unter Berücksichtigung der vorge­
schlagenen textlichen KI trstellung einstimmig 
angenommen. Es handelt sich hiebe i um den 
ursprünglichen Entwurf mit folgender text­
licher Abänderung: 

Im Artikel Ir Z. 2 sind nach dem Wort 
"Leistungszucht" die Worte "von Rindern" 
einzufügen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
stellt somit den Antrag, der Nationalrat 
wolle den von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf mit der dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Abänderung die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Ich beantrage, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident : Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand hie­
gegen wird nicht erhoben. General- und 
Spezialdebatte wird daher unter einem vorge­
nommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Scheuch. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Scheuch (FPÖ): 
Hohes Haus! Die in Verhandlung stehende 
Regierungsvorlage, betreffend eine 7. Markt­
ordnungsgesetz-Novelle, sieht in vier Punkten 
Änderungen vor: 

1. auf dem Gebiet der Qualitäts- und Lei­
stungszucht der Rinder zu Lasten des Milch­
erzeugers eine Erhöhung des Beitrages zur 
Milchleistungskontrolle ; 

2. im entscheidendsten Punkt der Vorlage, 
auf dem Getreidesektor , die Möglichkeiten 
eines vereinfachten Importregimes für Futter­
getreidej 

3. bei Importen von Waren der Viehwirt­
schaft aus versorgungswirtschaftlichen Grün­
den eine allfällige Erweiterung über die Vor­
schreibung der Verwendung und Verteilung 
bei Rindfleisch und bei Bauchfleisch von 
Schweinen, und schließlich 

4. eine Erhöhung der Obergrenzen der Ver­
waltungskostenbeiträge von bisher 2 Prozent 
auf 2,5 Prozent nach den Umsätzen des 
M ühlena usgleichsverfahrens. 

Zur Frage des Beitrages zur Milchleistungs­
kontrolle - § 7 a Abs. 3 - darf ich kurz fol­
gendes sagen: Eine in allen Belangen ein­
wandfreie und ordnungsgemäße Milchkontrolla 
ist ein unentbehrlicher Behelf bei der Züchtung, 
und bei den gegebenen natürlichen Verhält­
nissen in Österreich hat zweifellos die Zucht­
viehproduktion bei uns große Chancen, die 
unbedingt wahrgenommen werden müssen. 

Die Erweiterung der züchterischen Basis 
ist ein unbedingtes Erfordernis. Dazu gehört 
natürlich auch eine Verdichtung der Milch­
leistungskontrolle. Weiters ist es notwendig, 
die Milchkontrolle nicht nur allein auf Milch­
menge und Fettgehalt abzustimmen, sondern 
darüber hinaus nunmehr auch zur Ein­
führung der Milcheiweißul1tersuchungen zu 
schreiten, die besonders für unsere Käserei­
gebiete von Wichtigkeit sind. 

Mit der 2. Marktordnungsgesetz-Novelle 
aus dem Jahre 1960 wurde erstmals im Markt­
ordllungsgesetz der Beitrag für die Milch­
leistungskontrolle in der Höhe von einem 
halben Groschen je Liter abgelieferter Milch 
vorgeschrieben. In der 5. Novelle zum Markt­
ordnungsgesetz aus dem Jahre 1962 wurde 
dieser Beitrag VOll einem halben Groschen auf 
0,75 Groschen, also auf dreiviertel Groschen 
je Liter abgelieferter Milch, erhöht, und mit 
der heutigen N ovellierung soll nunmehr eine 
abermalige Erhöhung, und zwar auf 
1 Groschen j� Liter, eintreten. Das Erträgnis 
dieser Abgabe, die zu Lasten der Milcherzt:uger 
eingehoben wird, beträgt dahe:r jährlich bei 
einem Milchanfall von angenommen 1,8 Mil­
lionen Tonnen 18 Millionen Schilling. 

Ich möchte dazu sagen, daß die Erhöhung 
dieses Beitrages von % Groschen auf 
1 Groschen nur dann verantwortet werden 
kann, wenn in allen Bundesländer'u Öster­
reichs nach einheitlichen Gesichtspunkten ver­
fahren wird, und das ist eine Voraussetzung, 
die nach unserer Auffassung das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
sicherzustellen hätte. Daß ein züchterisch 
wichtiges Alpenland und zugleich außerordent-

23. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 64

www.parlament.gv.at



1132 Nationalrat X. GP. - 23. Sitzung - 11. Juli 1963 

Dipl.-Ing. Dr. Scheuch 
lieh Wichtiges Käsereigebiet durch Verordnung 
des Bundesministeriums hier ausgenommen 
wurde, findet sachlich zweifellos keine Be­
gründung, denn objektiv ist in diesem Lande 
die Notwendigkeit ebenso gegeben wie in allen 
übrigen Bundesländern. Mit dem Ausspruch 
"Wenn das Land nichts zahlt, bekommt es 
auch nichts!" ist niemandem gedient, am 
wenigsten der einheitlichen Ent:wicklung der 
österreichischen Rinderzucht. 

Das Kernstück der heutigen Novelle bilden 
die Bestimmungen über die Möglich:k;eiten 
eines vereinfachten Importverfahrens bei Fut­
termitteln. Damit werden zum erstenmal 
Voraussetzungen für einen, neuen Weg im 
österreichischen Getreideimportverfahren ge­
schaffen. Daß das österreichische Einfuhr­
regime bei Getreide revisionsbedürftig ist, 
darü ber besteht im Bereiche des Halidels 
und auch der Landwirtschaft weitestgehende 
Übereinstimmung. 

Bisher erfolgte die Einfuhr auf dem Ge­
treidesektor bekanntlich nach einem festen 
Plan, dem sogenannten Einfuhrplan. Jedes 
Geschäft wurde öffentlich ausgeschrieben, es 
wurde das preisbilligste Anbot berücksichtigt, 
und die Differenz zwischen dem Importpreis 
und dem Inlandspreis wurde in Form eines 
Ausgleichsbetrages abgeschöpft, der dann 
wieder einer zweckgebundenen Verwendung 
zur Förderung der Landwirtschaft zugeführt 
wurde. 

Das bisherige System des billigsten Angebo­
tes führte dazu, daß der Anbotsteller auf 
einen möglichst niedrigen Preis festgelegt 
wurde, er wurde dazu gezwungen, um' nach 
Möglichkeit den Zuschlag zu erhalten. Dieses 
System hat zweifellos, wie auch auf zahl­
reichen anderen Gebieten, zum Beispiel der 
Bauwirtschaft, zu zahlreichen Unzukömm­
lichkeiten g�führt. Wir haben bek3Jnnter­
maßen in Österreich keinen Getreidestaats­
handel, aber wir haben ein System einer sehr 
strengen und starren Reglementierung, 
ein System, das. man in den Mangel­
zeiten der vergangenen Jahre in vielen euro­
päischen Ländern eingeführt hat. Während 
man in allen anderen Ländern inzwischen zu 
einer beweglicheren Methode übergegangen ist, 
ist es in Österreich bis heute beim bisherigen 
System geblieben. 

Die heutige Novelle sieht nun ein erleich­
tertes Einfuhrverfahren in Form einer Kann­
Bestimmung für Futtergetreide vor, wobei 
nach Mitteilungen, die den Mitgliedern des 
Ausschusses und Unterausschusses gegeben 
worden sind, vorläufig eine versuchsweise 
Anwendung des neuen Verfahrens nur bei 
Futterm�is in Aussicht genommen ist. Das 
System des Importausgleichs soll aufrecht­
erhalten bleiben. 

Was sind nun die maßgeblichen Merkmale 
des Unterschiedes zwischen dem früheren und 
dem nunmehr zur Erprobung gelangenden 
System? In Zukunft soll - und das ist ent­
scheidend - kein individuelles Ausschrei­
bungs- und Zuschlagsverfahren mehr bestehen. 
Weiters soll der Fonds den Importausgleich 
allgemein schon im voraus für einen längeren 
Zeitraum feststellen, 

Wichtig ist weiter die neue Bestimmung, daß 
sowohl global wie auch bei den Einzelanträgen 
Mindest- und Höchstmengen vorgesehen wer­
den können. Jedoch weist der Getreidehandel 
mit Nachdruck darauf hin, daß jede Be­
schränkung unbedingt fallen sollte, damit sich 
wirklich ein Marktgeschehen nach freiwirt­
schaftlichen Gesichtspunkten zum Vorteil der 
Verbraucher und des Staates einspielen kann. 

Ich darf in diesem Zusammenhang sagen, 
daß auch die Landwirtschaft gewisse Erwar­
tungen in das neue System setzt. Sie erwartet 
vor allem eine bessere Ware und eine noch 
gleichmäßigere Versorgung. Wir sind der 
Meinung, daß durch das neue System nicht 
mehr ein Kampf bei der Ausschreibung um 
die Importe Platz greifen wird, sondern daß 
nunmehr an dessen Stelle der Wettbewerb 
um die Kundschaft treten wird, nach dem 
bekannten Motto: Seine Majestät der Kunde. 
Das neue System wird dazu beitragen, daß 
den Bedürfnissen der Verbraucherschaft in 
erhöhtem Maße Rechnung getragen werden 
wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bisher ist im wesentlichen nach Österreich 
an Futtermitteln nur so viel hereingekommen, 
als man im Landwirtschaftsministerium und 
im Getreideausgleichsfonds für unbedingt not­
wendig gehalten und errechnet hat. Ein 
wesentliches Absatzrisiko für den Getreide­
importhandel hat also nicht bestanden. Diese 
Situation wird sich vollkommen ändern. In 
Zukunft ist versuchsweise in Aussicht ge­
nommen, keine mengenmäßige Beschränkung 
mehr einzuführen, auf der anderen Seite 
aber trägt auch der Importeur das volle Ab­
satzrisiko, das er bisher in diesem Umfang 
nicht gehabt hat. 

Man hat in den Erläuternden Bemerkungen­
von einer schrittweisen Einführung gesprochen. 
Ein anderer Ausdruck hat geheißen: Man wird 
im Herbst mit einem Probegalopp beginnen. 

Ich darf Ihnen nur sagen, daß - und das ist 
außerordentlich wichtig - das vorgesehene 
neue, liberalere System dem Grunde nach im 
wesentlichen mit der Form der EWG-Markt­
ordnung übereinstimmt. Da Österreich be­
kanntermaßen mit der Assoziierung oder 
einem ähnlichen Arrangement mit der EWG 
rechnet, ist diese Anpassung zweifellos wichtig 
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und vorausschauend. Die EWG-Notiz im 
Getreidebüro Brüssel wird also auch in Zukunft 
für Österreich bei dem neu eingeführten Ver­
fahren zweifellos von erheblicher Bedeutung 
sein. 

Ich möchte im Zusammenhang mit dem 
neuen, zur Erprobung stehenden Import­
verfahren aber auch darüber sprechen, welche 
möglichen Auswirkungen sich für die öster­
reichische Land�irtschaft daraus ergeben. Sie 
wissen, meine Damen und Herren, daß Öster­
reich derzeit noch einen außerordentlich 
großen Importbedarf an Futtermitteln hat. 
Laut Statistik des österreichischen Außen­
handels wurden im Jahre 1962 noch 3,7 Mil­
lionen Meterzentner Futtermais und 1,5 Mil­
lionen Meterzentner Futtergerste eingeführt. 
Soweit ich informiert bin, waren auch im 
Importplan des Getreideausgleichsfonds für 
das Wirtschaftsjahr 1962/63 rund 400.000 Ton­
nen Futtergetreide veranschlagt. 

Die Landwirtschaft wird wachsam bleiben 
müssen, um unter allen Umständen auszu­
schließen, . daß die Entwicklung einer ge­
steigerten inländischen Futtermittelproduktion 
etwa durch ein Überangebot an ausländischem 
MalS, der unter Umständen dann mit Preis­
verlusten abgegeben werden muß, gestört 
oder beeinträchtigt wird. 

Wir erwarten daher, daß der österreichische 
Getreidehandel anläßlich der Einführung des 
neuen Systems nicht durch Überziehung der 
Einfuhr unter Umständen hier zu Preis­
einbußen auf dem Futtermittelmarkt Anlaß 
gibt, die letzten Endes die heimische Futter­
mittelerzeugung stören. Wir dürfen erwarten, 
daß der österreichische Importhandel im eige­
nen Interesse mit der ge botenen Vorsicht 
handeln wird. Ich darf hier auf die Erfahrun­
gen trübster Art verweisen, die seinerzeit der 
deutsche Importhandel bei der Einführung 
des gleichen Systems gemacht hat und die 
für ihn damals mit außerordentlichen Verlusten 
verbunden waren. 

Sie wissen, daß der Sektor Futtermittel 
einer der wenigen Produktionsgebiete in Öster­
reich ist, bei welchem der Inlandsbedarf noch 
lange nicht gedeckt ist und wo noch Ent­
wicklungsmöglichkeiten bestehen. Unter dem 
Gesichtspunkt der Förderung der inländischen 
Futtermittelerzeugung wurde auch mit 1 .  April 
1963 eine - Erhöhung des Maispreises von 
20,5 auf 21,5 Groschen je Kilogramm durch­
geführt. Diese Preiskorrektur war besonders 
für die alpenländische Landwirtschaft außer­
ordentlich schmerzhaft, weil ja diese Gebiete 
ihren Bedarf nicht aus der eigenen Produktion 
decken können und daher auf den Zukauf 
von Futtermitteln angewiesen sind. Die Gesamt­
belastung aus dieser Preiserhöhung für Futter-

mais beträgt allein für die österreichische 
Landwirtschaft jährlich zirka 37 Millionen 
Schilling. Wenn auch die gegenwärtige Mais­
produktion in Österreich noch nicht ent­
scheidend ist - sie soll angeblich bei rund 
50.000 Hektar liegen -, so muß dennoch klar 
ausgesprochen werden, daß weite Ge biete in 
Umstellung auf den Maisbau begriffen sind 
und der Maisbau als Wirtschaftsquelle für die 
österreichische Landwirtschaft zweifellos von 
Jahr zu Jahr an Bedeutung gewinnt. Ich darf 
also nochmals wiederholen: Keine Gefährdung 
der inländischen Futtermittelproduktion durch 
übermäßige Importe! 

Im Zusammenhang mit den bekannten 
Vorfällen, die in der letzten Zeit bezüglich des 
Getreideimporthandels in der Öffentlichkeit 
behandelt wurden, ist meiner Ansicht nach 
die Beantwortung der Frage durch den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
fällig, welche Maßnahmen nunmehr bei der 
Getreideeinfuhr vorgesehen sind, damit nach 
menschlichem Ermessen eine Wiederholung 
der bekannten Affären in der Zukunft ausge­
schlossen ist, in die bekanntlich eine Anzahl 
von Getreidehändlern verwickelt worden ist. 
Das erleichterte Importverfahren allein, von 
dem heute in der Novelle die Rede ist, reicht 
hiezu jedenfalls nicht aus und schlie.ßt keines­
falls eine Wiederholung der Vorgänge aus. 

Für die gegenwärtige Zeit und für das System 
einer reglementierten Wirtschaft ist es irgend­
wie symptomatisch, daß auf die Streikbe­
wegung in den Molkereien nunmehr der Müh­
lenstreik gefolgt ist. Bekanntermaßen hat 
die Beunruhigung auf dem Molkereisektor 
teilweise zu sehr schweren Einbußen des 
Frischmilchverbrauches geführt und damit 
Anlaß zu einem verstärkten ManKo de,;; 
Preisausgleiches gegeben. 

Die Mühlen haben bekanntermaßen vor 
langer Zeit ein sehr reiches Dokumentations­
material über die tragbare Belastungsgrenze 
vorgelegt, gleichzeitig aber auch bestätigt, 
daß die Forderungen der Arbeiterschaft in 
den Mühlen voll gerechtfertigt sind. Zweifel­
los ist die Brotfmge eine sehr heikle und weit.­
gehende Frage. Wir wissen alle, daß schon 
seit dem Altertum der Brotpreis ein poli­
tischer Preis ist. An dieser Tatsache hat sich 
bis heute nichts geändert. Das Mühlenproblem 
wird aber nicht dadurch bereinigt, daß man 
seiner Lösung immer wiederum aus dem Wege 
geht. 

Die Mühlen haben bekanntermaßen vorerst 
einmal beschlossen, die Auslieferung und die 
Vermahlung einzustellen. Es ist aber bekannt, 
daß als nächste Streikphase eine Verschärfung 
dahin gehend in Aussicht genommen ist, 
daß auch der Getreideaufkauf, der jetzt 
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saisonmäßig sehr ins Gewicht fällt, einge­
stellt werden soll. (Abg. Dr. Stari bacher :  
Aber von den Unternehmern, Herr Kollege !) 
Ich spreche jetzt von den Mühlen. Ich darf 
dazu sagen, daß es gerade jetzt außerordent­
lich wichtig ist, daß hier eine KlarsteIlung 
und Bereinigung erfolgt, denn in den Früh­
druschgebieten wurde bereits mit der· Ab­
lieferung begomien. Die ersten Anlieferungen 
sind bereits erfolgt, und Sie wissen, daß jetzt in 
kürzester Folge die gesamte Getreideernte 
eingebracht und vermarktet werden muß. 
Jede Störung des eingele bten Systems würde 
daher zu weittragenden Folgen führen. 

Abschließend darf ich Ihnen noch folgendes 
sagen: Die 7. Marktordnungsgesetz-Novelle 
ist in diesem Jahr bereits die zweite Novellie­
l'ung des Marktordnungsgesetzes. Bei den 
Verhandlungen im Ausschuß und im Unter­
ausschuß wurden bereits weitere Wünsche 
angemeldet: auf der einen Seite der Wunsch 
der ganzjährigen Marktbindung in Wien­
St. Marx und auf der anderen Seite die Ein­
beziehung von Geflügel, Eiern und Stärke 
in die Marktordnung. 

Es wurde Übereinstimmung darüber erzielt, 
daß diese Fragen in der 7 .  Marktordnungs­
gesetz-Novelle nicht mehr behandelt werden, 
daß aber auch darüber Verhandlungen auf­
genommen und abgeführt werden. Sollten 
diese Verhandlungen expeditiv verlaufen, dann 
können wir damit rechnen, daß bereits im 
Herbst noch eine dritte Marktordnungsgesetz­
Novelle innerhalb dieses Jahres dem Hohen 
Hause zur Entscheidung vorgelegt wird. 

Ich möchte mich aber in diesem Zusammen­
hang ungefähr auf der gleichen Linie halten, 
wie es Sozialminister Proksch getan hat, 
als ma'h ihm die zahlreichen Novellen zum 
ASVG. vorgeworfen hat, indem er geantwortet 
hat: Solange jede Novelle eine Besserung 
bringt, bin ich einverstanden! Und daher wird 
auch meine Fraktion der gegenständlichen 
Regierungsvorlage ihre Zustimmung geben. 
(Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident : Als nächster Redner ist zum Wort 
gemeldet der Herr Abgeordnete Wallner� 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Wallner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus 1 Es ist wohl die Sonder­
stellung der landwirtschaftlichen Produktion, 
die es notwendig macht, marktlenkende Maß­
nahmen, wie sie im Marktordnungsgesetz 
festgelegt sind, zu schaffen. Solche Maß­
nahmen - es ist dies längst bekannt und 
unbestritten - wirken sich zum Schutze der 
Produzenten, aber auch der Konsumenten aus. 
Die Besonderheit der landwirtschaftlichen Pro­
duktion, die Lenkungsmaßnahmen erfordert, 
liegt vor allem in der Tatsache begründet, 

daß die Ernteergebnisse natur abhängig sind, 
daß die Anlieferungen meist stoßweise erfolgen 
und daß es sich wie besonders bei der Milch 
um überaus leichtverderbliche Waren handelt, 
die sofort verarbeitet und verwertet werden 
müssen. Aber darauf will ich noch zurück­
kommen. 

Die vorliegende Novelle zum Marktordnungs­
gesetz bringt zwei Neuerungen, die für die 
Landwirtschaft von Bedeutung sind. Da 
ist zunächst, wie Nationalrat Scheuch bereits 
erwähnt hat, die Einfuhr von Futtergetreide, 
die eine Neuregelung erfahren soll. Mit dem 
bisherigen System der Ausschreibungen war 
die Land wirtschaft deshalb oft unzufrieden, 
weil es sich wiederholt ereignet hat, daß zu 
Zeiten starken Bedarfes Futtermittel nicht 
oder nur unzureichend zur Verfügung standen. 
Darüber. hinaus kamen na9h dem bisherigen 
System oft Futtermittel von sehr minder­
wertiger Qualität zur Einfuhr. Es waren 
immer nur einige wenige Firmen, die die 
Einfuhrtätigkeit ausübten. Selbst der land­
wirtschaftlichen Spitzenorganisation war es 
nicht möglich, sich in die Einfuhrtätigkeit 
einzuschalten. N ach dem neuen System soll 
hier eine viel größere Streuung erfolgen. 
Überdies soll auch durch den Erlag einer 
entsprechenden Kaution mit Verfallsfrist dafür 
gesorgt werden, daß die Futtermittel zur 
richtigen Zeit und auch in entsprechender 
Qualität zur Verfügung stehen. 

Die zweite erwähnenswerte Weiterentwick­
lung gegenüber �isher ist die Erhöhung 
des für die Milchleistungskontrolle wie über­
haupt für die Hebung der Rinderzucht aus­
geworfenen Betrages von bisher 0,75 Groschen 
auf 1 Groschen je Liter abgelieferter Vollmilch. 
An der Ausdehnung der Milchleistungskon­
trolle sind wir sehr interessiert, weil sie nicht 
nur eine qualitätsfördernde Maßnahme dar­
stellt, sondern weil sie auch die Grundlagen. 
der Rinderzucht verbessert. Ist es doch so, 
daß ein landwirtschaftlicher Betrieb sich zu­
erst einmal unter die Milchleistungskontrolle 
stellen muß, und dann erst hat er die Voraus­
setzung dafür, Zuchtbetrieb zu werden. 

Die österreichische Agrarwirtschaft ist aber 
sehr daran interessiert, daß sich die Rinderzucht 
noch stärker als bisher entwickelt. Einmal 
haben wir bei Herdebuchtieren keine Be­
schränkungen im Export, und fürs andere 
kommen über die Zuchtviehverkäufe durch den 
erhöhten Preis mehr Devisen in unser Land. 

Wenn man bedenkt, daß in Holland bei 
einem ungefähren Kuhbestand von 
900.000 Stück rund 350.000 Stück Herde­
buchtiere in das Zuchtleistungsbuch einge­
tragen sind, während bei uns in Österreich 
bei einem Gesamtkuhbestand von rund 
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1,2 Millionen es erst 1 10.000 Kühe sind, 
dann geht aus dieser Zahlengegenüberstellung 
klar hervor, wie notwendig die weitere Förde­
rung . der Milchleistungskontrolle vor allem 
in unseren Alpenländern ist. Diese bei den 
Neuerungen in der Marktordnungsnovelle sind 
daher zu begrüßen. 

Zwei Wünsche wurden im Landwirtschafts­
ausschuß vorgetragen, die noch nicht in Er­
füllung gehen konnten. Die Vertreter der 
Sozialistischen Partei verlangten für die Lan­
deshauptleute die Ermächtigung, die derzeit für 
26 Wochen bestehende Möglichkeit der Markt­
bindung auf das ganze' Jahr auszudehnen, 
das heißt, daß der Marktzwang ganzjährig 
für den Auftrieb von Schlachttieren - Rindern 
und Schweinen - bestehen soll, während die 
Vertreter der ÖVP bei der immer größer 
werdenden Bedeutung dos Geflügelfleisches 
dieses wie auch Eier und Stärke in die markt­
lenkenden Maßnahmen einbezogen haben woll­
ten. Dem ganzjährigen Marktzwang für Wien 
- und hier kommt hauptsächlich die Bundes­
hauptstadt in Betracht - konnte deshalb 
nicht zugestimmt werden, weil durch einen 
bedeutenden Ausbau der Marktanlagen in 
'Vien die hiefür notwendigen Voraussetzungen 
noch geschaffen werden müssen. Gegenüber 
einer Einbeziehung von Geflügel, Eiern und 
Stärke in die Lenkungsmaßnahmen verhielten 
sich die Vertreter der SPÖ ablehnend. Es 
ist zu hoffen, daß im Laufe der Zeit bei einer 
neuerlichen Novellierung des Marktordnungs­
gesetzes beide Wünsche erfüllt werden können. 

Ich habe eingangs auf die Bedeutung 
des Marktordnungsgesetzes sowohl für den 
Produzenten als auch für den Konsumenten 
hingewiesen. 

Bei der vor kurzem stattgefundenen Be-
. handlung einer Gesetzesvorlage zur Abdeckung 
des Abganges im Milchwirtschaftsjonds hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Weihs im Hause 
erklärt, es wäre dringend notwendig, die För­
derung der Landwirtschaft nach einem Agrar­
konzept zu betreiben. Dies mag bei Unein­
geweihten den Eindruck erwecken, als ob 
sich die Landwirtschaft in Österreich ohne 
jeden Plan entwickeln würde. Solchen Auf­
fassungen muß man entschieden entgegen­
treten! Wenn sich die österreichische Lebens­
mittelproduktion nach den fünf Jahren Mangel­
zeit der Nachkriegszeit, in der wir mit Bewirt­
schaftungsmaßnahmen die in viel zu geringer 
Menge vorhandenen Lebensmittel verteilen 
mußten, in verhältnismäßig kurzer Zeit zu 
einer überaus starken Produktion entwickelt 
hat, und zwar gleichmäßig auf allen Gebie­
ten, so ist dies allein schon der Beweis eines 
folgerichtigen Vorgehens. Wenn man dazu 
noch bedenkt, daß in dieser Zeit auch die 

Qualität der Produktion wesentlich gestiegen 
ist - wobei' ich darauf verweisen darf, daß 
die österreichische Milchwirtschaft von inter­
nationalen Qualitätskonkurrenzen stets· erste 
Preise nach Hause bringt -, so müßte dies 
wohl von allen als sehr erfreulich bezeichnet 
und auch anerkannt werden. 

Drei Haupterzeugungsgruppen sind es, die 
durch das Marktordnungsgesetz Lenkungs­
maßnahmen erfahren, nämlich die Produktion 
von Milch, Fleisch und Getreide. 

Darüber hinaus wird es aber immer wieder 
notwendig sein, auch in· anderen Erzeugungs­
gruppen marktlenkend und absatzfördernd 
einzugreifen. So steht heuer eine Rekordernte 
an Marillen vor der Tür. Es wurden vom 
Land wirtschaftsministerium bereits Maß nah -
men in die Wege geleitet, um bei einem Ab­
sinken der Erzeugerpreise unter ein bestimmtes 
Niveau das Angebot durch Exporte zu ent­
lasten. 

'Vie ich höre, gibt es auch schon beträcht­
liche Absatzschwierigkeiten und empfindliche 
Preisabfälle bei Frühkartoffeln in einzelnen 
Produktionsgebieten, vor allem in Nieder­
österreich. Wenn der Erzeugerpreis bei Groß­
verkäufen schon unter 50 Groschen je Kilo­
gramm abgesunken ist, so werden vielleicht 
auch auf diesem Gebiete Exportmöglichkeiten 
eine Entlastung bringen müssen. 

Auf anderen Gebieten der Produktion, wie 
bei Gurken, bei diversen Feldgemüsen, bei 
Beerenobst und so weiter, sucht die Landwirt­
schaft den Absatz durch Anbauverträge und 
Abnahmeverpfiichtungen seitens gewisser Ver­
wertungsbetriebe zu sichern. 

Was die österreichische G�treideproduktion 
betrifft, so ist man immer stärker bemüht, 
im Weizenbau Qualitätsweizen hervorzubrin­
gen, und ich darf erwähnen, daß hier schon 
beachtliche Fortschritte zu verzeichnen sind. 
Das Landwirtschaftsministerium und die Land­
wirtschaftskammern sind auch bemüht. vor 
allem die Erzeugung von Futtergetreide zu 
forcieren, und es sind hier bereits verschiedene 
Maßnahmen in die Wege geleitet. 

Was die Milchproduktion betrifft, über die 
sehr viel geredet und geschrieben wird, soll 
niemand befürchten, daß hier die Bäume in 
den Himmel wachsen könnten. Die in den 
letzten Jahren aufscheinende Produktions­
steigerung bei gleichbleibendem, ja sogar ab­
nehmendem Kuhbestalld wird sich nicht unbe­
schränkt fortsetzen. Je höher die Leistungen 
ansteigen, desto geringer wird die jährliche 
Zuwachsrate werden. Die Natur setzt hier 
selbst Grenzen. So wurden im Vorjahr nur 
mehr 3500 t Butter exportiert, und wenn 
man den Import von 'Butter im Ausmaß von 
1400 t abzieht, bleiben nur 2100 t übrig. 
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Allerdings hat sich die Produktion von der Butter 
stark auf das Milchtrockenpulver verlagert, 
das im Absatz auf den Auslandsmärkten 
weniger Schwierigkeiten bereitet als Butter. 

Was aber das Ansteigen der Milchmarkt­
leistung betrifft, so resultiert die Steigerung 
nicht nur aus der Erhöhung der Produktivität, 
das heißt, aus den höheren Leistungen der 
Tiere, sondern auch aus der Verkehrserschlie­
ßung der letzten Jahre; denn wir haben durch 
den Wegebau in den Alpengebieten manche 
Bergbauerngebiete erschlossen, daß sie durch 
Einnahmen aus der Milchwirtschaft ihre Exi­
stenz besser sichern können. 

Es ist festzustellen, daß in den letzten Jahren 
immer mehr Betriebe, vor allem größere, den 
Viehbestand auflassen, weil sie nicht mehr in 
der Lage sind, das notwendige Stallpersonal 
zu bekommen. Eine weitere Förderung der 
Leistungsanlagen in unseren Kuhbeständen 
ist aber notwendig, weil die nachgewiesenen 
Leistungen die Grundvoraussetzung für die 
Tierzucht und hier wieder für den Zuchtvieh­
export sind. 

Ich muß aber neuerlich darauf hinweisen -
und wir werden nicht aufhören, dieses Unrecht 
bei jeder Gelegenheit aufzuzeigen -, daß es 
bisher nicht gelungen ist, den Import von 
- Fettstoffen für die Margarineindustrie aus dem 
Ausland zu besteuern oder irgendwie einzu­
schränken. Die Gewerkschaften haben es 
verstanden, zu einer Zeit, als noch genügend 
ausländische Arbeitskräfte zu bekommen waren, 
die Hereinnahme solcher Arbeitskräfte zu 
verhindern, damit der inländische Arbeiter 
zu entsprechendem Verdienst und zur Sicherung 
seines Arbeitsplatzes kommt. Das haben wir 
verstanden, deIUl auch die Landwirtschaft ist 
an einer guten Beschäftigungslage und einem 
guten Verdienst der Arbeitnehmer interessiert. 
Ebenso müßte man aber auch der Landwirt­
schaft das gleiche Recht zubilligen, daß auch 
ihr ein gewisser Schutz gegenüber dem 
Import von Rohfetten zukommt, die dem 
Butterabsatz eine schwere Konkurrenz bereiten 
und die aus überseeischen Gebieten stammen, 
wo es keine den unseren ähnlichen Lohn- und 
sozialen Schutzgesetze gibt. (Zustimmung bei 
der ÖVP.) Die Forderung nach Besteuerung 
des Imports solcher Fettstoffe wird die Ver­
tretung der Bauernschaft so lange erheben, 
bis sie erfüllt ist. Wir können in diesem Zu­
sammenhang auf die Schweiz verweisen, die 
auch entsprechende Abschöpfungen bei den 
Fettimporten vornimmt, und sogar für den 
zukünftigen europäischen Agrarmarkt wef(�en 
schon heute solche Maßnahmen ernstlich er­
wogen. 

Neben der Milchwirtschaft und der Absatz­
sicherung hiefür spielen für die österreichische 

Landwirtschaft die Viehproduktion und der 
Viehexport eine immer mehr zunehmende 
Rolle. So sind im Jahre 1956 43.000 Stück, 
zwei Jahre später, also im Jahre 1 958, 79.000 
Stück, im Jahre 1960 84.000 Stück und im 
Jahre 1962 100.000 Stück Rinder in das Aus­
land exportiert worden. Daneben wurden die 
Inlandsmärkte voll versorgt. Bei diesen Expor­
ten handelte es sich zu ungefähr zwei Dritteln 
um Schlachttiere und· zu rund einem Drittel 
um Nutz- und Zuchtrinder. 

Um aber für die österreichischen Schlacht­
rinder den Absatz im Ausland laufend zu 
sichern, ist es notwendig, die geschäftlichen 
Verbindungen mit Auslandsfirmen aufrecht­
zuerhalten und zu pflegen, genauso wie dies 
bei den übrigen Zweigen der Wirtschaft 
selbstverständlich ist. Um jedoch diese Aus­
landsverbindungen entsprechend zu pflegen, 
ist es notwendig, die Exporttätigkeit laufend 
aufrechtzuerhalten. 

Die Landwirtschaftsvertreter waren deshalb 
in den letzten Wochen sehr überrascht und 
bestürzt, als das Innenministerium, von seiner 
Kompetenz der Mitbestimmung Gebrauch 
machend, gegen jeden Schlachtviehexport im 
Juli Einspruch erhoben hat. Ich muß fest­
stellen, daß die marktlenkenden Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Versorgung unserer 
Märkte mit Vieh und Fleisch in ständigem 
Einvernehmen mit den Vertretern der Arbeiter­
kammer und der Bundeswirtschaftskammer 
durchgeführt wurden. So lagert zurzeit noch 
das Fleisch von mehr als 6000 Stück geschlach­
teten Rindern ünd von 26.000 Stück ge­
schlachteten Schweinen in den österreichischen 
Kühlhäusern. Das ist ein Auszug aus den 
Berichten der letzten Tage. 

Darüber hinaus wurden für den Import 
bereits 5000 Stück Rinder aus den Ost staaten 
zugeschlagen, ebenso auch entsprechende 
Mengen "'an Schlachtschweinen. Wenn ich 
noch anführen darf, daß sich der Antrag des 
Landwirtschaftsministeriums für den Juli­
Export zu mehr als einem Drittel auf schon 
getätigte MonQ,tsexporte beschränkte, so muß 
ich dazu sagen, daß die Sache für uns unver­
ständlich ist, und wir können es nicht hin­
nehmen, daß trotz dieses Umstandes die Zu­
stimmung zur Exporttätigkeit verweigert 
wurde. Wenn wir die ausländischen Firmen 
in einer Zeit, in der das Schlachtvieh stärker 
gefragt ist, überhaupt nicht beliefern, auch 
nicht mit stark verminderten Quoten, dann 
werden sie zu einer Zeit, in der wir wieder die 
Käufer suchen müssen, das Vieh von dorther 
beziehen, von wo sie auch in der Zeit größerer 
Nachfrage etwas erhalten haben. 

Ich darf, weil wir uns mit dieser Frage 
zurzeit ganz besonders beschäftigen müssen 
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und darüber in der Bauernschaft große Un­
ruhe herrscht, dem Roheu Hause mitteilen, 
daß die vier ersten Julimärkte der Jahre 
1960, 1961 , 1 962 und 1963 in Wien-St. Marx 
folgende amtliche Durchschnittspreise für 
Schlachtvieh ergeben haben: der Markt am 
4. Juli 1960 10,78 S; am 3. Juli 1961 10,46 S, 
am 2. Juli 1962, allerdings infolge der großen 
Absatzschwierigkeiten, 9,71 S und am 1. Juli 
dieses Jahres - in der vorigen Woche -
10,23 S. Im Jahre 196� war bekanntlich der 
Viehabsatz infolge der großen Trockenheit in 
Italien und in Westdeutschland äußerst 
schwierig. Es kam zu Stockungen im Absatz 
und zu· empfindlichen Preiseinbußen. Die 
österreichische Landwirtschaft mußte infolge 
des Rückganges der Viehpreise im Vorjahr 
einen errechneten Verlust im Ausmaß von 
rund 190 Millienen Schilling auf sich nehmen. 

Vergleichen wir aber die Durchschnittspreise 
vom Jahre 1960 mit dem Markt am 1. Juli 
dieses Jahres, so sehen wir, daß die Preise 
heuer noch . um 55 Groschen gegenüber dem 
Jahre 1960 und um 23 Groschen gegenüber 
dem Jahre 1961 niedriger lagen. Der durch­
schnittliche Lebendschweinepreis auf den letz­
ten Märkten in St. Marx lag bei 13,50 S. Dabei 
muß ich erwähnen, daß· der Landwirtschaft 
nach einer Preisanordnung des Innenmini­
steriums schon im Jahre 1952 14 S als Lebend­
preis auf den Märkten zugebilligt wurden. 

Wir wissen nicht, welche Begründung dafür 
maßgebend ist, daß man uns hier. Schwierig­
keiten machen will. Ich habe gehört und will 
angesichts der Tatsache, daß wir so zwingend 
auf den Export angewiesen sind, darüber 
sehr froh sein, daß doch schon eine gewisse 
Bereitschaft besteht, auch unsere Wünsche 
in Erfüllung gehen zu lassen. 

Wie oft müssen die Landwirte bei einer 
stark�m Exporttätigkeit zum Beispiel der 
Steyrerwerke monatelang warten - an jeden 
Abgeordneten kommen die Interventionen -, 
bis sie endlich ihren ·Traktor bekommen! 
Was würde die Industrie sagen, wenn die 
Landwirtschaft in Zeiten größerer Inlands­
nachfrage, wie sie meist im Frühjahr gegeben 
ist, gegen jede Exporttätigkeit der Industrie 
Einspruch erheben würde � 

Wenn sich das Hohe Haus sehr oft mit 
Fragen arbeitsrechtlicher Natur, mit Fragen 
der Gehaltserhöhung und mit sozi�lrechtlichen 
Fragen beschäftigt, dann muß auch über 
unsere Frage im Haus der Gesetzgebung ge­
sprochen werden. Unter den angeführten 
Begleiterscheinungen will man uns aber dann 
den Vorwurf machen, wir hätten kein Agrar­
konzept für die österreichische Landwirt­
schaft! 

In der letzten Zeit tritt auch deshalb 
sehr viel Unruhe und Besorgnis in der Bauern-

schaft auf, weil die Gefaht sehr groß ist, daß 
die dauernden Lohnforderungen und Lohn­
erhöhungen der letzten Zeit wieder Preis­
erhöhungen im Gefolge haben, die der Land­
wirtschaft neue Belastungen auferlegen. So 
mußte heuer neuerdings eine sehr empfindllche 
Erhöhung der Baukosten übernommen werden. 
Am 1. Jänner 1962, also im vorigen Jahr, 
wurden die Molkereiarbeiterlöhne um 14 Pro­
zent erhöht. Obwohl die Erhöhung im Zeit­
raum der letzten vier Jahre bereits 40 Prozent 
beträgt, ist es nun neuerdings zu Lohnforderun­
gen, verbunden mit Streikdrohungen, gekom� 
men, und es mußten wieder Zugeständnisse ge­
macht werden, obwohl sie in der amtlich gere­
gelten Spanne nicht unterzubringen sind. (Abg. 
Dr. 8tari b acher.' Das stimmt ja nichtl) 
Die Forstarbeitergewerkschaft hat neue Lohn­
forderungen angemeldet, obwohl die Holz­
preise in den letzten Jahren um 20 bis 30 Pro­
zent abgesunken sind. Man fragt sich in der 
Bauernschaft: Wo soll das hinführen 1 Ist 
nicht auch die Arbeit unserer Bauersleute 
etwas wert? 

Allerdings ist der Herr Abgeordnete Stari­
bacher, der· sich gerade gemeldet hat, wie ich 
kürzlich aus der Presse entnehmen konnte, der 
Meinung, daß noch viel zu viele Menschen 
in der Landwirtschaft tätig . sind. (Hört I 
HQrt I-Rufe bei der (J V P.)· Es wird kein 
Agrarkonzept geben, nach dem wir in den 
österreichfschen Alpenländern und vor allem 
in der stark betonten' Viehwirtschaft, die 
wieder zur Gesund- und Fruchtbarerhaltung 
unserer Böden notwendig ist, Betriebe ein­
richten können, wie sie in FIachlandgebieten 
des Auslandes auf den Farmen möglich sind. 
Schließlich hätten auch der Bauer, die Bäuerin 
und die in der Landwirtschaft noch tätigen 
Familienmitglieder Anspruch darauf, bei einer 
kürzeren Arbeitszeit auch einmal an Urlaub 
und Erholung 'zu denken. (Beifall bei der 
(JVP.) 

Abschließend möchte ich alle im Hohen 
Hause vertretenen Gruppen und Parteien er­
suchen, Verständnis für die Sorgen und mannig­
fachen Schwierigkeiten der Landwirtschaft 
aufzubringen und für deren Behebung zu 
sorgen. 

Für die vorliegende Markto}dnungsgesetz­
Novelle werden wir stimmen. (Beifall bei der 
(JVP.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Abgeordnete Winkler. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Ernst Winkler (SPÖ): Hohes 
Haus! Gestern hat der Herr Präsident einen 
Kollegen zur Sache gerufen, weil er nicht zur 
Sache gesprochen hat. Wenn man den gleichen 
Vorgang heute angewendet hätte, hätte sich 

88 
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Herr Präsident Wallner selbst zur Sache 
rufen müssen, denn von den Dingen, über 
die er geredet hat (Abg. WaHn e r: Das 8ind 
alles Fragen der Marktordnung I), steht in 
dem heutigen Entwurf, in der Novelle zum 
Marktordnungsgesetz, fast überhaupt nichts. 
(Abg. A l tenburger : Aber in Zusammenhang 
damit 8tehen 8ie !) Ich bitte daher den Herrn 
Präsidenten, auch mir zu erlauben, über 
Dinge zu sprechen, die nicht im heutigen 
Entwurf stehen, denn der Herr Präsident 
Wallner hat einfach die Gelegenheit benützt, 
über alles zu reden, was ihm am Herzen 
liegt. 

Was zur vorliegenden Novelle zu sagen ist, 
hat sehr sachlich und klar der Herr Kollege 
Dr. Scheuch gesagt. Ich möchte es nicht 
wiederholen, ich möchte nur vom Standpunkt 
der Sozialisten bemerken, daß wir in zwei 
Punkten über diesen Entwurf nieht ganz 
glücklich waren. Das erste ist, daß die 
Gebühr für die Milchleistungskontrolle zu­
gunsten des Landwirtschaftsministeriums und 
nicht zugunsten des Milchkontrollfonds er­
höht wird. Vor allem mein Freund Steiner 
aus Kärnten hat gegen diese Bestimmung 
Bedenken geäußert. Die Herren von der ÖVP 
waren anderer Meinung, und wir haben uns, 
gutmütig, wie wir sind, gefügt. (Heiterkeit 
bei der (JV P.) 

Zweitens hätten wir bei dieser Gelegenheit 
gerne gehabt, daß man im Marktordnungs­
gesetz jene Bestimmung ändert, die besagt, 
daß die Marktbindung vom Landeshauptmann 
nur auf 26 Wochen ausgedehnt werden kann. 
Wir glauben, daß ein geordneter Markt, 
eine Regelung, wonach alles Fleisch und Vieh 
über den Großmarkt geht, im Interesse sowohl 
der Produzenten wie der Konsumenten liegt, 
und man sollte daher die Marktbindung, 
wenn sie dem Landeshauptmann notwendig 
erscheint, das ganze Jahr hindurch verfügen 
können. 

Die Gegenseite hat dem eigentlich grund­
sätzlich zugestimmt, nur wollte sie dabei 
ein kleines Geschäft machen. Sie hat uns 
mitgeteilt, sie sei bereit, die. Marktbindung 
von 26 auf 52 Wochen auszudehnen, wenn 
wir dafür zustimmten, daß andere Änderungen 
im Marktordnungsgesetz vorgenommen wer­
den. Das heißt: Grundsätzlich ist auch sie 
dafür, nur war der Preis nicht zu bekommen, 
den sie dafür verlangt hat. Wir glauben aber, 
daß unser Vorschlag sachlich berechtigt ist. 
Es ist heute schon gesagt worden: Wir haben 
erst die 7 . Novelle, das sind immer noch um 
fünf· Novellen weniger als die zwölf, die das 
Sozialversicherungsgesetz bisietzt hat, und 
wir hoffen, daß wir in der 8. Novelle auch 
diese Forderung durchsetzen können. Sie 

liegt auch im Interesse einer wirklich wirt­
schaftlichen Führung der Märkte. 

Der Herr Bürgermeister von· Wien hat 
uns mitgeteilt, es. bestehe ein großes Programm 
zum Ausbau der Wiener Märkte, sowohl des 
Ausbaues des St.-Marxer Großmarktes wie 
auch der Gemüsemärkte und dergleichen, ein 
Programm, qas einen Aufwand von 1 Milliarde 
oder vielleicht noch mehr erfordern wird. Wen'n 
die Gemeinde Wien so viel Geld ausgibt, um 
gute und zweckmäßige Märkte zu schaffen, 
dann sollen diese Märkte natürlich auch aus­
genützt werden. Je mehr sie ausgenützt werden, 
umso mehr kann selbstverständlich auch die 
Marktgebühr entsprechend stäI'ker erniedrigt 
werden als bei einem Markt, dessen Kapazität 
nicht ausgenützt ist. Wir beklagen also, daß die 
erweiterte Marktbindung nicht in der Markt­
ordnungsgesetz-Novelle aufscheint, und hoffen, 
daß wir sie im Interesse allel' noch durchsetzen 
werden. 

Herr Präsident Wallner hat sich auch 
beklagt, daß Kollege Dr. Weihs unserer 
Landwirtschaft vorwirft, sie habe noch kein 
richtiges Konzept. Herr Präsident Wallner! 
Wir haben gestern den Bericht des Getreide­
ausgleichsfonds bekommen. Aus diesem Be­
richt geht hervor, daß wir von der Ernte 
des Jahres 1961 einen Weizenüberschuß von 
rund 134.000 t hatten. Wir haben davon 
36.000 t denaturiert und verfüttert - das 
ist natürlich ein Verlustgeschäft -, und wir 
haben rund 98 .000 t im Ausland gegen Futter­
mittel eingetauscht. Ich habe schon früher 
die Zahlen gesehen: Wir haben bei diesem 
Tausch für den Weizen, den wir um 2,50 S 
auf kauften, im Durchschnitt 1,60 S bekommen. 
Ich bitte Sie, meine Herren, sich auszurechnen, 
wie groß dieser Tauschverlust gewesen ist. 
Er muß bei 90 Millionen Kilogramm allein 
schon über 80 Millionen Schilling ausmachen. 

Ich verstehe auch nicht, wieso der Herr 
Landwirtschaftsminister auf eine Anfrage, was 
uns die Verwertung der Überschüsse 1961 
gekostet hat, den Betrag von 14 Millionen 
Schilling nennen konnte. Herr Minister! Da 
können Sie nicht die Verluste mitgerechnet 
haben, die bei diesen Tauschgeschäften mit 
den Überschüssen wirklich entstanden sind. 
Wenn ich noch die Lagerkosten dazureohne, 
die Denaturierungskosten für das Inlands­
getreide, die Frachtspesen, so schätze ich, 
daß uns die Überschußverwertung der Ernte 
1961 nicht 14 Millionen gekostet hat, sondern 
wahrscheinlich, wenn ich den Inlandsweizen 
dazurechne, 120 oder 130 Millionen Schilling. 

Und das, Herr Präsident WaHner, halten 
wir für kein sehr gutes Konzept. Auf der 
einen Seite führen wir 400.000 t Futtermittel 
ein, und auf der anderen Seite erzeugen wir 
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zuviel Weizen und steigern diese Weizen- betrachtet werden. "  Das wurde im März 1 962 
erzeugung dadurch noch mehr, daß . wir sie gesagt, da war man noch etwas weiter weg von 
so hoch subventionieren, während wir die der kommenden Wahl. . "Der einheitliche 
Futtermittel nicht subventionieren. Milcherzeugerpr�is liege in · Österreich bereits 

Ich spreche draußen oft mit den Bauern in der Mitt� des europäischen Preisniveaus, 
und frage- sie : Warum baut ihr so wenig wo bei jedoc� zu beachten sei, daß in den meist'en 

_ Gerste an ? Ihr betreibt ja teilweise eine schlech- europäischen Ländern der Milchpreis aus 
te Fruchtfolge ! Es kommt bei uns vor, daß einem Durchschnitt zwischen Trinkmilch­
zwei, drei Jahre hintereinander auf demselben und Verarbeitungsmilchpreis resultiert und 
Feld Weizen gebaut wird. Darauf antworten überdies" - Herr Präsident Wallner! - "durch 
mir diese Bauern : "Für die Gerste bekommen höh�re Arbeitslöhne als in Österreich belastet 
wir ja um so viel weniger als für den Weizen. ist." Das sagt der Herr Sektionschef Pultar, 
Der Weizen ist gestützt und die Gerste nicht. nicht· ich ! "Die Erkenntnis, daß die Bauern 
Daher bauen wir natürlich Weizen an" . künftig nur das werden verkaufen können, 

Das ist der Grund für die Überschüsse. was der Markt verlangt, müsse überall Eingang 
finden. "  Sie können uns nicht einreden, daß e s  nicht 

möglich wäre, durch eine Änderung ' des Das. sagen Ihre eigenen Fachleute. Ich darf 
Stützungssystems diese Überschüsse zu ver- zitieren, daß selbst der Herr Minister nach 
ringern. Wir wissen auch, daß man die Ernten dem "Kleinen Volksblatt" , dem damaligen 
nicht genau voraussehen kann. Aber wenn Zentralorgan der ÖVP, vom 25. März 1962 

man Jahre hindurch Überschüsse hat, und ebenfalls erklärt hat, er kijnne die geplante 
das war beim Weizen der Fall und ist auch bei Milchpreiserhöhung nicht vertreten. Der 
der Milch seit 1957 der Fall, so ist es einfach Titel dieses Artikels lautet sogar : "Milchpreis­
nicht richtig, wenn man sagt, daß man da erhöhung wäre Todesurteil" für die BaJIern. 
nicht eingreifen kann. Sie sehen also, daß auch Ihre eigenen Leute, 

Glauben Sie mir : Das ist keine sozialistische soweit sie Fachleute sind, verstehen, daß man 
Forderung, sondern jeder Volkswirtschaftler die Produktion regeln muß. Wir bedauern 

. der Welt wird Ihnen sagen, daß man bestrebt sehr" .daß Sie das nicht tun. 
sein muß, die Produktion dem Verbrauch anzu- Ich habe hier eine Menge Zitate von deut­
passen. Das sagen nicht nur wir, das sagen ja schen Professoren, wie Priebe, Waermann 
auch Ihre eigenen Fachleute. Sie kennen alle und anderen, sodaß ich ohne Zweifel behaupten 
den Herrn Sektionschef Dr. Leopold, einen kann : Jeder Volkswirtschaftler der Welt tritt 
anerkannten Mann ' unseres Landwirtschafts- dafür ein, daß man versuchen muß, Produktion 
ministeriums. Del Herr Sektionschef Leopold und Verbrauch in Einklang zu bringen. Wir 
schreibt im "Förderungsdienst" , in seiner geben gerne zu, daß-das in der Landwirtschaft 
Zeitung, im Februar 1962 : "Die Zeiten müssen schwieriger ist als anderswo, aber wir bestreiten, 
endlich der Vergangenheit angehören, in der daß es überhaupt unmöglich ist, und wir he­
ohne Rücksicht auf die Absatzmöglichkeit klagen vor allem, daß nicht einmal der Versuch 
produziert wird." einer Regelung gemacht wird. , 

Das sagen wir auch. Das sagen Ihre Fach- In Amerika hat jetzt die Regierung, die 
leute, Herr Präsident Wallner ! Aber wenn wir wahrlich nicht sozialistisch ist, den Weizen­
davon reden, so sagen Sie, das sei eine Bauern- bauern gesagt : Wenn ihr von uns weiterhin 
feindlichkeit. 

. 
einen geregelten Preis und die Absatzsicherung 

Ein anderer Herr des Landwirtschafts- haben wollt, · dann müßt ihr die Anbauflächen 
ministeriums, ein, wie ich glaube, ebenso ge- um lO Prozent vermindern ! Wenn die Farmer 
schätzter Mann, Herr Sektionschef Dr. PuItar, das nicht wollen, so können sie auch den freien 
hat in Wien einen Vortrag gehalten, der Markt haben. Darüber können sie selbst ent­
in dankenswerter Weise im . " Österreichischen scheiden. 
Bauernbündler" vom 17. März 1962 ver- Das, meine Herren, müßte auch Ihnen 
öffentlicht .wurde. Der Herr Sektionschef klar sein : Wenn ich eine Marktordnung habe, 
Dr. Pult ar sagt : "Die Produktion muß an die dann darf sie sich nicht nur auf den Preis be­
Marktverhältnisse angepaßt werden : Würde die ziehen, sondern sie muß sich auch auf die 
Produktion unangemessen steigen, ohne dafür Produktion beziehen. Es gibt dies bezüglich 
einen Absatz zu finden, dann käme es zwangs- eine Reihe von Vorschlägen. Es gibt Vorbilder 
läufig zu einem Preisverfall, und dem Bauern im Ausland, wie man das machen kann. Das, 
würde das wieder genommen, was er vorher Herr Präsident Wallner, nennen wir die 
in Form von Subventionen erhalten hat. Konzeptlosigkeit unserer Agrarpolitik, weil 
Unter diesem Blickwinkel" - ich zitiere Sie sich seit Jahren weigern, auch nur irgend­
wörtlich - "müsse auch die Forderung nach einen Versuch einer Produktionsregelung zu 
einer Erhöhung des Erzeugerpreises für Milch machen. Ich behaupte, beim Weizen wäre die 
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Regelung viel leichter durchzufÜhren als bei 
der Milch;  dort könnte sie erfolgen. 

In letzter Zeit habe ich, ich glaube sogar aus 
dem Munde des Herrn Ministers Hartmann, 
wieder einmal die Forderung nach dem echten 
Preis gehört. Was ist ein echter Preis � Nach 
der Meinung aller Volkswirtschaftler ist der 
echte Preis ein Preis, der nicht von der Re­
gierung beeinfiußt wird, sondern der sich nach 
Angebot und Nachfrage auf dem. Markt 
bildet. Das ist der echte Preis. Ich frage Sie 
nun, meine Herren, wie sich angesichts des 
Überangebotes an Milch und Butter, an 
Weizen und anderen Produkten heute ein 
solcher echter Preis auswirken würde. 

Ich erkläre hier für meine Partei : Wenn Sie 
das wollen, so können wir noch vor dem Urlaub 
darüber verhandeln. Wir verzichten gerne 
auf den Parlamentsschluß, wir reden heute noch 
darüber, in welcher Form wir zu diesem echten 
Preis kommen können. Wir glauben nämlich, 
daß Sie einsehen werden - wir beschließen ja  
heute wieder das Gegenteil : eine Marktord­
nung -, wohin der echte Preis führt. 

Vorige Woche haben wir aus Frankreich die 
Nachricht bekommen, wie sich der echte 
Preis bei Gemüse und bei Obst auswirkt. 
Sie haben es bestimmt alle gelesen. Die 
französischen Bauern in A vignon und anderen 
Städten Südfrankreichs haben stürmisch 
demonstriert, sie haben Verkehrssperren er­
richtet und haben Tomaten und vor allem 
Marillen auf die Straße geworfen, weil die 
Ernte so gut war, daß das hohe Angebot die 
Preise gesenkt hat. Es ist eben ein Gesetz des 
freien Marktes, daß ein Überangebot die Preise 
senkt. Der echte Preis wird eben von Angebot 
und Nachfrage bestimmt. Sie würden sich 
daher wundern, wie dieser echte Preis aussehen 
würde, da wir doch ein Überangebot haben. 

Ich weiß schon : Wenn Sie vom echten Preis 
reden, dann denken Sie gar nicht an den freien 
Markt. Das glaubt vielleicht der Herr Mitterer ; 
für den ist der echte Preis der Marktpreis, 
aber für die Landwirtschaft sicherlich nicht. 
Wir haben es j a, auch heute wiederum gehört, 
und ich freue mich darüber, daß der Präsident 
Wallner erklärt hat : Wir sind natürlich der 
Meinung, die Besonderheit der landwirtschaft­
lichen Produktion erfordere Wirtschafts­
lenkung, erfordere Planung. Nun, wir Sozialisten 
dürfen darauf sehr stolz sein ,'denn das haben wir 
schon vor 40 oder 35 Jahren gepredigt ; j a  
das predigen wir, solange e s  überhaupt 
Sozialisten gibt, und wir freuen uns, daß die 
Landwirtschaft nun endlich zu dieser Meinung 
gekommen ist. Aber dann sollte sie einfach 
sagen : "Das brauchen wir ! ", und uns nicht 
immer vorwerfen - wie ich es schon erlebt 
habe - :  Ja, die Preise für Milch und 

Weizen sind so niedrig, weil sie gebundene 
Preise sind ; wenn wir den freien Markt hätten 
dann wären die Preise höher. Ich sage noch 
einmal : Wenn Sie davon überzeugt sind -
bitte sehr, wir sind gerne bereit, darüber zu 
sprechen ; ich glaube aber, wenn Sie darüber 
nachdenken, werden Sie anderer Meinung 
sein. Sie wissen ja aus der Erfahrung, daß das 
Umgekehrte der Fall ist, und darum beschließen 
wir heute auch eine Verbesserung der Markt­
ordnung, vor allem für die Einfuhr von Futter­
getreide. Wir haben nur ein bißehen Angst, 
daß diese sogenann�e Einfuhrerleichterung 
dazu führt, daß die Abschöpfungsgelder des 
Staates geringer werden, das heißt, daß uns 
diese Angelegenheit etwas teuer kommt. 

Ich muß sagen, ich verstehe auch nicht das 
Argument des Herrn Kollegen Dr. Scheueh, 
der hier die Angst geäußert hat, die Futter­
mittel \rönnten zu billig werden. Ja sind 
un.sere Gebirgsbauern, Herr Kollege Scheueh, 
wirklich der Meinung, daß sie besser wirt­
schaften können, wenn die Futtermittel sehr 
teuer sind ? Ich glaube, daß es eine Vor­
aussetzung der Viehzucht ist, preiswerte 
Futtermittel zu haben. Wir wissen, daß 
der Weizenbau und der Roggenbau in den 
meisten Alpenländern keine Rolle spielt. Die 
wirklichen Weizenländer in Österreich sind 
doch, wie wir von den Lieferungen wissen, 
Niederösterreich, Burgenland und auch noch 
Oberösterreich. Die anderen haben ja so gut wie 
keinen Weizen. Daher glaube ich, daß wir 
eher bemüht sein sollten, wenn wir eine gute 
Viehzucht haben wollen, die Futtermittel 
nicht zu sehr zu verteuern, sondern sie zu 
verbilligen. 

Der Herr Kollege Präsident Wallner hat 
sich auch darüber beklagt, daß wir die Stärke 
nicht in die Marktordnung einbezogen haben. 
Wir haben uns schon im Ausschuß sehr genau 
darüber unterhalten, und wir haben ge­
funden, daß die Kartoffelstärke in Öster­
reich, Herr Präsident, immerhin durch einen 
Zoll von 2,35 S für das Kilogramm geschützt 
ist und daß infolgedessen auch der Preis 
für Stärke in Österreich viel höher ist als 
etwa in Deutschland oder in den Niederlanden. 
Ich habe gestern Zahlen hierüber bekommen, 
die besagen, daß in Österreich ein Kilo 
Kartoffelstärke 6,40 S, in Deutschland da­
gegen nur 4,20 S und in Holland 4,40 S 
kostet. Wir haben also ohnehin einen sehr 
geschützten Markt für Stärke, und wir sehen 
auch, daß im Jahre 1962 nicht eine Tonne 
Stärke eingeführt wurde. Der Herr Minister 
hat uns gestern mitgeteilt, daß sich das im 
Jahre 1963 etwas geändert hat ; es sind schon 
1 6  t Stärke eingeführt worden. Wir hatten 
aber 1962 eine Gesamtproduktion an Kartoffel-
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stärke von 12.662 t. Ich glaube, die 16 t 
werden uns vorläufig noch nicht ruinieren. 

Wir haben sehr viele Briefe von der Indu­
strie bekommen. So hat zum Beispiel die 
Papierindustrie ihre Bedenken geäußert und 

.' gesagt : Wie sollen wir konkurrieren - wir 
haben ohnehin einen schwierigen Konkurrenz­
kampf -, wenn die Stärke bei uns heute schon 
wesentlich teurer ist als in anderen Ländern 1 
Das muß man natürlich bei diesen Dingen 
auch berücksiqhtigen. 

Das war der Grund, warum wir, 'zurzeit 
zumindest, keinen Anlaß gesehen haben, die 

, Stärke schon in '  die Marktordnung aufzuneh­
men ; wir fürchten, daß 'sie dann noch teurer 
wird, und 'glauben, daß in der heutigen 
Situation der Zoll ausreichend ist, wie ja auch 
die Tatsachen beweisen, da bisher so gut 
wie nichts , eingeführt worden ist. 

' 

Dasselbe ist auch von den Eiern zu sagen. 
Die Eier haben einen Zoll von 3,20 S pro 
Kilogramm. Wir haben damals im Handels­
vertrag sogar zugestanden, daß 40 Millionen 
Stück zollfrei eingeführt werden. Inzwischen 
ist aber der Eierkonsum so gestiegen, daß 
wir heute wesentlich mehr Eier einführen als 
diese 40' Millionen Stück. Wir hatten -' 1962 
eine Eiereinfuhr von 263 Millionen Stück. 
Sie wurden , nicht alle zollfrei eingeführt, 
sondern etwa 40 Prozent zollbegünstigt.. Wir 
glauben, also, daß auch hier noch kein Be­
dürfnis zu einer besonderen Beschränkung 
der Einfuhr besteht, solange die . Nachfrage 
nach Eiern durch die Inlandsproduktion nicht 
gedeckt ist. 

Herr Präsident Wallner hat auch gemeint, 
er verstehe es nicht, warum das Innenmini­
sterium die Ausfuhr von Rindern vorüber­
g�hend eingestellt hat. Herr Präsident ! Die 
Antwort ist , daß die , Fleischpreise in Öster­
reich, vor allem auf dem Wiener Markt 
- ich glaube, auch auf anderen Märkten -
so wesentlich gestiegen sind, daß man jetzt, 
in dieser Zeit, wo die Fleischpreise so steigen, 
eine Fleischausfuhr nicht zu vertreten wagt. 
Wenn Sie sagen : Ja, wir kriegen nichts davon ! ,  
kann ich nur antworten : Wir haben auch 
den Eindruck, daß der Handel hier zu sehr 
verdient ; aber, Herr Präsident Wallner, Ihre 
Beziehungen zum Herrn Mitterer und anderen 
Freunden der Wirtschaftskammer sind besser 
als unsere. Wir würden sehr empfehlen, daß 
Sie mit dem Handel reden und hier Ordnung 
schaffen, denn was uns beunruhigt - das 
werden Sie verstehen, Herr Präsident -, 
das sind die unerhörten Preissteigerungen, die 
eingetreten sind. Wir haben übrigens einen 
Bericht vom Grazer . Markt von gestern, 
aus dem hervorgeht, daß der Auftrieb von 
Vieh so gering gewesen ist, daß nicht alle 

Käufer befriedigt werden konnten. In dieser 
Situation ist zu überlegen, ob wir weiterhin 
die gegenwärtige Ausfuhr betreiben können. 
Die Preise haben übrigens in Graz gestern auch 
angezogen ; wie ich höre, bei Ochsen um 1 ,55 S ;  
auch die Preise für Stiere sind etwas ge­
stiegen. Die Ausfuhr ist natürlich eine Sache 
der Versorgung der Bevölkerung, und ich 
bin auch .überzeugt, Herr Präsident Wallner, 
daß das Innenministerium das genau prüfen 
wird und daß solche Maßnahmen nicht mut­
willig getroffen werden, sondern eben aus der 
Verpflichtung ' gegenüber den Konsumenten 
heraus. Man wird sich auf diesem' Gebiet 
ebenso verständigen, wie es auch bei anderen 
Dingen geschehen ist. 

Zusammenfassend : Wir Sozialisten sind 
immer für die Marktordnung eingetreten. 
Wir haben alle diese sechs Novellen, die bisher 
gemacht wurden, mitbeschlossen ; wir be­
schließen heute auch die siebente Novelle, 
und wir sprechen sogar den Wunsch aus, wir 
mögen sehr bald über eine achte Novelle 
verhandeln. Vielleicht gelingt es uns dann, 
daß wir die Marktbindung hineinbekommen, 
um die wir jetzt leider vergeblich gekämpft 
haben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Hartmann. Ich 
erteile es ihm. ' 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Hartmami: Herr PräfÜdent ! 
Hohes Haus ! Ich möchte der Bildung von 
neuen Gerüchten von Haus aus entgegen­
treten. Der Herr Abgeordnete Winkler hat 
aus dem "Kleinen Volksblatt" vom 25. März 
1962 ein Zitat von mir - heute nicht das 
erste Mal, , sondern, glaube ich, mittlerweile 
dürfte es schon ein dutzendmal geschehen 
sein - erwähnt. Nun, ich habe damals tat­
sächlich diesen Ausspruch getan - ,  das ist 
nachher dutzendmal richtiggestellt . worden, 
und es wäre sehr objektiv gewesen, auch eine 
solche Richtigstellung zu zitieren -, aber 
nur im Zusammenhang mit einer übermäßigen 
Forderung auf Erhöhung des Milchproduzen­
tenpreises, die von gewissen Kreisen in der 
Höhe von 60 Groschen je Liter verlangt 
worden ist. Ich habe aber im gleichen Zu­
sammenhang - das geht leider aus diesem 
Zitat nicht hervor, aber aus Dutzenden von 
Richtigstellungen geht es hervor - immer 
die Erhöhung· des Milphproduzentenpreises 
um 20 Groschen vertreten, und dies ist ja 
mittlerweile auch durchgeführt worden. 

Herr Sektionschef Dr. Leopold und Herr 
Sektionschef Dr. Pult ar haben . die ebenfalls 
zitierten Aussprüche getan. Ich gebe zu, 
sie haben vollkommen recht damit. Aber 
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ich glaube, Hohes Haus, Sie werden mir 
zustimmen, wenn ich sage, daß es bei 399 .0QO 
und soundso vielen hundert landwirtschaft­
lichen Betrieben etwas schwerer ist, die Pro­
duktion dem Bedarf anzupassen als beispiels­
weise bei einem Dutzend gleich gearteter Indu­
striebetriebe. 

Wir sind auf dem Gebiete der Anpassung 
der Produktion an den Bedarf nicht müßig, 
aber die Schwierigkeiten sind etwas größer, 
als es im nichtagrarischen Bereich der Fall 
ist : Wir fördern die Rindermast, um dadurch 
die Milchproduktion nicht übermäßig steigen 
zu lassen, wir fördern die Qualitätsweizen­
produktion, um den Überhang an Füll- und 
Weichweizen kleiner werden zu lassen. Das 
ist mittlerweile auch geschehen. Wir haben 
heute nicht zum ersten Male die Beispiele 
aus der Rekordernte 1961 gehört. Diese hat 
einen so hohen Hektarertrag ergeben, wie es 
weder vorher noch nachher der Fall gewesen 
ist. (Zwischenruf des Abg. E. Wink l e r.) 

Was die Stärke anlangt, darf ich dazu 
folgendes sagen : Im ersten Quartal 1963 
sind - wie der Herr Abgeordnete gesagt 
hat - 16 t Stärke, und zwar teils aus Frank­
reich, teils aus Deutschland importiert worden. 
Bedenklich dabei ist die Tatsache, daß bei der 
einen . Provenienz bereits ein ausgesprochener 
Dumpingpreis verrechnet wurde. Der Import­
preis an der österreichischen Grenze ist trotz 
Zoll und Umsatzsteuerausgleich nicht unbe­
deutend niedriger als der österreichische Stärke­
preis. Ich glaube, wir sind es unseren Wald­
viertier und Mühlviertler Bauern, die aus 
Gründen der Bodenzusammensetzung und des 
Klimas auf andere Produktionszweige fast 
gar nicht ausweichen können, schuldig, daß 
wir ihre wichtigste Produktion, die Kartoffel­
produktion, auch in Zukunft aufrechterhalten. 
(Beifall bei der (J V P.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist · geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung. 
Da der vorliegende Gesetzentwurf eine Ver­

fassungsbestimmung enthält, stelle ich die 
gemäß § 61 Abs. 2 des Geschäftsordnungs­
gesetzes für die Abstimmung erforderliche 
Beschlußfähigkeit fest. Es ist die Hälfte 
der Abgeordneten anwesend. 

Bei der A bs t immung wird der Gesetzentwurf 
mit der vom Ausschuß beschlossenen Abänderung 
in z'/.Uei t e r  und dri t t e r  Lesung e ins t i mmig, 
sohin mit der, für eine Verfass·ungsbestimmung 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit, zumB e s c h l u ß 
erhoben. 

2. Punkt : Bericht des Ausschusses für verstaatw 
lichte Betriebe über die Regierungsvorlage 
(162 der Beilagen) : Bundesgesetz über organi­
satorische Maßnahmen im Bereich der ver­
staatlichten Unternehmungen (1. Verstaat­
lichungs-Organisationsgesetz) (205 der Bei-

lagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung : 1 .  Verstaatlichungs-Orga­
nisationsgesetz. 

Berichterstatter ist der Her-r Abgeordnete 
Czettel. Ich bitte ihn, zum Gegenstande 
zu berichten. 

Berichterstatter Czettel: Hohes Haus! Die 
Regierungsvorlage 162 der Beilagen : 1 .  Ver­
staatlichungs-Organisationsgesetz, schafft or­
dentliche Rechtsverhältnisse zwischen der Ver­
einigten Österreichischen Eisen- und Stahl­
werke AG. und einigen anderen der VÖEST 
bereits wirtschaftlich angegliederten verstaat­
lichten Unternehmungen. Es handelt sich um 
die Wiener Brückenbau- und Eisenkonstruk­
tions-A.G., Wien, die Hütte Krems Gesell­
schaft m. b. H., Wien, und die Hütte Liezen 
Gesellschaft m. b. H., Wien. 

Die Regierungsvorlage hat ursprünglich für 
diese drei Gesellschaften den Status von Toch­
tergesellschaften der VÖEST vorgesehen. Auch 
sollten die bis zum Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes von der VÖEST der Wiener 
Brückenbau-A.G. und der Hütte Krems Ge­
sellschaft m. b. H. zur Führung der Betriebe 
darlehensweise zur Verfügung gestellten Be­
träge den Gesellschaften vom Bunde mit der 
Auf lage zugewendet werden, damit die Dar­
lehensforderungen der VÖEST zu tilgen. 

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
hat in seiner Sitzung vom 2. Juli 1963 zur 
Vorberatung dieser Vorlage einen Unteraus­
schuß eingesetzt, dem die Abgeordneten Dok­
tor Geißler, Gram, Dr. Kummer, Dr . Weiß­
mann, Brauneis, Czettel, Haberl, lng. Häuser 
und Kindl angehörten. 

. 

Nach eingehender Beratung im Unteraus­
schuß wurde über die vorgenommenen Er­
gänzungen und Abänderungen am 8. Juli 
1963 dem Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
berichtet. 

Die wesentlichen an der Regierungsvorlage 
vorgeno�menen Abänderungen sind folgende : 

Die Wiener Brückenbau- und Eisenkon­
struktions-A.G., Wien, sowie die Hütte 
Krems Gesellschaft m. b. H. werden - wie 
vorgesehen Tochtergesellschaften der 
VÖEST, hingegen wird die Hütte Liezen 
mit der VÖEST verschmolzen. Die besonders 
enge wirtschaftliche Verbindung der Hütte 
Liezen mit der VÖEST rechtfertigt diese 
besondere Regelung. Die Verpflichtung des 
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Bundes, für die darlehensweise von der VÖEST im Hause beraten und beschließen. Es hat 
den Unternehmungen zur Verfügung gestellten ein Alpine-Rekonzernierungsgesetz gegeben. 
Beträge aufzukommen, gilt nur bezüglich der Warum man die Alpine "konzernieren" , die 
Hütte Krems nach Maßgabe der budgetären VÖE8T aber nur "organisieren" darf, weiß 
Möglichkeiten des Bundes. Die gegenwärtige ich zwar nicht, ich gl!tube äber, inhaltlich, 
wirtschaftliche Lage der Wiener Brückenbau essentiell ist es das gleiche. Es ist hier nichts 
A.G. macht nacn Auffassung des AusschusSes anderes getan worden, als einen Zustand, 
eine Zuwendung des Bundes an dieses Unter. der de facto schon lange besteht, durch die 
nehmen nicht unbedingt erforderlich. gesetzliche Regelung zu legalisieren, das heißt, 

W" h d d Deb tt . A h ß d die Organschaftsverhältnisse zwischen dem a ren er- a e 1m nssc u , an,  er Ö ' .. . h di Ab cl t D W '  ß ' D kt ' Mutterwerk V EST und den Ihr angehangten SIC e geor , ne en r. e1 man�, 0 or Töchtern" herzustellen. Kummer, Dr. Kandutsch, Dr. GeIßler und " . . . . 
d Be . ht t�+t . b t il'gt d d' Der Herr BerIchterstatter hat bereIts dIe er nc ers "'" er e e l en, wur e Ie .. ' . . h d· . di Losung geschildert. Es werden dIe belden Auffassung vertreten, daß durc Ie m .  esem B . b W" B "  k b A G d H' .. tt M ß h . etne e Iener ruc en au . .  un u e ·  Gesetz vorgesehenen a na men nur eme Kr I T

" h " . l' d t " hr d t il . 8 '  d H "  tt Kr C I t ems a s " oc ter elngeg Ie er , wa en e welse anlerung er u e ems ·erlO g ' b  1 . '  ' .  
d 't S '  ß h f" d' es dem Kollegen Ha erl ge ungen 1st, mit un WeI ere an1erungsma na men ur 1eses . d V d U t h ·  -c d l' h . d Unterstützung des anwesen en orstan es n erne men euor er 10 Sln .  . .. . " . ' " auch den Ausschuß zu uberzeugen, daß es 1m Bezugbch der Bergbaubetnebe Grunbach Falle Liezen nicht sinnvoll wäre ein Tochter-und Langau, die ,dur?h einen Minist:errats- verhältnis herzustellen, sonder� daß besser beschluß ebenfalls m ,emer engen Ver�mdung die Verschmelzung von Liezen mit der VÖEST zur VÖE�T stehen, . die durch .das vorli�gende aufrecht bleibt . . pas ist ganz ,richtig, denn Ge�etz Jedoch keme rechthche Sameru�g überall dort, wo die Produktionsprogramme, erfahrt, vertrat der Ausschuß ebenfalls em- die besonderen Verhältnisse ' die Betriebs­stimmig di? �einung, daß die durch den ge- struktur und der Betriebszw�ck ein gewis,ses �annten Minis�.en;atsbeschl�ß festgelegte . sach- Eigenleben nicht nur erwarten lassen, sondern lic.he und p�rsonliche Verbm�ung d?r V?EST geradezu befehlen, sollte maI.1. mit der "Tochter­mit den belden Bergbaubetneben m N1eder- Konstruktion kommen. Wenn es sich aber österreich auch weiterhin aufrechterhalten wie bei Liezen nur um einen Zulieferbetrieb werden soll. handelt, wäre es. völlig sinnlos, eine eigene 
Der n�ue Text der Gesetzesvorlage ist "Tochter" zu machen. Das würde nur zu 

dem schriftlichen Al1sschußbeiicht ange- größeren Verwaltungskosten und vielleicht 
schlossen. Hier möchte ich bitten, eine Be- zu einem bestimmten Streit zwischen den 
richtigung vorzunehmen : Im § 2 Abs. 3 erster beiden Regierungsparteien über die buch­
Satz hat es statt , ,31 .  12. · 1961" richtig stabengetreue Anwendung des Proporzes 
,,31 .  12. 1963" zu lauten. führen. Da wir an diesem Streit nicht interes-

Der Ausschuß für verstaatlichte Betriebe siert sind, sind wir sofort - auf die Seite der 
stellt somit durch mich den A n t r a g, der sachlichen ArgUment� getreten, nämlich die, 
Nationalrat wolle dem dem schriftlichen Bericht es in Liezen so zu belassen,.  wie es ist. (Abg. 
angeschlossenen Gesetzentwurf mit der von Minkowitsch : Nur deshalb ?) 
mir beantragten Berichtigung die verfassungs- .Ich möchte bei dieser Gelegenheit allerdings mäßige Zustimmung erteilen. die Analogie besprechen, die uns bei der Alpine 

Ich beantrage auch, General- und Spezial- nicht paßt. Es wird von einem Mutter-Tochter-
debatte unter einem abzufü�ren. ' 

Verhältnis gesprochen und ges�gt, daß zum 
Präsident: Der Herr Berichterstatter be- Beispiel die Braunkohlenbetriebe in der West-

steiermark und die Edelstahlbetriebe in der antragt, General� und Spezialdeqatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand ' hie- Obersteiermark ja nicht dasselbe seien und 
gegen wird nicht erhoben� General- und Spe- daß daher auch in der Fü�ung, in der Gestion, 
zialdebatte wird daher unter einem vorge- Unterschiede gemacht werden sollen. 80 
nommen. 

Wir gehen , in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Kandutsch. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kandutsch (FPÖ) : Herr 
Präsident ! . Meme Damen und Herren ! Das 
uns vorliegende Gesetz ·heißt 1 .  Verstaat­
lichungs-Organisationsgesetz und ist eigent­
lich das VÖEST-�onzernierungsgesetz. Es 
ist das erstemal, daß wir ein solches Gesetz 

steht es auf dem Papier und in der Theorie: 
Faktisch sind überall die gleichen Vorstände. 
Jud:nburg hat damals zwar durchgesetzt, 
daß sie eine "Töchter" der Alpine wird, 
aber es ist der gleiche ,Alpine-Vorstand, der 
dort regiert. Ich nehme an, es wird im gegen­
ständlichen Fall nicht anders sein. Und 
das würde ich bei den "Töchtern" bedauern, 
die nun wirkliche Tochterbetriebe werden. 
I.ch fürchte aber, daß das in die Konzeption 
der politischen Machtverteilung in der ver-

. ' 
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staatlichten Industrie nicht ganz hineinpaßt. 
So wird auch dieses Konzernierungsgesetz 
so angewendet werden, wie es bei der Alpine 
der Fall gewesen ist. 

Im Ausschuß und im Unterausschuß ' hat 
eine sehr sachliche :Qebatte stattgefunden. 
Die Meinungen sind natürlich zwar aufein­
andergeprallt, aber die Debatte war sachlich 
und fruchtbar. Ich hoffe mit dieser Fest­
stellung niemandem zu schaden. Ich halte 
es für einen Fortschritt, daß alle Seiten in 
der konkreten Frage eines verstaatlichten 
Betriebes sachliche Beiträge und den Beweis 
liefern, daß man auch an guten Lösungen inter­
essiert ist. 

Ich halte es weiters für einen Fortschritt 
und einen Vorteil, daß wir uns entschlossen 
hatten, die Vorstandsdirektoren als Experten 
beizuziehen. Ich möchte dieses Beispiel für 
kommende Fälle wirklich empfehlen, daß 
man nämlich bei den Fragen : Wie soll das 
aussehen, wie ist das mit Liezen, welches 
Programm wird Krems haben ? und so weiter, 
diejenigen Männer hört, die draußen praktisch 
die Verantwortung tragen. Die Parlamentarier 
sollen sich keine Verantwortung arrogieren, 
die sie nicht tragen können. Sie sollen sich 
aber auch nicht auf ein Spezialwissen aus­
reden können, das sie gar nicht haben, sondern 
man soll die Experten hören, und dann hat 
jeder. Poli�iker vor sich und seiner Gesinnungs­
gemeInschaft zu prüfen, ob er dafür die Ver-
antwortung tragen kann. . 

Natürlich war dieser Vorstand besonders 
legitimiert, von uns diese Lösung zu verlangen, 
denn er ist ja durch die bisherige provisorische 
und schlampige Lösung sehr belastet worden. 
Man hat der VÖEST im letzten Jahrzehnt 
eine Reihe von Betrieben angehängt. Viele 
Versuche sind unternommen worden, zum 
Beispiel mit Liezen, sie sind aber fehlgeschla­
gen. Erst seit Liezen bei der VÖEST ist 
reüssiert dieser Betrieb. Man hat dasselb� 
bei der Brückenbau A.G. gemacht. Die 
Brückenbau A.G. konnte zu einem Betrieb 
gemacht werden: der verdient. Aber bei der 
Kremser Hütte war das nicht der Fall, denn das 
ist ein Betrieb in einer Größenordnung, bei der 
eine echte Sanierung hätte Platz greifen müs­
sen. Um die hat sich aber der Eigentümer 
wenig gekümmert, zumindest hat er keine 
Mittel bereitgestellt. Er hat nun auch diese 
Hütte Krems der VÖEST angegliedert, und 
das alles ist ohne rechtliche Basis geschehen ; 
nur durch die Personalunion und durch einen 
Erlaß des Finanz ministeriums, der in der 
Frage der Umsatzsteuer eine Organschaft 
herstellt, -aber in allen anderen Fragen nicht. 

Nun wissen wir, daß der VÖEST-V orstand 
durch einen Ministerratsbeschluß praktisch 

gezwungen wurde, bis j etzt schon 1 30 Millionen 
Schilling zur Aufrechterhaltung dieses Be­
triebes nach Krems zu geben, eigentlich ohne 
j ede rechtliche Ermächtigung. Es ist daher 
unsere Verpflichtung, diesem Vorstand die 
Entlastung zu geben, denn nach den aktien­
rechtlichen Bestimmungen haften diese Per­
sönlichkeiten ja persönlich für' das, was sie 
mit dem Geld für einen fremden Betrieb tun. 
Ich glaube, es war besonders dem Drängen 
des Vorstandes, bei dem ja - in diesem 
Fall sogar glücklicherweise - der Proporz 
vorherrschend ist, zu danken, daß es überhaupt 
zu dieser jetzt gefundenen Lösung kam. 

Meine Damen und Herren! Ein besonderes 
Problem, das der Herr Berichterstatter schon 
angeschnitten hat, ist die Kohle. Grünbach 
und Langau sind nicht hineingenommen wor­
den, obwohl die dortigen Arbeitnehmer und 
natürlich auch die Abgeordneten des Landes 
Niederösterreich das größte Interesse daran 
gehabt hätten, auch dort eine rechtlich saubere 
Lösung herbeizuführen. 

Ich meine aber, daß man nicht auf die Dauer 
so fortfahren kann, daß man Betriebe, die 
aus strukturellen Gründen defizitär geworden 
sind, . einem noch gesunden Betrieb anhängt, 
wobeI man von der Peripherie her schließlich 
auch den Kern mit krank macht. Ich darf 
daran erinnern, daß in der letzten Regierungs­
erklärung eindeutig gesagt wurde, daß die 
Erhaltung unserer �ohlenbergbaue 'als riatio­
naler Energiereserve eine Aufgabe des Staates 
ist. Wenn die VÖEST ohnehin für verschiedene 
andere Betriebe, wie zum Beispiel für die Hütte 
Krems, schon so viel geleistet hat, dann 
kann man ihr auf die Dauer nicht noch eine 
andere Aufgabe anlasten. Ich habe gesagt: 
"auf die Dauer", denn durch den Ausschuß­
bericht, . durch die Willenserklärung des N atio­
nalrates bleiben die Verhältnisse ja so, wie 
sie sin.d, zumindest vorläufig, bis unter Um­
ständen doch eines Tages die Frage generell 
gelöst wird, in welcher Weise die Defizite 
der Kohlenbetriebe von der öffentlichen Hand 
getragen werden. 

Ich habe schon mehrfach gesagt., daß ich 
das bei der Alpine für gerechtfertigt halte. 
Ich halte es natürlich auch bei der VÖEST 
für gerechtfertigt, die, weil es sich um zwei 
Betriebe handelt, das im Augenblick vielleicht 
noch besser tragen kann als die Alpine. Aber 
wenn man bedenkt, daß infolge der Erträgnisse 
auf den. Exportmärkten auch die Ertragslage 
der VÖEST gewaltig zurückgegangen ist, 
muß man zubilligen, daß die VÖEST An­
spruch auf einen Ersatz dieser Kosten durch 
die öffentliche Hand hat, wenn es einmal 
wirklich einen Kohlenplan geben sollte. 

Meine Damen und Herren! Der schwierigste 
Paragraph dieses Gesetzes war natürlich der 
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§ 2. Es gibt ja kein Gegenkonzept, zumindeftt 
kenne ich keines, wie man unter Umständen 
diese Betriebe selbständig machen könnte, 
wie etwa vermieden werden könnte, daß die 
VÖEST solche Betriebe als "Töchter" be­
kommt. Ich möchte dabei sagen, daß mir 
nicht bekannt · ist, daß der Vorstand, der 
Betriebsrat oder die VÖEST-Belegschaft einen 
besonderen Ehrgeiz an den Tag legen, weitere 
Betriebe anzugliedern, sondern es ist nur eine 
ihr auferlegte Aufgabe , und das hat es natür­
lich . auch gerechtfertigt erscheinen la�sen, 
vom Staat einen Ersatz für die Leistungen zu 
verlangen , die bisher erbracht wurden. 

War also die rechtliche Konstruktion eher 
unbestritten, so begann die Streiterei in dem 
Augenblick - wie immer -, als man über 
das Geld zu reden begann. Im Ministerrat 
'ist der § 2 durchgegangen, der besagt, daß der 
Staat für die Aufwendungen, die die VÖEST 
bisher für Krems gemacht hat, einen Ersatz 
leistet . Der VÖEST-Vorstand hat aber in 
einer gewissen vorausschauenden Methodik 
die Beträge, die er auf der einen Seite nach 
Krems gegeben hat, auf der anderen Seite 
bei den Steuerleistungen an den Staat abge­
zogen, sodaß je'tzt die Grundlage für ein 
Kompensationsgeschäft gegeben ist. Diesß 
Methodik ist, da das Verhalten des Staates nicht 
ganz einwandfrei gewesen ist, auf der Seite 
des VÖEST-Vorstandes meiner Meinung nach 
zu entschuldigen. Jedenfalls standen und 
stehen wir vor der Situation, daß · man in 
Wirklichkeit diese beiden Verpflichtungen ein­
ander aufrechnet, obwohl im Gesetz selbst 
nicht die richtigen Vertragspartner aufscheinen. 

Im Ausschuß waren sich alle Fraktionen 
d&rüber einig, daß eine solche Regelung dieser 
Frage erfolgen sollte. Der Bund ist nach uem 
Gesetz verpflichtet, diese Leistungen der 
VÖEST abzulösen, nur sagte der Vertreter der 
Budgetsektion, daß der Bund nicht zahlungs­
fähig sei. Das ist kein neues Lied, das hört 
man bei jeder sich bietenden Gelegenheit. 
Nach einer langen Diskussion wurde ein­
gefügt : "nach Maßgabe der budgetären Mög­
lichkeiten". Auf der anderen Seite aber 
war sich der Ausschuß darüber einig, auch 
mit der Zustimmung des nun allerdings nicht 
ganz zuständigen Budgetsektionsvertreters, 
daß es zu einer Stundung der Steuerschulden 
kommen würde und daß natürlich auch keine 
Verzugszinsen angerechnet werden dürfen. 
Wenn dieser Verzug nur deswegen eintritt, 
weil der Staat auf der einen Seite kein Geld 
hat, kann man nicht demjenigen, dem ge­
holfen werden soll, Verzugszinsen anrechnen, 
die bei 8,5 Prozent im Jahr schon 10 Millionen 
ausgemacht hätten. 

Man darf mcht vergessen, daß mit dem 
Gesetz die Hütte Krems noch nicht samert 

ist. Die Hütte Krems kriegt keinen Groschen 
Geld aus der jetzigen Situation. Die Hütte 
Krems erhält auch aus dem VÖEST­
Kredit von 20 Millionen Dollar keinen Groschen, 
sondern dieser Kredit ist bereits zur 
Gänze für Investitionen, und zwar maßgeblich 
für Rationalisierungsinvestitionen in der 
VÖEST selbst blockiert . Hier sind zwei 
Dinge notwendig : erstens einmal eine echte 
Kapitalaufstockung, denn dieser Betrieb ist 
in einer schauerlichen Weise unterkapitali­
siert, und zum zweiten braucht man hier 
mindestens 130 bis 170 Millionen für ein 
Investitionsprogramm, denn der Betrieb soll 
ja so saniert werden, wie das bei der Wienen 
Brückenbau Gott sei Dank geglückt ist. 
Also mit <lem ist noch nichts geschehen. 
Aber die . Sanierung so zu gestalten, daß man 
vielleicht, weil der Bu:ri.d nicht zahlen kann­
angeblich ! ,  denn de facto hätte er gar nichts 
zahlen müssen, er hätte nur auf etwas zu ver­
zichten gehabt -, dann Verzugszinsen be­
rechnet, das wäre doch eine absurde Lösung. 

Ich muß sagen, die Parlamentarier aller 
Fraktionen dieses Hauses sind gutgläubige 
Menschen. Sie sind vor allem der Auffassung : 
Wenn ein Ministerialbeamter für ein Mini­
sterium auftritt, dann vertritt er die integrale 
Meinung des Ministeriums. Wir sind aber, 
glaube ich� wiederum eines Besseren belehrt 
worden, und in der Politik ist es immer gut, 
Erfahrungen zu sammeln. Es kann näriilich 
ohne weiteres passieren, daß der Vertreter 
einer Sektion sagt : Ja, ich stimme zu im 
N amen meines Ministers, aber am nächsten 
Tag sagt der Sektionschef, der zum Beispiel 
die Steuern zu vertreten hat : Hier · kann ich 
ja gar nicht zustimmen, denn meine Zu­
stimmung wäre- gegen das Gesetz, wäre e-ont,T'a 
legem. So saßen wir gestern vor der Situ­
ation, daß zwar eine Stundung ausgesprochen 
werden könnte, daß sich um die Höhe der 
Verzugszinsen auch die Forderungen an den 
Bund erhöhen könnten, daß man aber auf 
Grund zwingender gesetzlicher Vorschrüten 
einem Unternehmen ---'" in diesem Falle der 
VÖEST für die Hütte Krems - bei der Um­
satzsteuerrüekvergtitung die Steuerschuld an­
rechnen müßte, so daß man das Geld faktisch 
in 20 Monaten herinnen hätte. 

-

So etwas ist uns . also im Ausschuß passiert, 
und zwar - ich sage es noch einmal -gegen den 
Willen aller dort vertretenen Abgeordneten. 
Man wird daher auch in Zukunft, glaube ich, 
rein geschäftsordnungs mäßig bei der Be­
schickung solcher Unt.erausschüsse dafür sor­
gen müssen, daß vom Finanzministerium nicht 
nur die Budgetsektion, sondern auf jeden 
Fall auch die Steuersektion vertreten ist, 
sonst bekommt man solche Ergebnisse, die 
gestern dann in einem Gespräch mit dem 

89 
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Herrn Finanzminister, der ein Einsehen hatte, em guter Start. Über die VÖEST und über 
so geregelt. wurden, daß die ganze Frage die Hütte Krems haben wir sehr viel ge­
auf vier Jahre ausgesetzt wird. Der Finanz- sprochen, hoffentlich wird die Lösung in 
minister gab zu, vielleicht gelingt es in dieser Zukunft gelingen. 
Zeit, die Hütte Krems mit den jetzt zu er- Es ist auch die Frage angeschnitten worden : greifenden Maßnahmen so ins Verdienen zu Was soll dieser Betrieb erzeugen ? Es ist die 
bringen - vielleicht erholt sich auch das Sorge angeklungen , die durchaus begreiflich Werk der VÖEST so -, daß dann der Staat 
doch noch zu diesen Steuerrückständen 

ist, ob nicht ein Produktionsprogramm ent-
wickelt werden könnte, das eine Konkurrenz kommt. Ich persönlich glaube das auf gar mit anderen Unternehmungen auch auf dem 

keinen Fall, ich halte das für eine Illusion, Sektor der Privatwirtschaft darstellen würde 
denn in der heutigen Zeit eine Investition mit dem Zweck, daß man auf der einen Seite in dieser Höhe zu verdienen, das braucht na- den Betrieb saniert und auf der anderen türlich Jahre. Ich sehe auch auf gar keinem Seite vielleicht Arbeitslose produziert. Der ,Gebiet irgendwelche so günstige Silberstreifen zuständige Vorstandsdirektor hat uns aber 
am Horizont, um meinen zu können, daß sich hr " b  d '  T t h A . Ö h se u erzeugen eIne a sac e vor ugen 
auch dIe Ertragslage der V EST so se I' f" hrt d ß " l' h '  Ö t . h '  V .. d d 

ge u , a nam IC In s errelC Im er-
an ern wer e. , ' hältnis zu den anderen eisen- und stahl-. 

Vor allem glaube ich, wenn sich der öster- erzeugenden Staaten ein großes Mißverhältnis 
reichische Staat durch seine Bundesregierung, zwischen Blecherzeugung und Blechver­
durch die beiden Regierungsparteien hinstellt arbeitung besteht. Es muß doch unser Ehrgeiz 
und einer Belegschaft wie der der Hütte Krems sein, wo immer sich eine Möglichkeit bietet, 
sagt : Ihr habt in der Russe'nzeit ausgehalten, in die Verarbeitung hineinzukommen, denn 
wir werden dafür sorgen, daß ihr eure Arbeits- in der Verarbeitung - noch dazu soll dieser 
plätze behält, dieser Betrieb wird aufrechter- Betrieb, glaube ich, zwei Drittel seiner Pro­
halten, es muß ein modernes Produktions- duktion · exportieren - liegen ja wesentlich 
programm kommen ! ,  dann hat er auch eine größere Verdienstmöglichkeiten durch die 
Eigentümerfunktion zu erfüllen in der Hin- Arbeitsrate, als wenn wir ständig ein Staat 
sicht, daß er diesen Tochterbetrieb einiger- bleiben, dessen Außenhandelsstruktur vor 
maßen mit Betriebskapital ausstattet und allem darauf beruht, daß wir Rohstoffe und 
sich nicht nur darauf verläßt, daß ein anderes Halbfabrikate exportieren. Es wurde uns 
Unternehmen, das derzeit oder in der Ver- gesagt : Das wurde im Fachverband be­
gangenheit gut gegangen ist, alle diese Eigen- sprochen, es ist keine Gefahr, daß eine Nieder­
tümerverpflichtungen übernimmt. konkurrierung anderer Betriebe stattfindet. 

Deswegen hätte ich gewünscht, daß es uns 
gelingen möge, diesen Begriff "nach Maßgabe 
der budgetären Möglichkeiten" zu streichen. 
Ich sage noch einmal, dadurch, daß die bei den 
Forderungen ohnehin, glaube ich, einander 
bis auf den Schilling gleichen, könnte man 
die Sache machen, ohne daß der Staat in seiner 
jetzigen Lage 1 30 Millionen hingibt. Ich 
glaube dem Herrn Finanzminister', daß er sie 
nicht hat. In dem Punkt bin ich sogar seiner 
Meinung, daß sich die VÖEST schneller er­
holen wird als der österreichische Bundes­
haushalt. Es hätte aber zu einer echten 
Barleistung des österreichischen Staates gar 
nicht kommen müssen, aber es ist herausge­
kommen, daß der Finanzminister die Hoffnung 
noch nicht aufgegeben hat, dieses Geld noch 
einmal zu bekommen. 

Meine Damen und Herren ! Wir alle, glaube 
ich, hoffen doch sehr, daß das Problem Krems 
von der Tagesordnung dieses Hauses abgesetzt 
wird. D e r  verstaatlichte Betrieb ist uns der 
liebste, über den wir am wenigsten reden 
müssen. Wenn wir vom Rechnungshof hören : 
es ist alles in Ordnung, er reüssiert, er macht 
Gewinne, er zahlt Dividenden, dann ist es 

Vor allem ist es natürlich auch immer wieder 
schwierig, von der verstaatlichten Industrie in 
einem bestimmten Bereich eine Sanierung zu 
verlangen, wenn man ihr dauernde Verbote 
auferlegt : das und das und das dürft ihr 
nicht erzeugen ! Man müßte sich irgendwie 
einigen, ob man den Betrieb nicht in andere 
Hände überführen sollte, aber die sind bei 
diesen Größenordnungen am Inlandskapital­
markt überhaupt nicht vorhanden. Daran 
ist auch gar kein Zweifel. 

In der Frage, daß Krems, wie gesagt, zu 
einem hoffentlich blühenden und existenz­
fähigen Betrieb gemacht werden soll, sind 
sich alle politischen Kräfte, zumindest 
lokaler Art einig. Sie werden alle auch die 
Zuschriften des Herrn Bürgermeisters und 
der Stadträte bekommen haben. Diese Stadt 
könnte sicherlich keine so blühende Stadt sein, 
wenn dieser Betrieb nicht die Möglichkeit 
hätte, in Zukunft zu bestehen. 

Unsere Fraktion wird also die Zustimmung 
geben. Ich möchte noch einmal sagen, wir 
halten die sachliche Diskussion, wie sie hier 
geführt worden ist, für richtig, wir halten 
die Aussprache mit den Experten für richtig, 
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ohn.e die Verantwortung zu übernehmen, 
und wir halten es überhaupt . für richtig, bei 
allen Spezialproblemen einzelner verstaatlichter 
Unternehmungen nicht politisch-ideologische 
Gesichtspunkte in den Vordergrund zu stellen, 
sondern die Fragen der betriebswirtschaft­
lichen, der volkswirtschaftlichen Erwägungen, 
die Frage der Sicherung der Arbeitsplätze 
für die dort Beschäftigten. Wenn wir diese 
überlegungen in den Vordergrund stellen, 
dann wird es Lösungen geben wie die heutige, 
der, glaube ich, alle guten Kräfte des Hauses 
nur zustimmen können. (Beifall bei der F pO 
'Und bei Abgeordneten der SPO.) 

Präsident : Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Fritz zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Fritz (ÖVP) : Herr Prasident ! 
Hohes Haus ! Das Ihnen vorliegende 1. Ver­
sta'tttlichungs-Organisationsgesetz übergibt die 
Anteile des Bundes an der Wiener Brückenbau­
A.G. und an der Hütte Krems an die VÖEST 
Linz. Die Hütte Liezen Ges. m. b. H. wird 
mit der VÖEST Linz verschmolzen. Damit 
wird der Schlußstrich unter eine lange Debatte 
gezogen. . 

Der Bund verzichtet in allen drei Fällen 
auf jedwede Gegenleistung und erklärt sich 
im Falle der Hütte Krems. noch zusätzlich 
bereit, jenen Betrag, der bis zum Inkraft­
treten des vorliegenden Gesetzes von der 
VÖEST bisher zur Betriebsführlillg zur Ver­
fügung gestellt wurde, "nach Maßgabe der 
budgetären Möglichkeiten" zu ersetzen. Die 
konkrete Zahl hiezu : 121 Millionen Schilling. 

Damit aber ja nicht etwa dem Herrn Finanz­
minister wenigstens eine Schenkungssteuer 
zugute käme, bestimmt der § 4 dieses Gesetzes 
ganz ausdrücklich, daß von dieser Trans­
aktion keinerlei bundesrechtlich geregelte Ab­
gaben eingehoben werden dürfen. 

Bevor ich jetzt meine Ausführungen weiter 
fortsetze, möchte ich zur Vermeidung all­
fälliger Mißverständnisse, die sich bei der 
heilden Sachlage ergeben könnten, folgende 
Erklärung deponieren : Als Inhaber eines 
eisenverarbeitenden Betriebes bin ich natur­
genläß Vertreter der freien, der sogenannten 
privaten Wirtschaft. Als Realpolitiker habe 
ich die Existenz der verstaatlichten Grund­
industrie in ihrem heutigen Umfange selbst­
verständlich jederzeit als gegebene Tatsache 
betrachtet. Ich bekämpfe daher keineswegs 
lind in keiner Form ihre Existenz. 

Diese Erklärung ist notwendig, weil ich 
nunmehr darauf zu sprechen komme, daß der 
Auaschuß für verstaatlichte Betriebe im Falle 
der Hütte Krems einhellig die Auffassung 
vertreten hat, daß die früher erwähnten 
Maßnahmen nur eine teilweise Sanierung 

dieses Betriebes darstellen und weitere Maß­
nahmen auf diesem Gebiete erforderlich sein 
werden. 

"Nun ist feststehend, daß dieser Betrieb 
anläßlich der übernahme von der USIA 
im Jahre 1955 640 Beschäftigte zählte, denen 
man verständlicherweise zusicherte, um die 
Sicherung ihrer Arbeitsplätze besorgt zu sein. 
Wenn aber die Hütte Krems heute über 
1000 Mann Belegschaft aufweist, so muß 
doch dort' ab 1955 eine ganz bedeutende 
Auftragssteigerung eingetreten sein, die diese 
mehr als 50 Prozent betragende Belegschafts­
vermehrung in irgehdeiner Form rech�fertigt. 
Der Betrieb kann doch nicht im Schatten 
der Konjunktur gelegen sein t 

Wieso aber, wird sich jeder, der sich nur 
etwas mit wirtschaftlichen Dingen befaßt, 
fragen, ist der Betrieb dann nach Streichung 
von sage und schreibe 121 Millionen Schilling 
weiterhin noch immer unterstützungsbedürftig 1 
121 Millionen Schilling I In diesem Hause 
sind Milliarden Begriffe. 121 Millionen Schilling 
scheinen nicht viel zu sein. Darf ich Ihnen 
die Zahl in der Form näherbringen, daß ich 
Ihnen mitteile, was Sie selbst feststellen 
können ; Auf den Kopf jedes . Beschäftigten 
entfallen sage und schreibe im Durchschnitt 
an Belastungen oder Rückständen auf diesem 
Gebiet 121.000 S. Das ist für einen privaten 
Wirtschaftler eine astronomische und völlig 
unbegreifliche Zahl. Das allein, Hohes Haus, 
sollte eigentlich Anlaß genug sein, um auf 
den ganzen . Ernst unserer wirtschaftlichen 
Situation grundsätzlich hinzuweisen. 

Vor kaum einem Monat wurde hier im Hause 
einigen Betrieben der verstaatlichten Industrie 
die Abschreibung verschiedener Verpflichtun­
gen im Gesamtbetrage von rund 536 ' Millionen 
Schilling zugestanden. Wenn man nun die 
heute vorliegenden 121 Millionen Schilling 
und den Entgang der übertragungsgebühren 
aus dem 1. Verstaatlichungs-Organisations­
gesetz addiert, so ergibt sich für das, Jahr 1963 
bisher die Summe von 665 Millionen Schilling. 
Das ist eine Bundeszuwendung an die ver­
staatlichte Industrie, die, auf den Kopf der 
Bevölkerung, -vom Säugling bis zum Alters­
rentner berechnet, rund 100 S beträgt. " 

Der gesamten österreichischen Wirtschaft 
steht aber der kaum zollgeschützte Direkt­
kontakt mit dem europäischen Markt unmittel­
bar bevor. Wir haben uns in Kürze mit indu­
striell und finanziell sehr starken Ländern 
im freien Konkurrenzkampf zu messen. Auf 
unseren Erzeugnissen ruht derzeit die höchste 
europäische steuerliche Belastungskomponente. 
Wir belasten unser Budget aber unentwegt 
weiter mit steigenden Kosten für Subventionen, 
mit Sozialleistungen und einem teilweise 
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betont unwirtschaftlichen Verwaltungssystem, 
um nur einige Punkte aufzuzählen, die es 
kaum glaubhaft erscheinen lassen, daß unsere 
budget ären Verhältnisse sich etwa in nächster 
Zeit bessern würden. 

Wenn wir uns in Zukunft in der europäischen 
Wirtschaft einigermaßen durchsetzen wollen, 
dann werden wir an wirtschaftliche Belange 
ausschließlich rationale Maßstäbe anlegen 
müssen. Mit gewissen überholten Schlag­

gerichtet, daß sich das wirtschaftlich abdeckt, 
sondern auch darauf, daß viele Arbeitnehmer 
eine schwere soziale Einbuße erleiden würden, 
und zwar deshalb, weil es auch in diesen Be­
trieben Leistungsprämien und andere Prämien 
gibt. Wenn aber der Betrieb, der nun ver­
schmolzen wird, allein auf sich gestellt bliebe, 
würde die Arbeiterschaft dieses Geld, das sie 
sonst bekäme, verlieren. (Präsident Dipl.-Ing. 
Waldbrunn er übernimmt den Vorsitz .) 

worten oder Vorurteilen muß enägültig ge- Als seinerzeit eine Abordnung der Beleg­
brochen werden. Es ist in Österreich höchste schaft der Hütte Krems beim Herrn Bundes­
Zeit für eine umfassende geistige Entrümpelung kanzler vorgesprochen und auf die schlechte 
bei wirtschaftlichen Begriffen. Wir können finanzielle und wirtschaftliche Lage der Hütte 
uns diesen Luxus antiquierten Festhaltens bei Krems hingewiesen hat, haben der Herr 
weitem nicht mehr leisten. Glaubt vielleicht Bundeskanzler und der Herr Bürgermeister 
der eine oder andere von Ihnen wirklich, daß Wilhelm von Krems die Zusage gegeben, daß 
heute noch das konsequente Streben nach alles unternommen werden wird, um die 
Erhöhung der Wirtschaftlichkeit und nach Arbeitsplätze der in der Hütte Krems beschäf­
Steigerung der Leistung des Unternehmers tigten Arbeiter und Angestellten zu sichern. 
umgefälscht werden kann in Profitgier des Die Kremser Hütte kenne ich genau. Sie 
Unternehmers ? war ein USIA-Betrieb, und besonders die Spitzen 

Als österreichischer Staatsbürger bin ich der Österreichischen Volkspartei wissen ganz 
Mitbesitzer der verstaatlichten Betriebe. Als genau, wie schwer es war, in den USIA-Zeiten 
solcher erhebe ich die Forderung nach wirt- Österreicher zu sein, und wie schwer es war, 
schaftlicher und möglichst gewinnbringender mit diesen Betrieben irgendwie zusammen­
Führung dieser Betriebe. Sie dürfen nicht zuarbeiten, wie schwer dies auch deshalb war, 
weiterhin und in keiner Form eine Belastung weil es sehr wenige Investitionen gegeben hat 
des Budgets darstellen, sondern sie mögen so und besonders die Arbeiterschaft mit schwerer 
wie seit eh und je die private Wirtschaft ihre �rbeit belas��t :var. Ich glaub� doch : Es 
Verpflichtung dem Staat gegenüber erfüllen 1st der �oh?- fur dIes� schwere ArbeIt, wenn man 
zum Wohle, aber nicht zur Belastung der . auch fur dIese BetrIebe etwas tut. 
österreichischen Bevölkerung. (Beifall bei der Ich habe vor zirka drei Jahren selbst einmal 
Ö VP.) in der Hütte Krems einen Werksbesuch ge­

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Gram. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Gram (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Dem Hohen Haus 
liegt heute das 1 .  Verstaatlichungs-Organi­
sationsgesetz zur Beschlußfassung vor. Als 
Belegschaftsmitglied der verstaatlichten 
Industrie möchte ich mit einigen Worten die 
Stellungnahme der Österreichischen V olks­
partei zum Gesetz darlegen. 

Bei der Beratung des 1 .  Verstaatlichungs­
Organisationsgesetzes wurde im Verstaat­
lichungsausschuß für drei Betriebe eine positive 
Erledigung ausgearbeitet. Die Hütte Liezen 
wird durch dieses Gesetz mit der VÖEST 
fusioniert. Die ÖVP-Fraktion hat im Ausschuß 
zu dieser Verschmelzung der beiden Werke 
ihre Zustimmung gegeben, weil der Arbeiter­
schaft der Hütte Liezen wahrscheinlich auf 
sozialem Gebiet Nachteile erwachsen wären, 
wäre die Hütte Liezen nur eine Tochter­
gesellschaft der VÖEST geworden. 

Aber ich möchte hier feststellen : Unser 
Grundsatz und auch mein Kampf für diese 
Fusionierung war nicht ausschließlich darauf 

macht. Ich mußte damals schon feststellen, 
daß die Warmblechplattenerzeugung in der 
heutigen Zeit unbedingt ein unrentables Ge­
schäft werden muß, dies umsomehr, als 
alle Aufträge für Warmbleche aus dem 
Osten kamen. Was damals schon vorauszu­
sehen gewesen wäre, ist auch tatsächlich einge­
treten : Die Aufträge für Warmbleche aus dem 
Osten gingen stark zurück beziehungsweise 
blieben ganz aus. Daher ist es in den letzten 
Jahren in der Hütte Krems zu einer wirt­
schaftlichen Krise mit großen Defiziten ge­
kommen. 

Bei einigermaßen richtiger Planung hätte 
diesem Umstand durch planmäßige Investi­
tionen, Bewerbung um neue Arbeitsmärkte 
und durch Umstellung der Produktion recht­
zeitig entgegengewirkt werden können. Es 
ist zu hoffen, daß durch den neuen Investitions­
plan der Betrieb wieder seine frühere Kapazi­
tät erreicht und daß die Hütte Krems eine 
gute Tochtergesellschaft der VÖEST sein 
wird. 

Die Österreichische Volkspartei und be­
sonders der Österreichische Arbeiter- und 
Angestelltenbund wünschen, daß der Hütte 
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Krems bei ihren Investitiollsvorhaben ein 
voller Erfolg beschieden sein möge und daß 
durch Beschließung des 1 .  Verstaatlichungs­
Organisationsgesetzes nicht nur den Arbeitern 
und Angestellten der Hütte -K!ems selbst, 
sondern darüber hinaus auch dei' Stadt Krems 
als einer der größten Städte Niederösterreichs 
wirtschaftlich geholfen werden kann. 

Der Firma Wiener Brückenbau A. G. wurde 
vom Verstaatlichungsausschuß der Status einer 
Tochtergesellschaft zuerkannt. Die Wiener 
Brückenbau A. G. ist derzeit schon ein aktiver 
Betrieb mit einem guten Erzeugungsprogramm. 
Es ist zu hoffen, daß es in diesem Betrieb 
keine ' allzu großen Schwierigkeiten geben 
wird. 

Dem Grünbacher Kohlenbergbau muß 
sicherlich geholfen werden. Es liegt uns 
Arbeitern und Angestellten besonders am 
Herzen, dem Bergbau zu helfen, weil wir 
wissen, daß der österreichische Bergbau sehr 
große Schwierigkeiten hat und daß es dort 
unter keinen Umständen zu irgendwelchen 
politischen Auseinandersetzungen kommen 
darf, sondern wirklich zu demokratischer 
Zusammenarbeit kommen muß, damit endlich 
den Bergleuten in Österreich auch geholfen 
wird. · 

Wie schon eingangs erwähnt, wurden die 
in diesem 1 .  Verstaatlichungs-Organisations­
gesetz vorgesehenen Maßnahmen im Ausschuß 
einstimmig beschlossen. 

Ich möchte dem Abgeordneten Kandtitsch 
nur sagen : Es war kein Kampf. Es war 
für uns, es war für mich, es war aber auch 
für die Österreichische Volkspartei ein klares 
Bekenntnis zur Arbeiterschaft in der ver­
staatlichten Industrie. Wenn Sie das Kampf 
nennen, dann werde ich sehr alt werden im 
Parlament, . weil dieser Kampf sehr gering 
wal'. Wir haben die Maßnahmen schon vorher 
mit. meinen Kollegen in diesen Betrieben 
besprochen. Herr Kollege K�ndutsch ! Wenn 
Sie das Kampf nennen, dürfte das auch irgend­
wie eine Alterserscheinung sein oder sonst was ! 
(Zwischenrufe. ) 

Die Österreichische Volkspartei wird trotz 
der finanziellen Erfordernisse diesem Gesetz 
ihre Zustimmung g"eben. Ich möchte aber 
hier ausdrücklich betonen, daß die Öster..­
reichische Volkspartei bei diesem Beschluß 
parteipolitische Interessen gänzlich zurück­
stellt. Die .ÖVP hat nur das Schicksal der 
Arbeiter und Angestellten jener Betriebe im 
Auge, für die in diesem Gesetz Maßnahmen 
vorgesehen sind. , 

Bei dieser . GelegenheIt sei mir gestattet, 
den Herrn Vizekanzler als Ressortchef der 
verstaatlichten Industrie auf Umstände hiil-

zuweisen, die in sozialer Hinsicht und vom 
menschlichen ' Standpunkt aus auch ein grobes 
Unrecht darstellen. Die Österreichische Volks­
partei billigt unter keinen Umständen der­
artige unsoziale parteipolitische Maßnahmen, 
die sich eindeutig gegen ihre Mitglieder in 
den Betrieben der verstaatlichten Industrie 
richten. 

Im Werk Traisen wurden im Juni 17  
Belegschaftsmitglieder entlassen. Davon ge­
hören zehn dem Arbeiter- und Angestellten� 
bund an. Unter diesen zehn Entlassenen ist 
nur ein Lediger, alle übrigen sind Familien­
väter, zwei mit je einem Kind, einer mit zwei 
Kinder, zwei mit drei Kindern, einer mit 
vier Kindern und einer mit sieben Kindern. 
Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß bei den Kündigungen nicht nach ' wirt­
schaftlichen und sozialen Momenten vorge­
gangen wurde, sondern daß dabei in erster Linie 
politische ErwägUngen eine Rolle gespielt 
haben dürften. Im Werk Traisen wurde im 
Juni im Temperwerk die, Filtererzeugung 
wieder aufgenommen. Man hat die Kündi� 
gungen aber nicht zurückgezogen, und wenn 
die Gekündigten nicht wieder aufgenommen 
werden, wird man andere Arbeiter aufnehmen 
müssen. 

Des weiteren hat sich gezeigt, daß im seI ben 
Werk durch natürliche Abgäng�' in Kürze 
Neuaufnahmen zu tätigen sein werden. Es 
hat aber den Anschein, daß man die Kündi­
gungen der Mitglieder des Arbeiter- und 
Angestelltenbundes nicht zurücknehmen will. 
Man begründet das damit - '  ich habe die 
St. Pöltner Zeitung hier, sonst wäre ich gar 
nicht so schnell draufgekommen -, daß alle 
jene, die abgebaut wurden, schlechte Arbeiter 
waren. Ich stelle als christlicher Arbeiter 
nur die eine Frage : Können bei einem Vater 
von sieben Kindern die Kinder etwas dafür, 
wenn der Vater wirklich ein schlechter Arbeiter 
ist 1 Ich sage Ihnen nur ' eines : Ich könnte 
es mir gar nicht vorstellen - ich habe auch 
mit meinen Kollegen in anderen verstaatlichten 
Betrieben darüber gesprochen -, daß so 
etwas über�aupt vorkommen kann. Ich gebe 
aber nicht der Sozialistischen Partei oder 
dem Herrn Vizekanzler die Schuld. Ich bitte 
nur, diesem Fall genau nachzugehen, und 
ich hoffe auch, daß diese Familienväter wieder 
Arbeit und Brot in Traisen finden werden. 

Ich bitte aber auch folgendes zu beachten. 
Wenn wir die Zeitungen aus den letzten 
drei oder vier Wochen lesen - ich will heute 
nicht mehr Zeitungen zitieren, sonst könnte 
es wieder einen Wirbel geben -, so , müssen 
wir feststellen, daß wir vom Arbeiter- und 
Angestelltenbund, wir christlichen Gewerk­
schafter immer als '1Reaktionäre" angesehen 
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und hingestellt werden. Wir werden immer 
als Unternehmervertreter hingestellt. Ich bitte 
meine ·sozialistischen Kollegen, zur Kenntnis zu 
nehmen : Ich bin auch schon 37 Jahre in der Ge­
werkschaft. Wir sind keine Unternehmersöld­
linge, sondern wir sind nur in einer anderen Par­
tei, in der wir glauben, unsere Interessen ver­
treten zu können. Daher kämpfen wir auch in 
der Österreichischen Volkspartei, und wir sind 
in der Österreichischen Volkspartei drinnen, 
weil wir wissen, daß wir auch in der Öster­
reichischen Volkspartei gute Arbeitgeber haben, 
weil ich weiß, daß auch meine Freunde als 
Arbeitgeber in dieser Österreichischen Volks­
partei sind. Sie sind nicht so schlecht. (Heiter­
keit.) 

Ich kann Ihnen von manchen Lohnver­
handlungen sagen, daß ich oft mit Gremien 
der verstaatlichten Industrie, in denen zwei 
Vertreter von der SPÖ und zwei Vertreter 
von der ÖVP sitzen, schwerer zu verhandeln 
habe - ich bin selbst gewählter Betriebsrat -
aJs mit so manchem Priv8,tunternehmer. Ich 
habe meinen Kollegen oft gesagt : Wozu 
brauchen wir eine Gewerkschaft in der ver­
staatlichten Industrie, in deren Vorständen 
jeweils zwei Sozialisten sitzen, die sowieso 
für den Arbeiter sein müssen, weil ihre Partei 
eine sozialistische Arbeiterpartei ist, und zwei 
Vertreter von der Ö VP (Zwischenruf bei · der 
(j V P), die nicht, weil sie bei der Volkspartei 
sind, sondern aus ihrer christlichen An­
schauung und Nächstenliebe dafür eintreten 
müssen, daß uns gegeben wird, was uns 
zusteht ? 

Aber leider ist es so im Leben, daß der 
Arbeiter kämpfen muß, solange er lebt. 
Das verspreche ich Ihnen, daß wir jeder­
zeit Seite an Seite in demokratischer Weise 
für dieses Österreich und für diese Arbeiter­
schaft kämpfen werden. Mir tut nur leid, 
daß der Präsident des Gewerkschaftsbun­
des nicht da ist. ( Vizekanzler DDr. Pit t er­
mann: 0 ja I) Ah, ist er da ! Ich habe seine 
Rede vom letzten Mal gehört, und ich habe 
sie gut aufgenommen, weil ich glaube, daß 
auch er haben will, daß wir im Gewerkschafts­
bund in Österreich Freunde und nicht gegne-

" rische Kämpfer sind. Auf wirtschaftlichem 
und sozialem Gebiet müssen wir Freunde 
sein, auf politischem Gebiet, da können wir 
es darauf ankommen lassen, da macht es 
nichts, wenn es einmal ein wenig Wirbel 
gibt im Parlament. 

Hohes Haus ! Ich fahre oft in der Eisen­
bahn, und ich fahre meist zweiter Klasse. 
Da hört man das Volk reden; daß die im 
Parlament wieder schlafen. Wenn viel Wirbel 
im Parlament ist,- dann sagt " man, es wird 
wieder gerauft. Daher glaube " ich, es ist 
ein gesundes Verhältnis notwendig. Man soll 

die Redner im Parlament sprechen lassen, 
wenn es einem auch nicht immer paßt. Ich 
glaube, das ist viel besser, als wenn Radikalis­
mus und Haß vorhanden sind, die man 
manchmal, wenn man durch die Reihen 
schaut, wo die Wogen hochschlagen, in diesem 
Parlament bemerken muß. Ich glaube, wenn 
man ' gegenseitig etwas Rücksicht nimmt, 
dann werden wir den richtigen Weg finden, 
denn schließlich sind wir doch alle Österreicher, 
wir kämpfen für dasselbe Ziel, nämlich dafür, 
daß es jedem Österreicher besser geht ! 
(Be"i/all bei der (j V  P.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner :  Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Haberl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Haber! (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Es wurde bereits zu Beginn gesagt, daß dieses 
Gesetz das Gegenstück zum seinerzeitigen 
Gesetz für die Alpine ist und die Organisations­
form " des zweiten großen verstaatlichten 
Betriebes, der VÖEST, regelt. Es ist selbst­
verständlich, daß wir diese Regelung be­
grüßen, und besonders für mich, der in einem 
dieser Betriebe arbeitet, ist es natürlich er­
freulich, daß es zu dieser Lösung gekommen 
ist. 

Ich möchte hier ebenfalls bestätigen und 
erwähnen, daß praktisch zum Schluß in 
einer seltenen Einmütigkeit eine sehr wich­
tige Frage der verstaatlichten Industrie ge­
löst werden konnte. Ich möchte gleich zu 
Beginn festhalten, daß wir uns darüber 
freuen, daß zwischen allen drei Parteien 
zum Schluß eine Einigung in dieser für die 
Betriebe so wichtigen Frage erreicht werden 
konnte. 

Ich darf sagen: In fast allen Einzelfällen, 
die dieses Gesetz regelt, hat die wirtschaft­
liche und soziale Einsicht gesiegt, und es 
wäre zu wünschen, daß wir gerade Fragen 
der verstaatlichten lndustri� öfter in einem 
solchen Klima behandeln könnten. Es haben 
hier der Kollege Kandutsch und auch die 
anderen Redner darauf hingewiesen, daß 
im Unterausschuß offen und sachlich diskutiert 
wurde und daß einhellig zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß die Probleme der ver­
staatlichten Industrie gelöst werden müssen, 
und man hat sich einheitlich dazu bekannt, 
daß halbe Maßnahmen keinen Sinn hätten. 
Es wurde in dieser Debatte - das muß viel­
leicht auch noch erwähnt werden - manche 
grundsätzliche Frage der verstaatlichten Indu� 
strie angeschnitten. Es zeigte sich im Unter­
ausschuß wie auch hier, daß es in einer . solchen 
sachlichen Atmosphäre eigentlich möglich sein 
müßte, auch in der Zukunft in der verstaat­
lichten Industrie manches von dem zu lös

"
en, 

was man ihr bis heute verweigert hat. 
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Welche Regelung umfa.ßt nun dieses Ge­

setz, und ' wieso' ist es überhaupt notwendig 
geworden � Die Hütte Liezen ist im Jahre 1954 
mit einem Betriebsüberlassungsvertrag als 
·erster . dieser 'Betriebe der VÖEST ange­
schlossen worden. Es sind dann später die 
USIA-Betriebe Hütte Krems und die Wiener 
Brückenbau A.G. gefolgt, die in Form einer 
Personalunion mit der VÖEST verbunden 
wurden, und zum Schluß folgten durch einen 
Ministerratsbeschluß die Kohlenbergbaue 
Grünbach und Langau. 

. Ich muß hier ebenfalls das unterstreichen, 
was heute schon gesagt worden ist : Es war 
dies damals ein Weg, der wohl vorerst · den 

. Bund 'der dringendsten Sorgen um diese 
Betriebe enthob, aber nicht auf Dauer, wie 
dieses heutige Gesetz ja nun beweist . .  Viel­
leicht hat es damals noch zu viele Vorurteile 
gegeben und vielleicht auch manche stille 

. Hoffnungen, die es nicht zuließen, daß es 
schon damals zu einer ähnlichen Regelung 
wie heute gekommen ist, einer Regelung, die 
uns sicher vielleicht zur damaligen Zeit 
billiger gekommen wäre als heute. 

disziplinierten Protestmarsch der Kremser 
Arbeiter und Angestellten, wir denken an 
ihre Interventionen bei der Bundesregierung 
und damit auch an die Versprechungen, die 
ihnen gegeben wurden, Versprechungen, . die 
praktisch - das muß unterstrichen werden, 
es wurde heute schon gesagt -:- zum zweite:u­
mal gegeben wurden - das erstemal zur 
Zeit der USIA - und die, und daruber freuen 
wir uns, wenn auch verspätet, nun doch mit 
diesem Gesetz eingelöst werden. 

Es wurde heute scholl auf das Gesellschafts­
kapital hingewiesen. Im Fall der Hütte Krems 
hat es 800.000 S betragen bei einem Umsatz, 
der bei diesem Betrieb bei zirka 400 Millionen 
Schilling jährlich gelegen ist. Das ist eine 
unmögliche Situation, die sich natnrlich nicht 
auf die Dauer fortschleppen läßt. Die Hütte 
Krems wird nun mit diesem Gesetz eine 
Tochtergesellschaft der VÖEST. 

Es wurde hier ' schon gesagt : Eine wesent­
liche Voraussetzung für eine Sanierung dieses 
Werkes war der § 3 dieses Gesetzes, nämlich 
die Anerkennung jenes Betrages durch den 
Bund, den die VÖEST der Hütte Krems als 

Ich möchte - und zwar ganz ohne Ge- Darlehen gegeben hat. Ich muß . auch hier 
hässigkeit - sagen : Man war damals an- bestätigen : Im Ausschuß ist ganz klar bei 
scheinend noch zu stark mit dem Kampf allen drei Fraktionen zutage getreten, daß 
gegen die sogenannten Mammutbetriebe be: bei diesem Paragraphen alle der Meinung sind, 
schäftigt, gegen die Ausweitung und für die daß die Ansprüche der VÖEST hier ohne 
Dezentralisierung. Aber wir haben gesehen, Schmälerung Berücksichtigung finden müssen. 
daß die Sorgen um diese Betriebe in dieser Wenn ich nun das wiederholen darf, was Kollege 
Zeit nicht kleiner, sondern größer geworden Kandutsch gesagt hat, so muß ich auch 
sind, und sie haben wahrscheinlich dazu sagen : Es wäre sicherlich Pflicht der Ver­
geführt, daß die finanziellen Aufwendungen treter des Finanzministeriums gewesen, uns 
im heutigen Stadium größer sind, als sie auf die Situation aufmerksam zu mach�n. 
damals gewesen wären. Daß man, indem man das nicht getan hat, 

In allen dies F" ll n mußte die VÖEST nicht nur den Ftliud, sündern auch den Fl'euud 
beträchtliche :�nz�;e Mittel aufwenden, g:�h� hat, macht diese Haltung nicht 
um die Arbeitsplätze zu erhalten und im e e c er. 
Rahmen ihrer Möglichkeit.en die Betriebe Nun ist schon gesagt worden : Damit ist 
zu modernisieren. Vielfach mußte auch in aber das Problem Krems ja nicht zur Gänze 
Kauf genommen werden, daß man im eigenen gelöst, sondern das Problem liegt doch darju, 
Werk in Linz auf Produktionen zugunsten daß die heutige Erzeugung des warmgewalzten 
dieser der Verantwortung der VÖEST über- Bleches überholt und keine Basis mehr ist 
gebenen Betriebe verzichtet, ' um dort neue und daß nun ein vollständig neues Erzeugungs­
Erzeugungsmöglichkeiten zu bieten ; und dies programm für Krems gestartet werden muß . 
alles eigentlich, ohne daß das Rechtsver- Die VÖEST hat ein solches ausgearbeitet, 
hältnis dieser Betriebe zur VÖEST eindeutig, auch wieder zum Teil unter Verzicht auf eigene 
vor allem auf Dauer . geklärt gewesen wäre. Erzeugungen in Linz, und braucht zur Durch-

In einer solchen Situation, wo allgemeine führung dieses Programms 130 bis 160 Millionen 
wirtschaftliche .Schwierigkeiten eintreten, in Schilling, die mit einer Anleihe aufgebrac1,1:t 
einem Zeitpunkt', wo verschiedene Produk- werden sollen, für die . eine Bundeshaftung 
tionszweige ' ---,;. ich meine hier " vor allem notwendig . ist. Ich glaube, . es ist einhellige 
Krems' � praktisch ' durch technische Ent- Meinung, ' daß diese Bund-eshaftung gege-ben 
wicklungen überholt . werden, und in emem werden soll und gegebe� . werden mllß; denn 
Zeitpunkt; wo· noch daz:u 'auch das Stammwerk sie ist ja ·der· logische nächste Schritt nach 
in Linz 'unter emem gewissen Kapitalmangel diesem Gesetz, das wir nUn heute ·beschließen. 
zu leiden begann, mußte alles zu' einer Klärung Es ist" zu hoffen, da.ß damit, Wie - gesagt, 
drängen. Wir erinnern uns hier an den die Hü,tw KremS eip,er p,ep,cm �uJmn,f� ent· 
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gegengeht. Wenn es auch Jahre harter Arbeit 
sein werden , bis eine neue Erzeugung läuft 
- darüber sind wir uns im klaren -, so haben 
doch gerade die Beschäftigten der Hütte 
Krems bewiesen , daß sie an ihrem Werk 
hängen und bereit sind, für dieses Werk zu 
kämpfen und auch Opfer zu bringen. 

Die Wiener Brückenbau-Aktiengesellschaft 
beschäftigt sich hauptsächlich mit dem Stahl­
bau. Sie ist auch von Linz in der Produktion 
ausgestaltet worden und verfügt zum Unter­
schied von Krems heute über ein lebens­
fähiges Erzeugungsprogramm. Sie soll eben­
falls eine Tochtergesellschaft werden. Die 
VÖEST hat in diesem Fall auf die Rückzah­
lung ihrer Darlehen verzichtet, und der Bund 
wird auf die Rückzahlung eines 15 Millionen 
Schilling-Darlehens, das seinerzeit während 
der USIA-Zeit gegeben wurde, verzichten. 
Dieses Geld soll zu einer Aufstockung des 
Gesellschaftskapitals verwendet werden. 

Ich möchte noch etwas über Liezen sagen. 
Auch Liezen ist ein Betrieb, der erst im Krieg 
gegründet worden ist und dadurch heute unter 
einer Produktionsstruktur leidet, die zu großen 
und laufenden Schwierigkeiten führt. Auch 
dieser Betrieb ist vom Bund nur mit ei.nem 
Gesellschaftskapital von 1 Million Schilling 
ausgestattet worden und mit sonst nichts. 
Das hat dazu geführt, daß im Jahre 1954 
die Selbständigkeit nicht aufrechterhalten 
werden konnte. Die Rettung dieses Betriebes 
bestand in Form eines Betriebsüberlassungs­
vertrages mit der VÖEST auf 1 5  Jahre. 
Das ist für den ganzen Bezirk wichtig, denn 
es handelt sich dabei immerhin um den größten 
Betrieb dieses Bezirkes mit einem großen 
Einzugsgebiet auch aus den anderen Orten. 
Die VÖEST hat inzwischen investiert und die 
Beschäftigung gesichert. Aus dem Betrieb 
ist zum großen Teil ein Zulieferbetrieb für 
Linz geworden. Aber nicht nur das : Daneben 
ist auch eine Entwicklung auf dem Maschinen­
bausektor eingeleitet worden, es wird für 
den Export gearbeitet, und die Erzeugung 
ist sicherlich lebensfähig. Wir sind uns dar­
über im klaren, daß auch hier die Entwick­
lung nicht am Ende sein kann. 

Im Entwurf war vorgesehen, aus diesem 
Betrieb eine Tochtergesellschaft zu machen. 
Ich möchte jetzt nicht auf die verschiedensten 
Argumente eingehen, sondern nur erwähnen, 
daß diese Form ein Rückschritt gewesen wäre, 
denn seit zehn Jahren wird das Werk prak­
tisch als Betriebsabteilung geführt. Es war 
daher richtig, diesen Betrieb zur Gänze mit 
der VÖEST zu verschmelzen. Es wurde 
damit das Wichtigste erreicht : Die jetzige 
Basis, auf der man rlUn seit zehn Jahren auf. 
baut, konnte erhalten werden, und man kann 
auch in Zukunft auf ihr weiterbauen. 

Von uns allen wurde bedauert, daß die 
Frage Grünbach nicht zur Gänze geklärt 
werden konnte. Ich möchte hier offen sagen : 
Sicher gibt es beim Bergbau verschiedene 
Gesichtspunkte, die der Betrachtung wert 
sind. Wir glauben aber doch, daß es gerade 
die Bergarbeiter verdient hätten, von einer 
Lösung, die sonst für alle Betriebe gesucht 
wurde, die in einem Verhältnis zur VÖEST 
stehen, nicht ausgeschlossen zu werden. Jede 
Belegschaft hat letzten Endes ein Recht auf 
eine klare Absteckung ihrer Zukunft. Wir 
alle wissen, daß für eine Belegschaft nichts 
zermürbender, aber auch nichts leistungs­
hemmender ist als die Ungewißheit wegen 
ihrer Arbeitsplätze. Immerhin wurde aber 
im Bericht einstimmig die Meinung vertreten, 
daß die Verbindung mit der VÖEST, die 
durch Ministerratsbeschluß hergestellt wurde, 
bestehen bleiben muß. 

Hohes Haus! Zum Schluß noch einige all­
gemeine Bemerkungen zu diesen Betrieben 
und zur Verstaatlichung. Wir haben hier 
wieder gesehen, daß uns hauptsächlich zwei 
Probleme zu schaffen machen. Das eine Pro­
blem liegt zum Großteil in der Struktur der 
Werke. Manche dieser Betriebe sind Kriegs. 
gründungen, und manche wurden zur USIA­
Zeit in Richtungen gelenkt, die sich heute 
als nicht sehr vorteilhaft erweisen. Wir 
wissen natürlich, daß bei Großbetrieben Um. 
stellungen nicht einfach sind und große Schwie­
rigkeiten bereiten. 

Das zweite Problem ist dadurch gegeben , 
daß in diesen Betrieben, denen es schlecht 
geht, ein großes Kapitalerfordernis besteht , 
wodurch keine zeitgerechte Umstellung auf 
andere Erzeugungen vorgenommen werden 
kann. 

. Um die Bedeutung dieses Gesetzes zu unter­
streichen, möchte ich hervorheben, ... daß es 
zirka 4000 Personen betrifft. Wir geben zu, 
daß dadurch nicht alle Schwierigkeiten be­
hoben sind, aber im großen und ganzen wird 
damit doch der Weg zu einem neuen Beginnen 
freigelegt. Außerdem möchte ich noch er­
wähnen, daß die Zusammenfassung in einem 
größeren Verband doch mehr Ausgleichs­
möglichkeiten bietet, wenn diese auch nicht 
unbegrenzt sind, wodurch das ganze Gebilde 
krisenfester gemacht wird. 

Bei dieser Frage fällt immer das Wort 
Dezentralisierung. Dieses Wort hat sicherlich 
in manchen Fällen seine Richtigkeit, es soll 
aber nicht zu einem Schlagwort werden, von 
dem man . glaubt, es überall anwenden zu 
können. Wir leiden als kleines Land darunter , 
daß unsere Produktionsgrößen oft zu klein 
sind, und . daher ist diese Empfehlung meiner 
Meinung nach nicht immer am Platze. Es 
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gibt allerdings auch Betriebe, die nicht von Klima anhält, auoh hier bessere Wege der 
uns verwaltet werden Und wo nach einem Verständigung finden lassen werden. 
Zusammenschluß gestrebt wird. Es ist un- Ich möchte daher zum Schluß sagen : Ich 
bestreitbar, daß ein Zusaminenschluß · viele betrachte die Tatsache, daß dieses Gesetz 
Vorteile bringen kann, das muß aber nicht in zustande gekommen ist, als einen hoffnungs­
allen Fällen so sein. vollen Beginn in der Richtung, daß die Pro-

. bleme der verstaatlichten Industrie in einem 
Herr Kollege Fritz hat auch darauf hinge- neuen Lichte gesehen und vielleicht anders als 

wiesen, daß hier eine Absprache der Produk- bisher behandelt werden_ tion mit dem Fachverband und so weiter er. 
folgen soll. Ich möchte hier keine anderen Bekennen wir uns so, wie wir das heute tun, 
Betrachtungen einbeziehen. Ich verstehe den auch in Zukunft zu der großen gemeinsam 
Schutz gewisser Industrien, und ich verstehe erbrachten Leistung der verstaatlichten Indu­
auch den Schutz des Schwächeren ; wir sind strie, und sagen wir dort, wo notwendige 
ja für eine Planung auf diesem Gebiet. Wir Erfordernisse gegeben sind, ja zu einer Lösung, 
vertreten jedoch die. Meinung; daß eine Pla- wie bei diesem Gesetz, ohne dieses Ja wieder 
nung oder Beschränkung niemals einseitig durch "Wenn" und "Aber" abzuschwächen. 
sem darf. Sie ist nur dann sinnvoll, wenn sie Bei einer Industrie, die Österreich gehört, 
alle Betriebe einer Sparte, egal, ob es private sollte dies eigentlich in diesem Hause keine 
oder verstaatlichte sind, . umfaßt. Frage sein. (Beifall bei der BP(J.) 

Präsidenli Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Ich habe im Unterausschuß auf ein Beispiel Wort gemeldet hat sich der' Herr Vizekanzler hingewiesen, das ich hier wiederholen möchte. Dr. Pittermann. Ich erteile · es ihm. 

Es handelt sich dabei um zwei verstaatlichte 
Betriebe, unter denen auch der Betrieb ist, Vizekanzler DDr. Pittermann: Hohes Haus ! 
in gem ich arbeite. Wir wollten eine Schweiß- Ich will einige Richtigstellungen vornehmen. 
stab erzeugung aufziehen, die eine Konkurrenz Vor allem betrifft dies den Hinweis des Herrn 
zu Böhler, einem anderen verstaatlichten Abgeordneten Fritz, daß im heurigen Jahr aus 
Betrieb, bedeutet hätte. Die Sektion IV er- Mitteln des Bundeshaushaltes 665 Millionen 
hob jedoch Einspruch, und. das Projekt kam und jetzt wieder 128 Millionen Schilling zuge­
dann logischerweise nicht zustande. Die Folge schossen worden seien. Die 665 Millionen 
davon war, daß ein halbes Jahr später ein Schilling sind fü.p die Abrechnung der Verbind­
Prtvatbetrieb in unserer Nähe mit dieser lichkeiten aus der USIA-�eit. Der größte 
Erzeugung begonnen hat. Er hat sich nicht Teil davon entfällt auf die Erste Donau-Dampf­
um Absprachen gekiimmert oder darum, daß schiffahrts-Gesellschaft. Daß die Republik 
dadurch vielleicht - wie man sagt - wert- Österreich in der Zeit, in der dieses Unter­
volles Volksvermögen vergeudet werden könnte nehmen von einer Okkupationsmacht ver­
oder eine unnötige Konkurrenz aufgezogen waltet war, darauf bedacht war, es zu erhalten, 
wird. um nach der WiedorgowillIlung der Freiheit 

wieder Schiffe mit der österreichischen Fahne 
So kann es natürlich nicht zu verstehen sein. auf der Donau zu haben, diese Politik halte 

Es kann nicht so sein, daß der eine erzeugen ich für richtig und das Geld dafür nicht für 
kann, was er will, und der andere nur das, hina.usgeworfen. Für falsch halte ich als der was ihm sozusagen die Konkurrenz gestattet. zuständige Ressort minister nur, daß man die Wir meinen, daß es auch daan, wenn es um die Lasten dafür einzig und allein den verstaat­
sorgsame Verwaltung ' des Staatsvermögens lichten' Unternehmen auferlegt und sie nicht, 
geht, zu gegenseitigen fairen Absprachen wie es' etwa bei Massenverkehrsmitteln kommen kann. der Fall war - einschließlich der AU A, für 

Eine weitere Frage, von der ich annehme, die bisher 584 Millionen Schilling Steuergelder 
daß wir vielleicht Wieder einmal Gelegenheit aufgewendet wurden -, aus dem allgemeinen 
haben werden, über sie in einem Ausschuß zu Staatshaushalt bezahlt. ' � 

diskutieren, deren Behandlung mir. immer Es ist den verstaatlichten Unternehmungen 
unverstä.ndlich erscheint, ist die, daß auch dann der Vorwurf gemacht worden, daß sie ihre 
oft Bedenken gegen eine neue Erzeugung der Geschäfte nicht ertragbringend gestalten. 
verstaatlichten Industrie auftreten, wenn im Darf ich darauf hinweisen, daß bis 1959, j a  

. Inland gar keinem Erzeuger dadurch Konkur- fast bis ins Frühjahr 1 960, der Preis, z u  dem die 
renz entstehen könnte. Hier taucht immer inländischen verstaatlichten Kohlenbergwerke 
wieder 'die Frage '"auf: Wen schützen wir vor der österreichischen Wirtschaft ebenso wie den 
einem Betrieb, der dem Staat gehört und der Haushalten Kohle angeboten haben, unter dem 
etwa.s ,Neues erzeugen will, wenn im Inland Weltmarktpreis gelegen war. Hätte man dem 
gar keine private. Konkurrenz besteht ? Ich österreichisohen · Kohlenbergbau zu allen 
bin sicher, daß sich in · Zukunft, wenn dieses Zeiten gestattet, wie es ein privates Unter-

20 
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Vizekanzler DDr. Pittermann 

nehmen zweifellos getan hätte und wie es auch 
sein Recht ist, die Preise zu verlangen, die es 
ihm ermöglichen, die Konkurrenz der aus­
ländischen Lieferanten auszuhalten, dann 
hätten die verstaatlichten Kohlenbergwerke 
heute 5,8 Milliarden Schilling im Besitz , und 
sie würden 100 Jahre keine Bergbauförderung 
brauchen. 

Wenn gesagt wurde, daß der einzelne Staats­
bürger durch die Deckung dieser USIA­
Verbindlichkeiten 120 oder 122 S zu be­
zahlen hat, so gestatte ich mir, darauf hinzu­
weisen, daß er an der Preisdifferenz der in­
ländischen Kohle 828 S verdient hat . Das 
ist kein schlechtes Geschäft. Man darf 
bei einem Gesamtgeschäft nicht eine einzelne 
Post herausgreifen, sondern muß das Ganze 
sehen. 

Wenn die verstaatlichten Eisen- und Stahl­
werke in der Zeit, als die Auslandspreise 
wesentlich höher waren - sie sind es für den 
ausländischen Bezieher ja  noch immer, nur im 
Dumping sind sie es nicht -'I jene Preise von 
der österreichischen weiterverarbeitenden 
Industrie genommen hätten, die die Konkur­
renten der weiterverarbeitenden Industrie in 
ihren Herkunftsländern zahlen mußten, dann, 
meine Herren,  hätten die VÖEST und die 
Alpine sicherlich höhere Dividenden abge­
worfen. Ob aber dann alle weiterverarbeitenden 
Unternehmungen Dividenden hätten abwerfen 
können oder ob sie auch nur ihre Betriebe 
hätten aufrechterhalten können, das steht in 
einem anderen Kapitel. 

Ich bejahe die bisherige Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung, die Verfügungsgewalt des 
Staates über die Grundstoffindustrie dazu zu 
benützen, um der weiterverarbeitenden Wirt­
schaft in Österreich gewisse Vorteile gegenüber 
anderen, glücklicheren, reicheren Konkurren­
ten zu verschaffen. Aber ich darf erwarten, 
daß die Funktionäre, die Organe in den ver­
staatlichten Unternehmungen dafür wenigstens 
nicht noch verunglimpft werden, wenn sie 
schon nicht für diese Zurückhaltung bedankt 
werden. 

Herr Kollege Gram ! Sie wissen selbst, daß 
ich keinen Einfluß auf die Personalpolitik im 
einzelnen habe. Ich werde aber gerne den 
zuständigen Vorstandsvorsitzenden für Traisen, 
den Generaldirektor Oberegger, auf den von 
Ihnen erwähnten Härtefall aufmerksam 
machen. 

Was die Lohnpolitik betrifft, so möchte ich 
auch dabei etwas klarstellen. Die verstaatlich­
ten Unternehmungen haben kein eigenes Kol­
lektivvertragsrecht. Ich will hier keine neue For. 
derung aufstellen, sondern nur die Tatsache an 
sich unterstreichen. Das heißt, der Kollektiv­
vertragspartner auch für den Arbeitgeber 

verstaatlichte Unternehmungen ist die Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft. Die 
metallverarbeitenden und die metallerzelTgen­
den Betriebe der verstaatlichten Unternehmun­
gen sind mit denen der Privatwirtschaft in ein 
und demselben Kollektivvertragskörper und 
natürlich schon aus ihrer Zugehörigkeit zur 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
gehalten, sich den allgemeinen lohnpolitischen 
Erwägungen anzuschließen. Ich persönlich 
habe gerade vom ' Präsidenten der Bundes­
kammer � er ist heute nicht hier - manchmal 
wegen des Vorauseilens auf sozialpolitischem 
Gebiet in den verstaatlichten Unternehmungen 
Vorwürfe zu hören bekommen. Es ist auch be­
kannt, daß sich bei der letzten großen Streik­
bewegung der Metall- und Bergarbeiter die 
Stahl- und Hüttenwerke von Haus aus bereit 
erklärt haben, über eine Erfüllung gerecht­
fertigter Forderungen zu verhandeln. 

Eines sage ich aber auch hier, denn man soll 
da nicht ungerecht sein : Wenn man von 
Unternehmungen verlangt, daß sie der ge­
samten Volkswirtschaft mit niedrigen Aus­
gangspreisen dienen, wenn man gleichzeitig 
den Unternehmungen verwehrt, was in der 
gesamten Privatwirtschaft selbstverständlich 
ist :' daß sie sich aus ihrem Ausgangsmaterial 
heraus jene Fertigwarenerzeugung aufbauen, 
die eine Verbesserung der Ertragslage bringt, 
dann kann man auf .der anderen Seite von den 
so behinderten Unternehmungen nicht auch 
verlangen, daß sie alle sozialpolitischen Forde­
rungen erfüllen, so wünschenswert · und er­
freulich das auch wäre. Darum schließe ich 
mich dem Appell mancher Redner hier an 
und hoffe auf einen entsprechenden Widerhall. 

Man soll die gesamte Wirtschaftspolitik 
und die Wirkung auf das einzelne Unternehmen 
betrachten. Wenn die allgemeine Regierungs­
politik dahin geht, daß man auch den ver­
staatlichten Unternehmungen ohne Rücksicht 
auf die Weiterbezieher der österreichischen 
Wirtschaft Freiheit in der Preisgestaltung wie 
in der Aufnahme von ertragsteigernden Er­
zeugungen· gewährt, dann können Sie überzeugt 
sein - ich bin es von den Organen dieser 
Unternehmungen -, daß sie die gleichen 
Erträge bringen werden wie gleichgeartete 
Betriebe in der Privatwirtschaft in anderen 
Ländern. Beides zusammen aber kann keiner, 
gleichgültig, welche politische Partei ihn vor­
schlägt : nämlich der gesamten Volkswirtschaft 
dienen und den gleichen Ertrag liefern wie 
einer, der nur an sein eigenes Unternehmen zu 
denken braucht. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. Wünscht der Herr 
Berichterstatter das Schlußwort 1 - Er ver­
zichtet. Wir gelangen daher zur Abstimmung. 
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Bei der A b8timflltung wird der G�etzent-
. wurf in der Fas8ung des !1us8cku{JberiCkte8 mit 

der vom Berich,tef'8tatter 1)()f'ge8c1Uagenen Text­
berichtigung in zweiter UM. dritter Lesung 
einstimmig zum Be8 chluß erkoben. 

Sozialistischen Partei Österreichs die ' Abge­
ordneten Dr. Neugebauer, Herta. Winkler, 
Dr. Winter - und Horejs und von der Frei­
heitlichen Pa.rtei Österreichs Abgeordneter 
Zeillinger angehörten. 

Dieser Untera.usschuß hat die Regierungs-
3. PUDkt: Bericht des Justizausschusses über vorlage eingehend beraten und einige Abände­
die Regierungsvorlage (SO der BeHagen) : Bun- rungen vorgeschlagen. 
desgesetz, mit dem die HäftungshöchstgreDZen Der Justizausschuß hat in seiner Sitzung 
im Luftverkebrsxecht erh�t· , werden (206 der ·vom 9. Juli 1963 den Bericht des· Unteraus-

Benagen) schusses entgegengenommen und die 'Regie­
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: . Wir 

gelangen zum 3. Punkt der Tagesordnung : 
Erhöhung der Haftungshöchstgrenzen im Luft­
verkehrsrecht� 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Horejs; Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Horejs: Hohes Haus ! Durch 
das Luftfahrtgesetz vom 2. Dezember 1957, 
BGBI. Nr. 253, ist der größte Teil der luft­
fahrtrechtlichen Vorschriften, die aus dem 
deutschen Rechtskreis stammten, durch öster­
reichische Vorschriften ersetzt worden. Auf­
recht geblieben sind aus dem Luftverkehrs­
recht. ,die Bestinunungen über die Haftpflicht 
und die Versicherungen. 

Die Neuordnung des gesamten Haftpflicht­
rechts in der Luftfahrt ist nicht nur deshalb 
erforderlich, weil die bestehen gebliebenen 
Vorschriften nur einen Torso darstellen, son­
dern weil vor allem eine Reihe von wesent­
lichen' sachlichen Erneuerungen vorzunehmen 
.ißt. Eine solche Neuordnung bedarf jedoch 
'e�er sehr gründlichen �ung und einer rechts­
vergleichenden Betrachtung, die längere Zeit 
in Anspruch nehmen wird. 

Dagegen ist eine Erhöhung der im Luft­
verkehrsgesetz vorkommenden mehreren Haf­
tungshöchstgrenzen schon heute deshalb not­
wendig, weil Österreich nunmehr dem inter. 
nationalen Abkommen zur Vereinheitlichung 
von Regeln Über die Beförderung im inter­
nationalen Luftverkehr, dem Warschauer Ab­
kommen, beigetreten ist. Da nun die Haf­
tungshöchstgrenzen, die das Warschauer Ab­
kommen vorsieht, bedeutend höher sind als 
die des innerösterreichischen Luftverkehrs­
rechts, ergibt sich eine · ungleiche Behandlung 
der Opfer daraus. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist bestrebt, 
diese ungleiche Behandlung zu beseitigen, 
indem er die Haftungsbestimmungen diesem 
Abkommen angleicht. 

. Der Justizausschuß hat in seiner Sitzung 
am 19. Juni 1963' zur Vorberatung der Re­
gierungsvorlage einen Unterausschuß ein­
gesetzt, dem von der Österreichiscp'en Volks­
partei die Abgeordneten Dr.,Halder, Dr. Hauser, 

"Dr. Nemecz und , Dr. Pifß-Percevic, von der 

rungsvorlage mit den vom Unterausschuß 
vorgeschlagenen Abändel'lPlgen . in Beratung 
gezogen. 

Hiebei stellte der Ausschuß zunächst fest, 
daß die in der Regierungsvorlage behandelte 
Bestinu:I!ung des § 23 des Luftverkehrsgesetzes 
dem ersten Unterabschnitt des Zweiten Ab­
schnittes des Luftverkehrsgesetzes angehört. 
Dieser erste' Unterabschnitt handelt von der 
Haftung des Luftfahrzeughalters für Personen 
und Sachen, die nicht im Luftfahrzeug be­
fördert werden, also besonders von der Haftung 
für Schäden, die auf der Erdoberfläche ange­
richtet werden. Diese Haftung ist eine Er­
folgshaftung, somit nicht durch ein Ver­
schulden des Luftfahrzeughalters bedingt. 

Dagegen gehören. die in der Regierungs­
vorlage genannten §§ 29 ' c, 29 g und . 29 ,h 
dem zweiten Unterabschnitt des Zweiten 
Abschnittes des Luftverkehrsgesetzes an. Die­
ser zweite Unterabschnitt handelt von der 
Haftung des Luftfahrzeughalters aus dem 
Beförderungsvertrag. Es handelt sich hiebei 
um eine Verschuldenshaftung mit umgekehrter 
Beweislast. 

Zu den Abänderungen 
vorlage wäre zu bemerken : 

Zu Artikel I Z. 1 ;  

der Regierungs-

Die neue Unterteilung in der Regierungs­
vorlage bezüglich eines Fluggewichts von 
1000 kg bezweckte eine Begünstigung der 
kleineren LWtfahrzeuge. Da nun zu den klei­
neren Luftfahrzeugen eine größere . AnZahl 
von Typen, besonders Sportfhigzelige, zu 
zählen ist, die die 1000 kg-Fluggewicht-Grenze 
knapp überschreiten, hielt es der Ausschuß 
für angemessen, die in der Regierungsvorlage 
vorgesehene Grenze auf 1200 kg hinaufzu­
setzen. 

Zu Artikel I Z. 2 :  
Im Hinblick darauf, daß der Begriff des 

Luftfahrzeughalters des gegenwärtig geltenden 
Rechtes mit dem des Luftfrachtführers nicht 
immer wesensgleich ist und der tJbergang auf 
den neuen Begriff schwerwiegende rechtliche 
Folgerungen nach sich ziehen kann,. hielt 
es der Ausschuß für gerechtfertigt, die end· 
gültige Regelung der Person des HaftpHich­
tigen der ohnehin in Allssicht genommenen 
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Neuo�dnung des gesamten Haftpßichtrechts 1 1 .  Novelle zum Allgemeinen Sozialver-
in der Luftfahrt vorzubehalten. sicherungsgesetz, 8. Novelle zum Gewerb-

Zu Artikel I Z. 5 :  lichen Selbständigen - Pensionsversicherungs-
Diese Bestimmung der Regierungsvorlage gesetz, 5. Novelle zum Landwirtschaftlichen 

mußte wegen der oben besprochenen Beibe- Zuschußrentenversicherungsgesetz, 7. Novelle 
haltung des Begriffes des Luftfahrzeughalters zum Notarversicherungs,gesetz 193'8. 

entfallen. Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Zu Artikel II : Pfeffer, den ich um seinen Bericht bitte. 
Die Regierungsvorlage sieht keine Frist Berichterstatter Pfeffer: Herr Präsident !  

für das Inkrafttreten der Novelle vor, sodaß Rohes Haus ! Die vorliegende Regierungs­
diese Novelle am Tage nach der Kundmachung vorlage ( 161  der Beilagen) betrifft die Novellie­
wirksam würde. Da nun die Erhöhung der rung von vier Sozialversicherullgsgesetzen, und 
Mindestversicherungssummen eine Änderung zwar des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
der darauf bezüglichen Versicherungsverträge �etzes, des Gewerblichen Selbständigen-Pen­
verlangt, ist es zweckmäßig, für das Inkraft- sionsversicherungsgesetzes, des Landwirt­
treten eine kurze Legisvakanz vorzusehen, die schaftlichen Zuschußrentenversicherungsge­
diese Neuordnung der Versicherungsverträge setz es und des Notarversicherungsgesetzes 1938. 
reibungslos bewerkstelligen läßt. 

Die Regierungsvorlage wurde nach einer Von den in der 1 1 .  Novelle zum ASVG. 
eingehenden Beratung unter Berücksichtigung enthaltenen Änderungen möchte ich insbe­
der vom Unterausschuß vorgeschlagenen Ab- sondere hervorheben die Erhöhung der für 
änderungen einstimmig beschlossen. An der eine ganze Reihe von Leistungen maßgeben­
Debatte beteiligten sich außer dem Bericht- den Einkommensgrenze von derzeit 680 S 
erstatter die Abgeordneten Dr. Hauser und auf 710 S. Dieser Grenzbetrag spielt in 
Dr. Piffl-Percevi6. der Krankenversicherung bei der Berechtigung 

Der Justizausschuß stellt somit den Antr a g, zur Weiterversicherung, bei der Beanspruchung 

der Nationalrat wolle dem von der Bundes- von Familiengeld und Taggeld und in der 

regierung vorgelegten Gesetzentwurf (50 der Pensionsversicherung bei der Alterspension 

Beilagen) mit den dem Ausschußbericht ange- eine Rolle, wenn am Stichtag eine gering 

schlossenen Abänderungen die verfassungs- entlohnte Beschäftigung ausgeübt wird. 
mäßige Zustimmung erteilen. Ferner soll die Angehörigeneigenschaft über 

Falls erforderlich, beantrage ich, Spezial- das 24. Lebensjahr hinaus bis zum vollendeten 
und Generaldebatte unter einem abzuführen. 25. Lebensjahr für in Ausbildung stehende 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Danke. 
Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen 
daher sofort zur Abstimmung. 

Bei der A bsti mmung wird der Gesetzent­
wurf mit den vom A U88Chuß beschlossenen 
Abänderungen in zweiter  und drit ter  Lesung 
einstimmig zum Beschluß erhoben. 

4. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (161 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Allge­
meine Sozialversicherungsgesetz abgeändert 
wird (11. Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz), Bundesgesetz, mit dem 
das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsversi­
cherungsgesetz abgeändert wird (8. Novelle 
zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetz ) ,  Bundesgesetz, mit dem das 
Landwirtschaftliche Zuschußrentenversiche­
rungsgesetz abgeändert wird (5. Novelle zum 
Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche­
rungsgesetz), und Bundesgesetz, mit dem das 
Notarversicherungsgesetz 1938 abgeändert wird 
( 7. Novelle zum Notarversicherungsgesetz 1938) 

(204 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
langen zum 4. Punkt der Tagesordnung : 

Kinder verlängert werden - hier folge ich 
dem Wortlaut der Regierungsvorlage ; ich 
werde auf den Erweiterungsantrag, der im 
Ausschuß gestellt wurde, noch zurückkommen. 

Ein weiterer Punkt der Novelle betrifft 
das Ausmaß der Pfändbarkeit von Geld­
leistungen nach dem Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetz, wobei über den Hilflosen­
zuschuß hinaus, der schon bisher von der 
Pfändbarkeit ausgenommen war, auch das 
Stillgeld, der Enthindungsbeitrag und das 
Sterbegeld als nicht pfändbar erklärt werden 
sollen. 

Andere Bestimmungen betreffen die Neu­
regelung der sachlichen und persönlichen 
Gebührenfreiheit. 

Schließlich sieht der Entwurf die Nach­
zahlung der Pensionen für die Zeit vor dem 
10. April 1945 ohne die Bindung an den In­
landswohnsitz am 1 .  Dezember 1961 vor. 

Die Regierungsvorlage enthält bezüglich der 
8. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen­
Pensionsversicherungsgesetz, der 5. Novelle 
zum Landwirtschaftlichen Zuschußrentenver­
sicherungsgesetz und der 7 .  Novelle zum Notar­
versicherungsgesetz 1938 Bestimmungen über 
die Pfändbarkeit von Geldleistungen, wie sie 
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Pfeffer 
auch in der, bereits erwähnten H. Novelle zum 
Allgemeinen SoziaJversioherungsgesetz ent­
halten sind und . obe� dargestellt wurden. 

Die 7. Novelle zum N otarversicherungs­
gesetz 1938 bringt überdies eine Erhöhung 
des Mindestbetrages des Hilflosenzuschusses 
zur Witwenrente von 300 S auf 400 S. Dies ent­
spricht einer Anregung der Versicherungsan­
stalt des österreiohischen Notariates und deckt 
sich übrigens auch mit dem Inhalt der 10. ',No­
velle zum- Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setz. ' 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die erwähnten Gesetzentwürfe in zwei Sitzun­
gen, nämlich am 3. Juli und am 8. Juli 1963 
in Anwesenheit des BundesminiSters für sozial� 
Verwaltung ProkSch der Vorberatung unter­
zogen. Im Laufe der sehr eingehenden Be­
ratungen wurde eine Reihe von Abänderungs­
anträgen der 'Abgeordneten Dr. Haider, lJoktor 
Hauser, lItg. Häuser, Kulhanek, Matejcek 
und Reich eingebracht und in der Hauptsache 
einstimmig angenommen. 

Aus Gründen der besseren übersicht war 
es erforderlich, · ' .die in der RegierungsvorJage 
enthaltenen Gesetzestexte nunmehr in der 
vom Ausschuß zur Annahme empfohlenen 
Fassung dem Ausschußbericht beizudrucken. 

Präsenzdienstes vor dem 25. Lebensjahr nach­
gewiesen wird. 

Wenn es der Gesundheitszustand der werden­
den Mutter erfordert, konnte schon bisher 
auf Grund des Mutterschutzgesetzes beziehungs­
weise des Landarbeitsgesetzes schon vor Beginn 
der sechsten Woche vor der Entbindung ein 
Beschäftigungsverbot angeordnet werden. Die 
Weiterzahlung des vollen Entgeltes für diese 
Zeit oblag bisher dem Dienstgeber. Diese 
Belastung des Dienstgebers mit den Kosten 
einer Maßnahme, die eigentlich familienpoli­
tischer Natur ist, wurde als nicht gerecht­
fertigt angesehen. Es soll daher auch für 
diese Zeiten des Beschäftigungsverbotes ein 
Wochengeldanapruch eingeräumt werden. 
Durch diese Änderung wird überdies eines 
der 'Hindernisse beseitigt - und das ist 
sehr wichtig -, die einer ' Ratifikation des 
Übereinkommens ( 103) über den Mutterschutz 
entgegenstehen. 

Eine sehr wichtige Ergänzung erfolgte hin­
sichtlich der Versicherungsanstalt der öster­
reichischen Eisenbahnen. Die Abteilung Kran­
kenversicherung der Krankenversicherungsan­
stalt der österreichischen ' Eisenbahnen hat im 
Jahre 1957 zum letzten Mal aktiv gebart. Seit­
her • h�� �ie Gebarungsabgänge, obwohl alle 
nur moglichen Maßnahmen zur Erschließung 

Bezüglich der vorgeschlagenen Abänflerun- ' neuer Einnahmen durchgeführt wurden. Für 
gen wäre ! im einzelnen noch folgendes zu das Jahr 1963 ist selbst unter Berücksichtigung 
sagen : der Bezugserhöhungen im öffentlichen Dienst 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene und der da:rUit verbundenen Erhöhung der 
Neufassung des § HO ASVG. würde die Bemessungsgrundlage ein Abgang -,von etwa 
Dienstgeber nicht nur bei den Gerichtsver- 20,7 Millionen Schilling zu erwarten. Die 
fahren zur Hereinbringung rückständiger Bei� vom Ausschuß ', beschlossenen Sanierungs­
träge, sondern auch in allen anderen zwischen maßnahmen sollen dieser bedrohlichen Ent­
Aozialverfllchenmgsträgern und Dien8tgeb�rn wicklung entgegenwirken. Zwar wird . die 
laufenden Gerichtsverfahren, wie zum Beispiel von der Versicherungsanstalt der öster­
Regreßangelegenheiten, einseitig mit den Ge- reichischen Eisenbafmen durchgeführte Kran­
richts- und Justizverwaltungsgebühren be- kenversicherung im Jahre 1963 noch immer 
lasten. Durch die Neufassung soll bewirkt einen Abgang von rund 10 Millionen Schilling 
werden, . daß diese einseitige Belastung des aufweisen ; es darf aber angenommen werden, 
Dienstgebers nur in E:x:ekutionsverfahren zur daß im Jahre 1964, - wenn sich die ins �uge 
Eintreibung n icht rechtzeitig entrichteter Bei� gefaßten Sanierungsmaßnahmen voll auswirken 
träge eintritt. ' werden, die Gebarung ausgeglichen sein wird. , 

Die Regierungsvorlage hat weiter die Er- .. Die im Artikel I Z. 16 vorgesehene 
höhung der Altersgrenze für die Angehörigen- Anderung des § 501 Abs. 2 erster Sartz ASVG. 
beziehungsweise Kindeseigenschaft in der würde wirkungslos" bleiben, wenn nicht die 

Kranken-,  Unfall. und Pensionsversicherung im, § 506 Abs. 2 erster Satz ASVG. enthaltene 
einheitlich auf 'das 25. Lebensjahr vorgesehen. Begrenzung der Frist für die Antragstellung 
Unter Bedachtnahme darauf, daß in einigen auf Begünstigungen - die Frist ist mit 
Studienrichtungen die gesetzlich vorgeschrie- 31.  Dezember 1962 angegeben und bereits 
bene :Min:deststudiendau�r auch bei gutem abgelaufen - ebenfalls verlängert würde. 
Studienerfolg nicht mehr ausreicht, um die Der Ausschuß hat daher eine Verlängerung 

, Studien .zu beenden, und im Hinbliok auf dieser Frist bis 31 :  Dezember 1964 beschlossen. 
die Verpflichtung zur Ablegung' des Präsenz- Im Zusammenhang mit der Erledigung 
dienstes hat sich der Amischuß entschlossen, von Anträgen nach § 501 Ahs. 2 ASVG. 
die Angehörigeneigenschaft bis zum 26. Lebens- - es geht hier um das Wiederaufleben von 
jahr bestellen zu lassen, wenn die Ablegung des Rentenansprüchen aus politischen oder reH· 
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pfeffer 

giösen Gründen oder aus Gründen der Abstam­
mung Geschädigter - in der Fassung der 
9. Novelle sind einige - die Betonung liegt 
hier auf "einige" - Fälle aufgetaucht, in 
denen Pensionsnachzahlungen für die Zeit 
zwischen 1938 und 1945 nicht geleistet werden 
konnten, weil die betreffenden Personen in 
dieser Zeit gehindert waren, die entsprechenden 
Rentenanträge zu stellen. Um diese Personen 
in die Lage zu versetzen, diese Anträge zu 
stellen, wurde festgelegt, daß diese Anträge 
auch jetzt eingebracht werden können. Diese 
Möglichkeit der nachträglichen AntragsteIlung 
soll auch für Leistungen aus dem Versiche­
rungsfall des Todes eröffnet werden. 

Soweit zu den Änderungen hinsichtlich der 
11 .  Novelle zum ASVG. 

Hinsichtlich der 8. Novelle zum Gewerb­
li chen Selbständigen-Pensionsversicherungsge­
setz wäre zu sagen, daß die hier vorgesehenen 
Änderungen, betreffend die Neuregelung der 
sachlichen und persönlichen Gebührenfreiheit 
sowie die Pfändbarkeit von Leistungsansprü­
chen, den vom Ausschuß angenommenen gleich­
artigen Änderungen im Gesetzentwurf, be­
treffend die 1 1 .  Novelle zum ASVG., ent-
sprechen. 

. 

Nach § 193 Abs. 2 dritter Satz in der gerten­
den Fassung wir� eine Übergangswaisenrente 
über das 18. Lebensjahr hinaus nur dann 
gewährt, wenn die Waise das 18. Lebensjahr 
nach dem 30. 6. 1955 vollendet hat. Eine 
gleichartige Beschränkung hinsichtlich der 
Waisenrente in der Pensionsversicherung nach 
dem ASVG. wurde dort mit der 9. Novelle 
aufgehoben. Im Sinne einer gleichartigen 
Behandlung der Pensionsberechtigten wird 
auch im GSPVG. diese Beschränkung fallen­
gelassen.  

Bei dieser Gelegenheit darf ich bitten, daß 
die Damen und Herren des Hohen Hauses 
einer rein formellen Korrektur in der Reihen­
folge der Absätze des § 32 des Gesetzes über 
die gewerbliche Selbständigenpensionsversiche­
rung zustimmen. Diese Korrektur bedeutet, 
daß nach lit. a und b in der Z. , I auf Seite 7 
des vorliegenden Berichtes eine lit. c anzu­
fügen ist, wonach die bisherigen Absätze 2 
und 3 die Bezeichnung 3 und 4 erhalten. 
Irgendeine materielle Änderung tritt dadurch 
nicht ein, sondern es erfolgt nur eine Klar­
stellung bezüglich der Reihenfolge der Ab­
sätze. 

Zur 5. Novelle zum Landwirtschaftlichen 
Zuschußrentenversicherungsgesetz wäre folgen­
des zu sagen : 
. Die hier vorgesehenen Änderungen ent­
sprechen den vom Ausschuß angenommenen 
gleichartigen Änderungen im Gesetzentwurf, 
betreffend die 1 1 .  Novelle zum ASVG. ; sie 

betreffen die Neuregelung der sachlichen und 
persönlichen Gebührenfreiheit sowie die Pfänd­
barkeit von Leistungsansprüchen. 

Dazu kommt noch, daß die Vornahme 
der in der 4. Novelle zum LZVG. einge­
führten Leistungsverbesserungen von den 
Rentenberechtigten bis 31 .  Dezember 1962 
beantragt werden tpußte. Diese . Frist soll 
wieder bis 31 .  Dezember 1964 eröffnet werden, 
und zwar in bezug auf die für die Rentenbe­
rechtigten am meisten ins Gewicht fallende 
Änqerung hinsichtlich der Anrechnung von 
Ersatzzeiten. 

Zur 7. Novelle zum Notarversicherungs­
gesetz 1938 : 

Hier handelt es sich um die vorgesehene 
Erweiterung der Angehörigeneigenschaft 
vom 24. auf das 25. beziehungsweise 26. Le­
bensjahr und außerdem um die Erhöhung 
des Mindesthilflosenzuschusses von 300 S .  
auf 400 S. Das Ausmaß der Pfändbarkeit 
von Geldleistungen aus der Sozialversiche­
rung entspricht den vom Ausschuß an­
genommenen gleichartigen Änderungen im 
Gesetzentwurf, betreffend die 11 .  Novelle zum 
ASVG. 

Im übrigen darf ich in bezug auf weitere 
kleinere Details auf die im Ausschußbericht 
enthaltenen Erläuterungen verweisen. 

An der Debatte im Ausschuß für soziale 
Verwaltung beteiligten sich außer dem Herrn 
Bundesminister Proksch , dem Obmann, Frau 
Abgeordneter Rosa Weber, und dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten Altenburger , 
Dr. Haider, Dr. Halder, Dr. Hauser, lug. Häu­
ser, Hoffmann, Kindl, Kulhanek, Matejcek, 
Moser, Dr. Prader , Grete Rehor, Reich, 
Soronics, Uhlir, Vollmann und Herta Winkler. 
Die Gesetzentwürfe wurden in der dem Aus­
schußbericht angeschlossenen Fassung eIn­
stimmig angenommen. 

Namens des Ausschusses für soziale Ver­
waltung stelle ich somit den A ntr ag, der 
Nationalrat wolle den ' dem Ausschußbericht 
angeschlossenen vier Gesetzentwürfen die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich für den 
Fall des Vorliegens von Wortmeldungen, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Ich 
danke für den Bericht. 

Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. Wenn kein Wider­
spruch erhoben wir4, gehen wir in die Debatte 
ein. - Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Vollmann. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Vollmann (ÖVP) : Hohes 
liaus I Die vorliegenden Novellen zum 
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Vollmann 
Allgemeinen - Sozfalversicherungsgesetz; zum: dieser Zeit auch der Präsenzaienst abgeleistet 
Gewerblichen Selbs�ändigen-Pensionsversiche� wird, mit der Vollendung des 26. Lebensjahres. 
rungsgesetz, zum Landwirtschaftlichen · Zu-- festgesetzt. 
schußrentenversicherungsgesetz und zum No- Den Krankenkassen wird die Verpflichtung 
tarversicherungsgesetz wurden notwendig, weil auferlegt, werdenden Müttern, die sich über 
der Verfassungsgerichtshof mit seinem Er- ärztliche Anordnung schon vor Begirui der 
kenntnis vom 1 1 .  Oktober 1962 den in § 98 Sechswochenfrist j�der Erwerbsarbeit enthalten 
Abs. 1 lit. · 2 des Allgemeinen Sozialversiche- müssen, das Wochengeld zu zahlen. Dies 
rungsgesetzes und analog dazu auch den in bedeutet eine gewisse Entlastung der Dienst­
den anderen Gesetzen enthaltenen Wortlaut, geber. Gerade in kleineren Betrieben ist es 
wonach bei Pfändungen di� Hälfte der Bezüge zu Schwierigkeiten gekommen, weil die Fort­
frei bleiben muß, als verfassungswidrig auf- zahlung des Lohnes, wie sie das Mutter� 
gehoben hat. Er vertrat die Auffassung, ·  daß schutzgesetz vorschreibt, doch eine empfind­
mit dem erwähnten Wortlaut der' Gleich- liehe Belastung bedeutet. Durch die erwähnte 
heitsgrundsatz, der in der Verfassung allen Bestimmung ist diese Schwierigkeit, allerdings 
Staatsbfugern gewährleistet ist; verletzt zu Lasten der Krankenversicherung, nunmehr 
wurde. 

. 
behoben. 

Es hätte allerdings · bereits anläßIich der Die schwifbrige finanzielle Lage der Kranken- · 
Behandlung der 10. Novelle zum Allgemeinen versicherung der österreichischen Eisenbahnen 
Sozialv�rsicherungsgesetz . das erwähnte Er- macht es notwendig, den Beitragssatz von 
kenntnis berücksichtigt werden können, weil bisher 5,1 auf 5,5 Prozent zu erhöhen. Außer­
es zu diesem Zeitpunkt dem Bundesniiniste- dem hat die Unfallversicherung. der Eisen­
rium für soziale Verwaltung ja schon bekannt bahnen der Krankenversicherung einen er" 
gewesen sein mußte. Damals hat man aber höhten Betrag für die Behandlung Arbeits­
aus mir nicht bekannten Gründen die Ge- unfallverletzter zu ersetzen. Damit hofft 
legenheit nicht wahrgenommen. So muß man, daß wenigstens im Jahre 1964 wieder 
nunmehr, weil der Verfasaungsgerichtshof eine eine ausgeglichene Gebarung der Kranken­
Frist ·bis zum 30. September 1963 gesetzt versicherung der Versicherungsanstalt der 
hat, eine neuerliche Novellierung erfolgen. ' österreichischeit Eisenbahnen erzielt wird. 

Immerhin ist dadurch Gelegenheit geboten, Schließlich wird auch die Frist zur Stellung 
auch einige andere . Wünsche zu berücksichti- von Anträgen nach § 506 des Allgemeinen 
gen, die mehr oder weniger dring�ich der Sozialversicherungsgesetzes, die bereits mit 
Erledigung harrten. 31 .  Dezember i962 abgelaufen ist, auf den 

So wurde, wie schon der Herr Bericht- 31 . Dezember 1964 erstreckt. Dadurch sollen 
erstatter erwähnt hat, die Einkommensgrenze einige wenige Fälle von politisch Verfolgten, 
in einigen. Bestimmungen des Allgemeinen die bei der Pensionsversicherungsanstalt der 
Sozialversicherungsgesetzes von 680 auf 710 S Angestellten anhängig sind, saniert . werden.' 
erhöht. In analoger Weise dazu werden auch das 

Nicht im · ursprünglichen Text der Regie- Gewerbliche Selbständigen _ Pensions versiche­
rungsvorlage war die Hinaufsetzung der Alters- rungsgesetz; das Landwirtschaftliche Zuschuß­
grenze für Kinder vom 24. auf das 65. (Heiter- rentenversicherungsgesetz . und das Notarver­
keit) , 25. beziehungsweise 26. Lebensjahr vor- sicherungsgesetz geändert. 
gesehen, wenn dia,Berufsausbildung über das Im Landwirtschaftlichen Zuschußrentenver-18. Lebensjahr hinaus fortgesetzt wird. Die 

. Verlängerung der Studiendauer einerseits und sicherungsgesetz ist ebenfalls' eine bereits mit 

die Pflicht zur Ableistung des Präsenzdienstes . 31. Dezember 1962 abgelaufene Frist für 
andererseits bringen es mit sich, daß mit der Anträge auf gewisse Leistun.gsverbesserungen, 
bisherigen Begrenzung . für die Anspruchs- vor allem auf Anrechnung ' von Kriegsdienst­
berechtigung p.er Kinder iin Rahmen der zeiten, auf den 31 . Dezember 1964 erstreckt 
Familien�ersicherung · das Auslangen nicht worden. Es hat eine Reilie von Fällen gegeben, 
gefunden wird. Deswegen haben die Ab- wo die Anträge nicht rechtzeitig gestent WUl'­

geordneten Reich, ' Vollmann, Machunze, den, weil die betroffen�n Zl1schußrentner keine 
Soronics und Genossen bereits am 8. April 1963 Ahnung vom .Ablauf dieser Frist , hatten. 
einen Antrag auf 'Hinaufsetzung der Alters- Nunmehr ist die Möglichkeit gegeben, dieses 

Versäumnis nachzuholen. 
. 

grenZe eingebracht. Diesem Antrage konnte 
jetzt entsprochen · werden, und die Alters- Die vorliegenden 111' ovellen bringen also 
grenze wird, wie bereits erwähnt, bei wissen- wieder eine Reihe von Erleichterungen und 

' schaftlicher oder sonstiger regelmäßiger Schul- Verbesserungen in unserer Sozialversicherung, 
oder Berufsausbildung, sofern die Kinder vom denen wir auch gerne zustimmen. 
Versicherten noch erhalten werden, mit der Ich möchte bei dieser Gelegenheit aber doch 
Vollendung des 25. Lebensjahres, wenn in ein paru' Worte zur Gesamtsituation unserer 
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Vollmann 
Sozialversicherung sagen. Es sind noch sehr diese Regelung endlich erfolgen und ihre 
wesentliche Wünsche auf dem Gebiet der Sozial- Finanzierung sichergestellt werden muß, damit 
versicherung offen, so der auf die Nachziehung das Unrecht, das unseren Pensionisten bei der 
der Pensionen und Schaffung einer dynamischen derzeitigen Form der Pensionszahlung laufend 
Pension. Es ist leider so, daß immer wieder zugefügt wird, behoben werden kann. Soviel 
eine ge'Yisse Ungleichheit in der Behandlung �ir be�annt . ist, arbeitet das Bu�e.amini�te. 
der Pensionisten eintritt. So kommen beispiels. rlUm fur sozIale Verwaltung derAt. emer 
weise Pensionswerber, deren Bemessungsgrund. 12. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche­
lage sich in unmittelbarer Nähe der Höchst. rungsgesetz. Es wäre dies die passende Ge­
bemessungsgrundlage von 4800 S monatlich legenheit, auch diese Frage einer Regelung 
bewegt, dadurch zu Schaden, daß diese zuzuführen. 
Höchstbemessungsgrundlage erst 1965 voll Ich habe hier nur den dringendsten Wunsch, 
zur Auswirkung kommt. Alle vor diesem den es auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
Zeitpunkt für diesen Personenkreis errechneten gibt, erwähnt. Es gäbe deren noch eine ganze 
Pensionen werden zu einem Mischsatz zwischen Reihe, so zum Beispiel die Erhöhung der 
den früheren Höchstbemessungsgrundlagen und Witwenrenten oder die Schaffung einer Teil­
der jetzigen errechnet, ergeben also einen invalidenrente, die gerade bei Grenzfällen 
geringeren Betrag. einen Ausweg bedeuten würde. Die Reform 

Ferner tritt laufend eine Schädigung der der Ruhensbestimmungen und viele andere 
Pensionisten dadurch ein, daß sie ihre Pension Punkte harren noch der Erledigung. 
wohl zur Zeit des Anfalles in einem bestimmten Vor einigen Jahren habe ich von dieser 
Verhältnis zum Einkommen der letzten fünf Stelle aus auch angeregt, daß wir eine andere, 
Jahre erhalten, diese Pension aber gleich hoch gerechtere Finanzierungsform für unsere Sozial· 
bleibt, auch wenn sich inzwischen Löhne, versicherung finden sollten. Ein Artikel des 
Gehälter und auch die Lebenshaltungskosten Herrn Dr. Weissenberg in der "Sozialen 
erhöhten.. Es wird also notwendig sein, daß Sicherheit", dem Organ des Hauptverbandes . 
wir durch geeignete Maßnahmen dafür sorgen, der österreichischen Sozialversicherungsträger , 
daß die Pensionen, die das letztemal auf der vom Juni dieses Jahres hat mich bewogen, 
Basis des Jahres 1959 errechnet wurden, diesen Vorschlag neuerdings zur Diskussion 
nachgezogen werden und daß wir einen Weg zu stellen. Ich habe damals darauf hinge. 
finden, um für die Zukunft einer ähnlichen wiesen, daß die derzeitige Finanzierung der 
Entwicklung vorzubeugen. Sozialversicherung durch direkte Beiträge der 

Dieser Weg ist an sich nicht schwer zu Dienstnehmer und Dienstgeber weder gerecht 
finden. Es fehlt auch nicht an entsprechenden noch sozial ist. Sie belastet die lohnintensiven 
Vorschlägen hiefür. Wesentlich schwieriger Betriebe mehr als Betriebe, die mit ver­

ist es aber, die Bedeckungsfrage zu lösen. hältnismäßig wenig Arbeitskräften hohe Ge· 
winne erzielen. Im Zeitalter der Automation Die österreichische Sozialversicherung hat müssen wir einen Weg finden, der die Mittel nach den bisher vorliegenden Abschlüssen für die Sozialversicherung in ein Verhältnis des Jahres 1962 Ausgaben im Betrage von zum Einkommen stellt und so die kleinen 

rund 18,2 Milliarden Schilling zu verzeichnen, Betriebe entlastet. 
das sind rund ein Drittel der Ausgaben des 
Bundes im selben Jahr oder rund 13  Prozent Dr. Weissenberg kommt nun in einem 

des Volkseinkommens im Jahre 1962. Von Artikel über die Pensionsautomatik ebenfalls 

diesen Ausgaben entfallen beiläufig zwei Drittel 
auf diese Frage zu sprechen. Er schreibt : 

auf die Pensionsversicherung. 
"Die Einführung der Pensionsautomatik 

. wäre daher ein geeigneter Anlaß, neuerlich 
Zu diesen Leistungen hat der Bund laut das Beitragswesen auf seine soziale Zweck­

Voranschlag 3,7 Milliarden Schilling beizu- mäßigkeit unter die Lupe zu nehmen. Unter 
tragen, das ist etwas mehr als 20 Prozent den oben erwähnten Aspekt�n betrachtet, 
der Gesamtausgaben der Sozialversicherung. wäre es wohl die idealste Lösung, .  die Bei­
Die restlichen fast 80 Prozent müssen aus träge überhaupt abzuschaffen und an deren 
den Beiträgen der Dienstnehmer und Dienst· Stelle in adäquater Form das bisherige finan. 
geber bestritten werden. Es muß weiter zieHe Aufkommen aus dem Bei1;ragswesen 
festgestellt werden, daß der Bund zur Unfall- durch die Einkommensteuer aufzubringen. 

, versicherung keine und zur Krankenversiche- Diese Methode hätte außerdem den Vorteil, 
rung nur geringfügige Beiträge leistet. den modernen Produktionsmethoden gerechter 

Bei dieser Sachlage ist es wohl klar, daß zu sein, wonach produktionsstarke, aber be· 
eine so umfangreiche Leistungsverbesserung, legschaftsschwache Betriebe nach ihrem finan· 
wie sie die Einführung der dynamischen zieHen Leistungsvermögen stärker zur sozialen 
Rente darstellt, große finanzielle Sorgen be· Sicherheit herangezogen würden. "  Soweit 
reitet. Trotzdem bin ich der Meinung, daß Herr Dr. Weissenberg. 
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Vo11mann 
Ich habe damals die Ablösung unseres 

derzeitigen Systems durch eine Sozialsteuer 
angeregt. Mir wwde daraufhin sehr häufig 
der Vorwurf gemacht, daß ich mich als Er­
finder neuer Steuern betätige. Mein Vorschlag 
käme aber nur darauf hinaus, daß die Bela­
stung, welche ' die Sozialversicherung nun 
einmal für alle darstellt, auf breiterer Ebene 

, gerechter verteilt wird. Ich glaube, daß 
es jetzt sch�n möglich ,sein müßte, wenigstens 
die sogenannten Dienstgeberbeiträge auf dieser 
Basis aufzubringen. Damit' wäre ein erster 
Schritt getan, der zur gegebenen Zeit eine 
Fortsetzung finden könnte. 

Ich muß zugeben, daß ich auf dem Gebiete 
des Steuerweßens nicht so zu Hause bin, um 
hier . einEm konkreten Vorschlag machen zu 
können. Es ist mir auch von Steuerfach­
leuten wiederholt beteuert worden, daß das 
derzeitige österreichische Steuersystem eine 
solche Regelung kaum zulasse. Trotzdem 
bin ich aber der Meinung, daß wir uns mit 
dieser Frage öeschäftigen müssen, weil sie 
auf die Dauer gesehen einfach nicht umgangen 
werden kann, weil, wie ich schon betont habe, 

. das derzeitige Finanzierungssys�em eben als 
ungerecht und unsozial bezeichnet werden 
muß. 

-

Unsere Sozialversicherung wird auch immer 
wieder mit Aufgaben belastet, für die sie eigent­
lich nicht geschaffen wurde. Gerade in diesen 
Ta:gen wurde Wieder ein solcher Vorschlag 
gemacht. 

Ich ' möchte den Herrn Bundesminister 
für soziale Verwaltung bitten, daß bei Aus­
arbeitung solcher Vorschläge doch', darauf 
Rücksicht genommen wird, ob eine unbe­
dingte . Notwendigkeit dazu besteht. Wir 
sollten uns hüten, die Sozialverßicherung mit 
Versorgungsaufgaben zu belasten, umsomehr 
als nach meiner überzeugung Sozialversiche­
rungsinstitute solchen Aufgaben nicht voll 
gewachsen sind und dadurch auch den Be­
troff�nen nicht entsprechend geholfen werden 
könnte. 

Es wird sicher Gelegenheit sein, über alle 
die von mir nur kurz angeschnitt.enen Fragen 
in der nächsten Zeit noch zu reden. Ich will 
das Hohe Haus hier nicht mit Fachsimpelei 

-aufhalten, es ' ist hier nicht der Platz dazu. 
Ich habe nur die Bitte, daß wir alle diese Fra­
gen in sachlicher, zweckentsprechender Weise 
diskutieren, weil jede demagogische Auf­
bauschung nur , schaden kann. Die Regelung 
sozialpolitischer Fragen zählt zu den vor­
nehmsten Aufgaben des Parlaments. Be­
rücksichtigen wir dies auch bei den Ver­
handlungen hier, und wir werden viel leichter 
das angestrebte Ziel e�eichen:'! (Beifall ' bei 
., OVPJ " 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete 
Dr. Stella Klein-Löw. Ich erteile es ihr. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Wenn 
ich zu der 1 1 .  Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz spreche, so tue ich es 
aus einem Grund, der den Mittelpunkt · meiner 
Ausführungen bildeu' wird. Bis jetzt galten 
nach dem Allgemeinen . Sozialversicherungsge. 
setz Kinder und Enkel über das 18. Lebens· 
jahr hinaus als Angehörige, wenn" sie. sich wege� 
ihrer Schulausbildung oder wegen ihr�r Be­
rufsausbildung noch nicht selbst erhalten 
konnten, längstens aber bis zur Vollendung 
ihres 24. Lebensjahres. Die 1 1 .  Novelle sieht 
nun vor, daß die Angehörigeneigenschaft 
nicht bis zur Vollendung des 24. Lebens­
jahres, sondern generell bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres zu gelten hat ; sie ist 
also generell für alle um ein Jahr, für die­
jenigen, die den Präsenzmenst während der 
Studienzeit leisten, um zwei Jahre verlängert 
worden . .  

Der Bericht gibt den Grund dafür an, 
und er gibt zu, daß der .... Studiengang auf den 
Hochschulen eine kürzere Zeit oft gar nicht 
möglich macht. 

Wenn ich heute bei der Besprechung dieses 
Gesetzes das Wort ergreife, so geschieht ' das 
aus zwei Gründen. Erstens möchte ich meiner 
ehrlichen Befriedigung darüher Ausdruck ver­
leihen, daß die Altersgrenze im vorliegenden 
Falle um ein Jahr beziehungsweise um zwei 
Jahre hinaufgesetzt wurde und nicht, wie 
mein geschätzter Vorredner irrtümlich gesagt 
hat, bis zum 65. Lebensjahr. ( Abg. Reich:  
Das kommt noch !) D a  "' ürde die Jugend 
ein bißchen überschritten sein. (Abg. K 'Ul­
hane k :  Noch kein Rentenalter !) Ganz richtig ! 
Es wird damit wenigstens zum Teil der Ta� 
sache Rechnung getragen, daß es Familien 
und gar nicht wenige Familien gibt; in denen 
ein junger Mensch über das 24. Jahr hinaus 
von der Familie miterhalten wird, also im 
Sinne des Gesetzes. und im sprachlichen Sinne 
ein. Angehöriger ohne eigenes Einkommen ist. 

Erlauben Sie mir, daß ich hier auf einen 
Widerspruch aufmerksam mache, der nicht 
etwa im Gesetz, sondern in der Gestaltung der 
Welt von heute liegt. Wir haben schon ein­
mal darüber gesprochen, aber es ist, glaube ich, 
am Platze, wenn man es wieder tut. 

Die Jugend, · wie wir sie heute kennen 
- Burschen und Mädchen -, ist früher reif. 
Es ist oft nur eine Scheinreife, oft ist es eine 
wirkliche Reife. Die Jugendlichen sind selb­
ständig im Denken, sie glauben, auch im 
Handeln selbständig sein zu können, und 
sie .sind es oft. Dem gegenüber ßteht die sehr 
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gesteigerte Kompliziertheit der Welt von 
heute. ' Sie ist so kompliziert, daß die Er­
fassung des Wissens dieser Welt eine viel 
längere Zeit in Anspruch nimmt, als es früher 
der Fall war. Daher haben �ir längere Aus­
bildungszeiten. 

Und die Folgen � Der junge Mensch, der 
sich schon seit Jahren für selbständig hält, 
ja der von seinen Angehörigen, von der Ge­
sellschaft, von der Gemeinschaft, in der er 
lebt, fur selbständig gehalten wird, ist in 
materieller Hinsicht länger unselbständig, weil 
er sich länger ausbildet, länger studiert. 
Und jetzt bedenken Sie den Widerspruch 
- der nur ein scheinbarer ist - zwischen 
der Selbständigkeit des jungen Menschen, 
wie er sie selbst sieht, wie seine Gemeinschaft 
sie sieht, und der Abhängigkeit _ und Unselb­
ständigkeit in materieller Hinsicht. Das ist 
an und für sich ein Problem. 

Aber jetzt kommen wir zur Hauptfrage : 
Warum braucht ein Mensch heute eine längere 
Zeit zum Studium und zur Ausbildung � 
Ist es deswegen, weil er weniger tüchtig ist ? 
Nein! Es ist nicht, weil er untüchtig oder gar 
faul wäre, nicht, weil er unentschlossen und 
labil wäre. Die Unentschlossenheit und Labili­
tät ist früher zu bemerken. Hat sich aber einer 
ein Studium gewählt und studiert er, dann 
sind Unentschlossenheit und Labilität be­
hoben. Es liegt auch nicht daran, daß er 
ohne Ehrgeiz und ohne Zielsicherheit wäre, 
durchaus nicht. Wenn ich ein Studium 
gewählt habe, dann studiere ich einem 
Ziel zu. Ich will gern zugeben; daß es auch 
Ausnahmefälle gibt, aber wir sprechen vom 
allgemeinen Trend der studierenden Jugend. 
Er braucht auch nicht etwa deswegen länger 
zum Studieren, weil er sein Berufsziel nicht 
vor Augen hat oder sich scheut, dem Berufs­
ziel zu schnell nahe zu kommen, seinen Beruf 
zu ergreifen. All das trifft nicht zu. Aber 
man kann wohl sagen : Er studiert länger, weil 
aus diesem oder jenem Grunde - und manch­
mal gibt es mehrere Gründe - sein Aus­
bildungsweg länger ist. Und jetzt bitte ich 
Sie, mir 'zuzugeben oder wenigstens zu glauben, 
daß es nicht immer die Schlechtesten, die 
Oberflächlichsten, diejenigen, die die Zeit 
vertrödeln, sind, die die zusätzlichen Jahre 
für das Studium brauchen. Ich werde noch 
Gelegenheit haben, das an Beispielen zu be­
weisen. 

Wie kam es nun zu diesem Entwurf, zu 
diesem Gesetz ? Schon das letztemal, bei 
der 10. Novelle, versuchte das Sozialmini­
sterium, diese Zeitgrenze hinaufzusetzen. Der 
Versuch ist mißlungen. Dann erst kam der 
Antrag auf eine solche Ethöhung, von dem 
hier gesprochen wurde. Nun kam es zur 

1 1 .  Novelle. Wieder wurde im ursprünglichen 
Entwurf der Regierungsvorlage generell die 
Vollendung des 26 . Lebensjahres verlangt. , 
Dagegen erhoben sich starke Einwände , und 
so kam es zu der Regierungsvorlage, die 
generell das 25. Lebensjahr vorschlug. Ich 
möchte dazu nichts mehr sagen, weil die 
Ausführungen meines Vorredners und der 
Bericht darüber genügend Auskunft erteilen. 

Das bringt mich schon zum zweiten Punkt 
meiner Ausführungen. Von mein�r Fraktion 
wurde die generelle Er höhung auf das vollendete 
26. Lebensjahr als wünschenswert bezeichnet 
und verlangt. Darüber hinaus wurde aber 
auch klar ausgesprochen, daß eine weitere 
Erhöhung bis zur Vollendung des 27. Lebens­
j ahres richtig und gerecht wäre. Diese Auf­
fassung meiner Parteifreunde wurde von der 
Mehrheit nicht geteilt ; sie konnte sich nicht 
durchsetzen, und so kam es also zu der bereits 
besprochenen Beschlußfassung. 

Ich frage nun : Welche ,Einwände gibt 
es gegen das vollendete 26. Lebensjahr als 
generelle Einführung und eine eventuelle 
Hinausschiebung auf das 27. Lebensjahr � 
Als einen dieser Einwände führt man an, 
daß das 25. Lebensjahr im Gehaltsgesetz 
für den öffentlichen Dienst und im Entwurf 
des neuen Pensionsgesetzes festgelegt ist. 
Diesem Einwand kann ich nur die Feststellung 
gegenüberstellen : Wenn es sich als zwingend 
notwendig erweist und wenn man zu der Über­
zeugung kommt, daß die Gegebenheiten der 
Zeit es verlangen, so muß man eben irgendwo 
mit der Novellierung, mit der Abänderung be­
ginnen. Daß es bis jetzt nicht besteht, ist 
kein Einwand dagegen, daß es von nun an 
bestehen soll.' 

Zweitens könnte man als Einwand sagen : 
Nur bummelnde Studenten , die es nicht ernst 
nehmen, brauchen so lang zum Studium. 
Darüber später. 

Es kam der Einwand, man müßte das 
ganze mit dem europäischen Standard ver­
gleichen. Wie ist es in Europa, wie ist es 
in der Welt ? Ich muß sagen : Ich konnte 
in der kurzen zur Verfügung stehenden Zeit 
nicht genug Material finden, aber ich kenne 
den Standard von drei europäischen Ländern 
auf dem Universitätssektor ziemlich gut, 
das sind die Schweiz, die deutsche Bundes­
republik und England. So einfach läßt sich 
das nicht vergleichen ! Dort ist die SchuL 
bildung eine andere, dort ist die Studien­
ordnung eine andere - ich will nicht sagen, 
daß die Menschen anders sind. Aber unter 
anderen Voraussetzungen können nicht die­
selben Konsequenzen erwartet werden. 

Und nun der letzte, der gewöhnliche Ein­
wand : 80 etwas kostet Geld. Dazu muß ich 
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sagen : Jawohl, das kostet Geld ! Es ist wirklich 
wahr, daß es Geld kostet. Wohl ist es nicht 
das Geld des Finanzministeriums direkt, aber 
Geld ist Geld, die Mittel sind unsere Mittel, 
und für das, was wir hergeben wollen, müssen 
wir die Verantwortung tragen, woher es letzten 
Endes auch immer kommt. Aber glauben 
wir nicht doch, daß dieses Geld in einer Zeit, 
wo die ganze Welt nach einem höheren Bildungs­
potential ruft, danach ruft, daß die Jugend 
einen gehobenen geistigen Standard hat, gut 
angelegt ist � I 

Ist es also wirklich so - jetzt komme ich 
zur Hauptfrage -, daß der oder die tüchtige 
Studierende, der "brave" Student oder die 
"brave" Studentin bis zum vollendeten 
25. Lebensjahr sein oder ihr Studium leicht 
beendet haben kann, ja be endet haben muß ? 
Erlauben Sie mir, aus der Praxis dazu zu 
sprechen. 

Nicht einschließen will ich hier zwei 
Faktoren, die ich einschließen könnte, aber 
nicht einschließen will. Ich werde sagen, 
warum. Der eine Faktor ist der zweite Bil­
dungs weg, also der Weg jener Studenten, 
die nicht auf geradem Weg von der Mittel­
schule zur Hochschule kommen. Hier können 
die Jahresgrenzen, die Altersgrenzen nicht 
richtig verwendet werden. Diesen Faktor will 
ich also nicht anführen. Ebenfalls nicht anfüh­
ren will ich zur Begründung das neunte P1:licht­
schuljahr beziehungsweise die neun Jahre der 
Mittelschulbildung. Warum 1 Weil sie sich 
erst in etwa zehn Jahren auswirken werden 
und weil ich heute nicht mit etwas argumen­
tieren will, was erst in zehn Jahren seine Be­
deut.ung haben wird, obzwar, meine Damen 
und Herren, ein Kulturpolitiker eigentlich für 
die Zukunft planen sollte und ein Sozial­
politiker erst recht ! (4bg; Re i ch :  Aber das 
ASVG. wird noch ein paarmal novelliert !) 
Ja, Ihre Hoffnung teile ich auch, Kollege 
Reich. Kollege Reich tröstet mich, das ASVG. 
wird noch ein paarmal novelliert werden, und 
dann werden wir wieder dazu sprechen . 

Aber ich will - auch nur im Vorbeigehen ­
die Besonderheiten des österreichischen Hoch­
schullebens streifen, auf die das Schreiben der 
Studentenschaft direkt Bezug nimmt. Ich 
will nur daneben vom Platzmangel, von über­
forderten Hochschulprofessoren sprechen, dar­
über, daß keine Plätze in Laboratorien sind, 
darüber, daß die Programme der Technik 
nicht aufgearbeitet werden können ; ich könnte 
das noch fortsetzen. Warum stürze ich 
mich so gar nicht darauf ? Weil ich hoffe , 
daß diese Zustände einmal ein Ende nehmen, 
und weil ich trotzdem glaube : '  Auch wenn 
diese Zustände nicht mehr sind, auch wenn 
das alles nicht mehr zutrifft, wird die erhöhte 

Jahresgrenze noch immer angewendet werden 
müssen. 

Ich komme nun zu den echten Erfahrungs­
tatsachen. Nehmen Sie die erste : die Schul­
Sackgassen, die es immer geben wird. Es 
wird immer so sein, auch im neu esten und 
modernsten Schulgesetz, daß ein "Spät­
entwickler",  ein Kind aus einer Landgegend 
ein oder zwei Jahre später in die Mittelschule 
kommt oder in eine höhere Klasse eintritt 
und eme Klasse überbrücken muß.  Das wird 
es immer geben: Es wird immer Spätent­
wickler geben, die mit 19, mit 20 Jahren auf 
die Universität kommen. Wenn sie mit 19, 
mit 20 Jahren auf die Universität kommen 
- und das ist gar keine Seltenheit, denn 
wenn der Geburtstag in den Jänner oder 
Feber fällt, dann ist man an und für sich 
um ein Jahr später dran -, bummeln dann 
diese Studenten, falls sie bis zum 25. Jahr 
nicht . fertig sind, wenn der Studiengang 
sechs Jahre vorschreibt 1 Da haben Sie den 
ersten Grund. 

Gehen wir weiter : Die Technik, alle Fächer 
mit Laboratoriumsbetrieb außer der Technik, 
alles was mIt Arbeits- und Laboratoriums­
betrieb zusammenhängt, alles, was mit regel­
mäßigen Programmen, das heißt mit einem 
Nac"ttweis des Studienerfolges zusammenhängt, 
mit Arbeitsplätzen - all das braucht eine 
lange Studienzeit. An der Technik ist die 
Studienzeit - das werden Kollegen, die vom 
Fach sind, b�stätigen können - von 14 Se­
mestern der ordentliche Durchschnitt. 14 Se­
mester sind 7 Jahre. Wenn man mit 19 Jahren 
an die Technik kommt, ist man dann 26 Jahre 
alt - das ist bereits ein Jahr über die Zeit, 
die die Novellierung hier erlaubt. 

Das Medizinstudium erfordert 10 vorge­
schriebene Inskriptionssemester, aber tatsäch­
lich sinq. 13 bis 14  notwendig. Wenn Professor 
Schönbauer hier wäre, könnte er es bestätigen. 
Ich habe gestern einen Dozenten angerufen 
und habe mich erkundigt, um sicher zu sein : 
Jawohl, 6 %  bis 7 Jahre sind für dieses Stu­
dium notwendig, 17 Prüfungen sind zu machen. 
Wenn man alle diese Hürden ohne "Unfall" 
nimmt, wenn man bei allen 17 Prüfungen 
- und 17 Prüfungen sind viel - durch­
kommt, dauert es noch immer 6 %  bis 7 Jahre. 
19 plus 7 ist 26. Um ein Jahr überzogen ! 

Chemie : Erlauben Sie mir zwei Beispiele 
anzuführen, von denen ich hoffe, daß sie 
überzeugen werden. Eine ehemalige Schülerin 
von mir studierte Chemie. Sie hat im Jahr 
1956 mit Auszeichnung maturiert, mit lauter 
"Sehr gut" . Ich war selbst erstaunt, als sie 
erst im Jahr 1963 zur Promotion kam. Ich 
war bei der Promotion und fragte sie und 
Kolleginnen dann : Wie konnte das möglich 
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sein � ,  weil ich weiß, wie fleißig, wie tüchtig, 
wie ehrgeizig und wie gescheit sie ist. Und 
ich hörte, daß das beim Chemiestudium die 
normale Zeit ist. Wenn Sie mir nicht glauben 
wollten oder sollten : Dieses Mädchen ist 
sehr bald nach der Promotion von dem Pro­
fessor, bei dem sie die Dissertation gemacht 
hat, für eine wissenschaftliche Stelle in den 
Vereinigten Staaten empfohlen worden. Das, 
glaube ich, ist der Beweis für ihre Tüchtigkeit, 
Zuverlässigkeit und ihren Fleiß. Sie brauchte 
7 Jahre, hat also ein Jahr überzogen. 

Lassen Sie mich ein zweites Beispiel 
von der Chemie vorbringen. Eine ehemalige 
Schülerin von mir - sie kam aus Oberöster­
reich - ist zwei Jahre später ins Gymnasium 
gekommen und kam mit 20 Jahren an die 
Universität. Sie ist jetzt, mit 27 Jahren, 
im Dissertationsstadium. Warum ich Ihnen 
dieses Beispiel als zweites erzähle ? Weil 
ihr Professor ein anderer Ordinarius als beim 
ersten Beispiel ist. Beide Ordinarien genießen 
hervorragenden wissenschaftlichen Ruf im 
In- und Ausland, der eine wie der andere. 
Und bei beiden haben diese Studentinnen 
7 beziehungsweise 8 Jahre gebraucht. Es 
liegt nicht an den Studenten, es liegt nicht 
an den Professoren, es liegt an dem Wissen, 
es liegt an der Bildung. Die Jahre lassen, sich 
nicht so knapp einschränken. 

Das ist aber kein Zufall. Nehmen Sie ein 
Fach, in dem ich recht bewandert bin - es 
ist mein eigenes Fach -, nehmen Sie das 
Lehramt, nehmen Sie die Dolmetscheraus­
bildung, kurzum, nehmen Sie die Fremd­
sprachen, bei denen heute fast alle Professoren 
einen Auslandsaufenthalt für sehr wichtig, 
ja für eine Voraussetzung halten. Damit 
vergeht ein Jahr, vielleicht ein halbes Jahr ; 
es ist nicht in dem Sinne verloren, daß man 
es nicht brauchen kann, aber es geht 
verloren für die Studienzeit im engerEm Sinn. 
Das bedeutet : 19 Jahre als Durchschnitt 
plus 5 Jahre ist 24, plus 1 ist 25 Jahre. Da 
darf aber nichts passieren, sonst ist die Zeit 
wieder überzogen. 

Wenn man aber - was heute schon die mei­
sten machen - Doktorat u n d  Lehramts­
prüfung macht, so wie ich und viele andere 
es gemacht haben, zuerst das Doktorat und 
dann die Lehramtsprüfung oder umgekehrt, 
und dabei nicht einen Posten hat, was sehr 
schwer möglich ist, dann sind die 25 Jahre 
hoffnungslos überschritten. 

Als letztes Beispiel ebenfalls das einer Schüle­
rin von mir : Die Mutter eine Witwe, der 
Vater in jungen Jahren an Herzinfarkt ge­
storben, eine kleine Pension. Das Mädchen 
kam aus der 4. Hauptschulklasse in die 
5. Gymnasialklasse. Daß sie eine gute Schülerin 

war, ersehen Sie aUS der Tatsache, daß sie 
trotzdem oder gerade deswegen - wenn Sie 
wollen - mit Auszeichnung maturiert hat. 
Sie studiert Deutsch und Englisch, also Fächer, 
die sich machen ließen. Aber sie hatte das 
große Pech, zu erkranken ; ein Jahr war sie 
krank. Sie hatte eine septische Drüsen­
entzündung. Die Folge : Die Waisenpension 
ist weg ! Das Mädchen bekommt sie nicht mehr. 
Und was viel schlimmer ist : Die Kranken­
kasse ist auch weg ! 

Was sind die V örteile, wenn man weiter als 
"Angehöriger" gilt ? Erstens : Man ist bei 
der Krankenkasse mitversichert. Zweitens : 
Wenn man etwas von der Krankenversiche­
rung bekommt, dann erhält man die Waisen­
pension ein Jahr länger. Wenn die Eltern 
pensioniert sind, dann bekommen sie als 
öffentlich Angestellte die Kinderzulage 
zur Pension weiter. Wenn die Eltern Bezieher 
einer Ausgleichszulage sind, dann bekommen 
sie um 100 S mehr. Das ist alles : Mitglied­
schaft bei der Krankenversicherung, 100 S mehr 
im schlimmsten Fall und Weiterbezug der 
Waisenpension - das ist das wenige, was 
wir für so notwendig halten ! 

Und jetzt fragen Sie : Korrumpieren wir 
die Jugend nicht, wenn wir sie auf diese Weise 
zul!l längeren Studium ermutigen 1 Meine 
Gegenfrage : Paßt das hierher � Ist die Tochter 
einer Witwe, die sich unter großen Opfern 
zum Studium entschlossen hat und durch eine 
Krankheit am normalen Studienfortgang ge­
hindert wurde, eine bummelnde Studentin ? 
Sind Menschen, die aus wissenschaftlichem 
Interesse länger studieren, nicht Menschen, 
denen wir das bißchen geben sollten ? Sind 
diese Beiträge, die ich hier genannt habe, 
Beiträge, die einen Luxus oder auch nur ein 
bequemes Leben gestatten ? Das sind sie doch 
wirklich nicht ! 

' 

Als zweiten Einwand könnte man vorbringen, 
es seien" ihrer zu viele, das koste zuviel Geld. 
Wenn es aber viele sind, dann müßten 'wir 
erst recht das machen, dann ' ist es unsere 
Pflicht ! 

Der dritte Einwand beinhaltet das Gegen­
teil : Es sind Ausnahmefälle, es sind ganz 
wenige, ihretwegen kann man nicht eigene ' 
Gesetze machen. Nein, ganz wenige sind es 
nicht, und wäre dem so, so ließe es sich aus 
finanziellen Gründen erst recht verantworten. 

Der Beitrag, den die Gemeinschaft leisten 
müßte, wäre verhältnismäßig klein. Der 
Mensch aber, den wir sehen, der junge Mensch 
und seine Angehörigen, hätte die Gewiß­
heit, daß . wir Interesse und Verständnis 
für seine Lage und die Bereitschaft haben, 
etwas zu tun. 
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Ich bitte Sie sehr, meine Damen und Herren, 
die Sie im Ausschuß dagegen waren, an diese 
meine Beispiele zu denken. Vielleicht können 
Sie folgen, wenn ich Sie bitte : Überlegen Sie, 
trachten Sie, daß sehr bald ein neuer Entwurf 
kommt, in dem auf all das Rücksicht genom­
men wird ! 

Natürlich ist meine Fraktion und bin ich 
mit dem, was als erster Schritt erreicht wurde, 
einverstanden - aber es kann nicht der letzte 
Schritt sein ! Es ist ein Beitrag unserer Zeit 
zum Verständnis für die studierende und ar­
beite�de Jugend, wenn ich bitte, den Gegeben­
heiten Rechnung zu tragen und doch das 
durchzusetzen, was der ursprüngliche Entwurf 
des Sozialministeriums wollte und wofür meine 
Fraktion im Ausschuß eingetreten ist. 

Zum Schluß erlauben Sie mir noch eine 
Bemerkung : Es wird oft über die Opfer­
unwilligkeit unserer Jugend geklagt. Wenn aber 
diese Jugend das Gegenteil unter Beweis 
stellt, wenn sie darauf verzichtet, all das 
auf eine leichtere Weise zu erwerben, was 
durch irgendeinen Beruf schneller zu erreichen 
ist, durch den man am Anfang mehr verdient, 
und wenn sie unter Opfern studiert, verdient 
diese Jugend nicht jene Anerkennung, die 
ich für sie ver lange � Sind die Söhne und 
Töchter der Pensionisten, sind die Waisen, 
sind die Kinder aus den Kreisen, denen die 
100 S, die sie mehr bekommen , etwas bedeuten, 
sind diese Söhne und Töchter, die studieren, 
aber wenigstens sozial gesichert sein wollen, 
nicht opferwillige junge Menschen 1 

In diesem Sinne - außer dem, was ich vom 
sozialen und vom allgemeinen Bildungsstand­
punkt gesagt habe - muß ich Sie bitten, 
Ihren Beschluß sehr bald zu revidieren und 
uns die Möglichkeit zu geben, das, was die 
studierende Jugend in einer veränderten Welt 
von uns erwartet, sehr bald in Erfüllung 
gehen zu lassen ! (Beifall bei der S p(j.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Kindl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kindl (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Sehr geehrte Damen und Herren l Meine ge­
schätzte Vorrednerin hat hier ein Problem zur 
Sprache gebracht, das wahrscheinlich wert 
wäre, einen ganzen Nachmittag diskutiert zu 
werden. Wenn wir uns aber unsere Tagesord­
nung vor Augen halten und daran denken, daß 
das Problem, das meine Vorrednerin behandelt 
hat, nur ein Punkt von 22 Änderungen ist, 
dann können wir uns vorstellen, wie viel Zeit 
wir hier für eine gründliche Diskussion auf­
wenden müßten. Ich glaube aber nicht, daß 
die Ausführungen der Frau Abgeordneten, 
obwohl vielleicht der eine oder andere von uns 

unruhig wurde, spurlos an uns vorübergegangen 
sind. 

Aber gleichzeitig möchte ich sagen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren : Wenn wir 
uns diesen Tagesordnungspunkt vor Augen 
halten, sehen wir, daß die Sozialpolitik nicht 
mehr eine Politik allein für die Arbeitnehmer 
ist. Denn aus der Tatsache, daß uns eine 
1 1 .  Novelle zum ASVG., eine 8. Novelle zum 
GSPVG.,  eine 5. Novelle zum Landwirtschaft­
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetz und 
eine 7. Novelle zum Notarversicherungsgesetz 
1938 vorliegt, erkennen wir, daß die Sozial­
politik heute alle Bereiche, über alle Standes­
gruppen hinweg, praktisch die Gesamtbevölke­
rung umfaßt. Heute bedeutet Sozialpolitik also 
mehr als früher, wo man darunter nur ver­
standen hat, etwas für den Arbeitnehmer zu 
tun. Die SozialpoJitik ist eine Volkspolitik 
geworden. 

Einer meiner Vorredner - ich glaube, es 
war Kollege Vollmann - hat gesagt, daß die 
1 l .  Novelle zum ASVG. durch ein Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes ausgelöst worden 
ist. Das stimmt auch. Die 1 1 .  Novelle befaßt 
sich im wesentlichen mit Klarstellungen be­
ziehungsweise Abänderungen, zu denen wir 
gezwungen wurden. Wir konnten zwei Punkte, 
betreffend die Mutterschaft und die studierende 
Jugend, anhängen. Meine Vorrednerin hat 
an uns appelliert, die Mitglieder des Sozial­
ausschusses mögen der Meinung der sozialisti­
schen Fraktion beitreten. Zur Klarstellung 
möchte ich folgendes sagen. 

Es war wohl Ihr Antrag, daß generell das 
26. Lebensjahr als oberste Grenze gelten soll. 
Meine Argumentation im Ausschuß war, daß 
die Präsenzdienstpflichtigen, die während ihrer 
Studienzeit Präsenzdienst leisten, wodurch 
ihnen praktisch zwei Semester verlorengehen, 
für diesen echten Verlust, den sie im Interesse 
der Gesamtbevölkerung tragen, eine zusätz­
liche Entschädigung bekommen müßten. Es 
war also keine Rede von 26 Jahren und von 
27 Jahren als Grenze für die Präsenzdienst­
pflichtigen. Ich glaube, diese Forderung hätten 
wir bei den bei den Ministerien auch nicht 
durchgebracht. Aus diesem Grund ist die Mehr­
heit, der auch ich in diesem Fall angehört 
habe, generell für das 25. Lebensjahr eingetre­
ten ; das wurde übrigens auch von der Ver­
tretung der Hochschülerschaft verlangt. Bei 
denjenigen, die ihren Präsenzdienst leisten, 
sollte, wie schon ausgeführt, eine Ausdehnung 
auf das 26. Lebensjahr erfolgen. 

Die Vorlagen wurden vom Herrn Bericht­
erstatter hier wirklich eingehend vorgetragen , 
es ist also nicht mehr viel dazu zu sagen. 

Aber vielleicht kann man und muß man 
wieder diese Gelegenheit benützen, um doch 
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einige generelle Probleme zur Sprache zu brin­
gen. Seit drei, vier Jahren geistert der Begriff 
der dynamischen Rente - ablehnend, zu­
stimmend - immer wieder durch die österrei­
chische Presse. Stellen wir fest : Wir haben ja 
eigentlich eine dynamische Rente, denn die 
Rente ist in einer dauernden Fortentwicklung 
- aber dynamisch nur im Nachziehverfahren ; 
wir müssen sie immer "nachziehen".  Und 
hier stellen wir uns vor : Wir könnten die Rente 
genauso dynamisch gestalten, wenn wir die 
wirtschaftliche Entwicklung hernähmen und 
nicht erst warten würden, bis wir nachziehen 
müssen. Unsere Auffassung dazll, die Auf­
fassung der Freiheitlichen, ist folgende : Wir 
müssen die dynamische Rente in eine Parallele 
zum steigenden Einkommen in der produktiven 
Wirtschaft bringen. Diese Forderung ist auch 
gerecht, denn mit den steigenden Löhnen und 
Gehältern steigen ja immer wieder auch die 
Beiträge, die abgeliefert werden, die ab­
gezogen werden. Also genauso, wie das Ein­
kommen in der produktiven Wirtschaft steigt, 
sollen auch die Renten von Jahr zu Jahr 
wieder angepaßt werden. Dann brauchen wir 
über dieses Problem nicht zu debattieren. Wir 
halten nämlich den Vergleich mit dem Teue­
rungsausgleich für den ungünstigsten und für 
den unglücklichsten, den es überhaupt gibt. 

Im übrigen wäre diese Frage auf diese Art 
auch auf dem Beamtensektor zu lösen. Die 
Beamten fragen heute zum Beispiel bei der 
letzten Regelung - von zwei Gesichtspunkten 
aus wird das Problem betrachtet -, wenn es 
sich um einen starren Prozentsatz handelt, 
der als Teuerungszulage gegeben wird : Wie­
so 1 Ist denn für den Höherverdienenden die 
Teuerung spürbarer als für uns � Die Beamten 
stehen auf dem Standpunkt, die Preise seien 
ja für alle gleich hoch. 13mgekehrt aber, 
wenn · man diesen Gedanken konsequent ver­
folgte, würde das heißen, daß wir eines Tages 
wieder die Nivellierung hätten. 

Auch in diesem Fall könnte man als Richt­
schnur die produktive Wirtschaft nehmen, die 
Arbeitnehmer in der produktiven Wirtschaft : 
Wie sich ihr Lo.hn, ihr Gehalt nach oben ent­
wickelt - parallel dazu könnten wir den 
Staatsdiener und auch die Pensionisten mit­
ziehen. Ich sagte schon : Für den Staatsdiener 
ist das möglich, denn höhere Gehälter, höhere 
Löhne gibt es nur in Zeiten der Prosperität ; 
in dieser gibt es aber auch höhere Steuerein­
gänge, und es gibt höhere Beiträge für die 
Pensionsversicherungen. Dieses " Mitziehen" 
ist also theoretisch möglich. Aber ich glaube, 
ein System müßten wir hineinbringen. 

Heute ist es doch so, daß allein schon der 
Begri!f "dynamische Rente" manchem Staats­
bürger die Gänsehaut über den Rücken laufen 

läßt : Ja wer wird denn das zahlen 1 Was wird 
denn das kosten 1 Es wäre vielleicht hier 
notwendig, Herr Minister, doch eine Berech­
nung anzustellen. Sie wird nicht so ganz auf 
die Million genau hinhauen, aber sie wird 
doch eine Vorstellung davon geben, was das 
kostet. Und es wird die nötige Erläuterung 
gegeben werden müssen, daß die Rente ja 
nur dynamisch steigen kann, wenn die Ge­
samtproduktivität steigt. 

Nun ein Problem des Versicherungssektors. 
Wir haben die Frage der Wanderversicherung. 
(Abg. A lt enburger :  Wie schaut es mit den 
Höchstbeitragsgrundlagen aus ?) Die steigt doch 
auch mit, wenn das Einkommen steigt ! 
Selbstverständlich ! Sehen Sie : Warum haben 
wir die Bemessungsgrundlage erhöht 1 Weil 
wir uns gesagt haben : Mit diesen niedrigen 
Bemessungsgrundlagen geht dann ein Höher­
verdienender in Pension, und die Differenz 
zwischen seiner Pension und dem Aktivein­
kommen ist so riesengroß, daß es eine komplette 
Lebensumstellung erfordert. Ich kann Ihnen, 
Herr Kollege, einen Fall sagen, wo ein Prokurist 
so unglücklich dran war, daß seine Rente - das 
war vor 1955 -, die er dann bekommen hat, 
nicht einmal für die Miete gereicht hat. Wir 
müssen dieses Problem lösen. ( Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. A l t enbutger.) 

Herr Kollege ! Ich · führe das Problem hier 
nur an, und ich muß sagen, man kann solche 
Probleme hier nur im Vorbeigehen streifen. 
Es ist auch nur eine Anregung, denn bei dieser 
Tagesordnung mit so vielen entscheidenden 
Problemen, Kollege Altenburger, können wir 
das nicht restlos ausdiskutieren. Es soll j a  
auch nur in die Diskussion gebracht sein. 

Und nun zu der unglückliohen Lösung der 
Wanderversioherung : Wir stehen sohon auf 
dem Standpunkt, daß hier keine Versioherungs­
zeit oder Anrechnungszeit verlorengehen soll. 
Ich glaube, es herrscht auf allen Bänken 
Zustimmung, wenn man verlangt, daß das 
Problem der Wanderversicherung, das durch 
die Schaffung der verschiedenen Versiche­
rungsanstalten entstanden ist, einer gerechten 
Lösung zugeführt wird. (Ruf bei der () V P : Das 
Problem wandert I) Richtig, Herr Kollege, nur 
das Problem wandert. Aber ich glaube, wenn 
schon die Bundesregierung nicht so aktiv ist, um 
durch Regierungsvorlagen die Probleme für 
dauernd zu lösen, dann muß eben das Haus mit 
Anträgen initiativ werden, die zur Behandlung 
kommen müssen. Wir können nicht immer 
warten� bis uns die Bundesregierung alles in 
Regierungsvorlagen serviert. 

Es gibt noch ein weiteres Problem : Die 
Gleichstellung der freiwillig Weiterversicherten 
mit den PHichtversicherten. Das ist auoh nur 
eine Forderung der Gerechtigkeit, der Gleich-
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heit. Man dürfte hier nicht immer nur zuerst 
den Ruf nach einem Gesetz laut werden 
lassen, um aber dann sofort die Frage zu 
stellen : Ja was kostet das 1 Das ist, glaube 
ich, auf jeden Fall falsch. Was das kostet, 
das muß man vorher fragen ; nicht daß man 
dann Bremsen einschaltet, weil es einem 
angeblich über den Kopf wächst. 

Von Herrn Kollegen Vollmann wurde heute 
die Erhöhung der Witwenrente gefordert. Sie 
wissen, die Erhöhung auf 60 Prozent ist seit 
Jahren eine Forderung von uns. Auch darüber 
könnten wir reden. Ich darf dem Hohen 
Hause nur mitteilen, daß ich einer sozialpoliti. 
sehen Mitteilung gestern zufällig entnommen 
habe, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
die Witwenrente derzeit bereits auf 70 Prozent 
gesetzt ist, daß also die Witwenrente 70 Pro­
zent von der Pension des Gatten beträgt. 
Wenn wir alles durchrechnen, was die hinter­
bliebene Witwe braucht, um das Leben 
weiterzuführen - es ist ja oft und oft aus­
gesprochen worden : die Ausgaben haben sich 
ja nicht durch den Abgang eines Teiles halbiert ; 
Miete, Beheizung, Beleuchtung bleiben unver­
ändert, also bloß die reinen Kosten des täg­
lichen Lebens haben sich halbiert, während 
die Lebensnebenkosten die gleichen geblieben 
sind -, dann kommen wir auf einen Prozent· 
satz, der über 50 Prozent liegen muß. Ich 
glaube, hier nicht noch länger darüber reden 
zu müssen. 

Ich appelliere an das Haus : Wenn die 
Bundesregierung in dieser Frage nicht weiter. 
kommt, dann soll der Sozialausschuß zu 
einem gemeinsamen Antrag kommen. Das muß 
einfach geschehen, und zwar ohne zu fragen :  
Was kostet das ? Der Herr Sozialminister 
ist hier oft auf der Fährte des Herrn Finanz· 
ministers (Ruf bei der Ö V P: Das ehrt ihn !) , 
der fragt auch immer, was das kostet. 

Nun möchte ich zu einem heißen Eisen 
kommen. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Wir haben in den letzten Wochen 
sehr viel über Recht, Rechtsstaat, Gleichheit 
vor dem Gesetz debattiert. Es war lustig. 
(Heiterkeit. - Widerspruch bei der SPÖ. -
Abg. Rosa Jochmann : Ich finde das gar 
nicht lustig !) Es war nämlich wirklich lustig ! 
Von allen Seiten wurde der Rechtsstandpunkt 
behauptet. Wir haben hier auf sozialpoliti­
schem Gebiet eine Rechtsungleichheit, die 
Jahre hindurch in der breitesten Öffentlichkeit 
nicht verstanden wird, das sind die Ruhens­
bestimmungen im § 94 des ASVG. Wir wissen 
auch, Kollege Vollmann, daß uns in dieser 
Frage auch der Verfassungsgerichtshof einmal 
aufmerksam gemacht hat, daß wir damit 
gegen die Verfassung verstoßen. (Abg. Voll· 
mann : In welchem Erkenntnis ?) Nun, was 

wurde dagegen getan � Man hat ganz einfach 
die Versicherten oder die Empfänger aus dem 
GSPVG. gleichgezogen mit den Empfängern 
aus dem ASVG. Und nun haben wir noch 
immer nicht die Gleichheit hergestellt. Denn 
es ist jedem bekannt, daß der Staatsdiener, der 
Beamte, keine Ruhensbestimmungen kennt. 
Die Bevölkerung weiß noch viel genauer, daß 
die sogenannten Politikerpensionen auch keine 
Ruhensbestimmungen kennen. 

Meine sehr geehrten Herren von der Öster­
reichischen Volkspartei ! Wenn Sie solche 
Ritter für das Recht und für die Gleichheit 
sein wollen : Hier können Sie sich uns an­
schließen ! Wenn angeblich auf der linken 
Seite keine Bereitschaft dafür vorhanden ist, 
den § 94 zu Fall zu bringen, appelliere ich 
an Sie, lade ich Sie ein : Reiten wir hier 
eine Attacke für das Recht, bringen wir den 
§ 94 zu Fall ! Die Bevölkerung wird dann 
sagen : Jawohl, sie geben sich wenigstens 
Mühe ! 

Noch eines spreche ich aus : Im Falle 
Habsburg ging es um Habsburg. Da wurde 
argumentiert, das könnte morgen einen Huber, 
Meier oder Pichler treffen. In dem Fall ist 
es aber nicht so, denn hier gibt es ein eigenes 
Gesetz . Der § 94 kann aber nicht nur morgen 
Huber, Meier oder Pichler treffen, sondern er 
trifft die Huber, Müller und Pichier tagtäglich. 
Hier die Rechtsgleichheit herzustellen, kurz 
gesagt, den § 94 zu streichen, wäre höchste 
Pflicht und notwendig, damit die Bevölkerung 
an das, was in oft gehaltenen Appellen gesagt 
wurde, an das Recht, an die Gleichheit vor dem 
Gesetz noch glaubt. 

' Das waren Gedanken, die ich Ihnen in die 
Ferien mitgeben will. (Ironische Heiterkeit 
bei der Ö VP. - Zwischenruf des Abg. Prinke .  
- Präsident Wal lner  übernimmt den Vor. 
sitz.) 

Ich nehme Abstand davon, Anträge einzu·­
bringen, denn es ist dann oft so, daß der 
Prestigestandpunkt dazukommt und damit 
ein Antrag der Freiheitlichen nicht durch· 
geht ; es wird sogar oft dagegen gestimmt, 
obwohl man die Sache auch möchte. In der 
kommenden Session haben wir im Sozialaus· 
schuß dazu Gelegenheit, und daher wollte ich 
Ihnen 'nahelegen, in den Ferien diese ent­
scheidenden Punkte, die Huber, Müller und 
Pichler täglich treffen, einer genauen Über. 
legung zu unterziehen, damit wir hier eine 
Änderung schaffen können. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister Proksch. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Proksch : Hohes Haus ! Ich möchte zu den 
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Ausführungen des Herrn Abgeordneten . Voll­
mann folgendes feststellen : Es ist richtig, 
daß der Entwurf des Ministeriums, der über 
die Regierung an das Hohe Haus gelangt ist, 
den Vorschlag , ,25. Lebensjahr"- enthalten 
hat. Aber ich habe mir schon im Ausschuß 
zu sagen erlaubt, daß der ursprünglich aus­
gesendete Entwurf das vollendete 26. Lebens­
jahr vorgesehen hat, daß aber über Einspruch 
des Finanzministeriums dann nur das 25. Le­
bensjahr eingesetzt werden konnte, weil der 
Entwurf sonst die Regierung nicht passiert 
hMte. 

Ebenso ist es mit der Erhöhung von 680 S 
auf 710 S. Der Betrag von 680 S war seiner­
zeit der Richtsatz . Der Vorschlag des Sozial­
ministeriums war, statt der 680 S den jeweili­
gen Richtsatz als Betrag einzusetzen. Das 
Finanzministerium hat dem aber nicht zuge­
stimmt, sondern war nur einverstanden, daß 
710 S eingesetzt werden, und dies mit Rück­
sicht darauf, daß die Höherbewertung der 
Dienstwohnung mit 24 S damit ihre Abgeltung 
findet. (Abg. A lt enb urger :  Das ist aber ein 
Regierungsentwurf , dem der Herr Sozialminister 
zugestimmt hat !) Ja. Aber, Herr Abgeordneter 
Altenburger, es geht darum . . . (Abg. A lt en­
burger :  Was hat das für einen Sinn ?) Es 
hat den Sinn, daß man hier im Hause die 
Sache nicht so hinstellen kann, als ob gegen­
über dem Entwurf des Sozialministeriums 
Verbesserungen stattfänden. (Abg. A l ten­
burger  : Das hat niemand getan !) Ich stelle 
hier fest, wie ich es schon im Ausschuß getan 
habe - das hat auch der Herr Abgeordnete 
Vollmann gewußt -, daß sich das so verhält . 
Es ist auch im Bericht enthalten, und man kann 
daher nicht sagen, es wurde der Entwurf 
verbessert. Der Entwurf, der von der Regie­
rung vorgelegt worden ist, wurde verbessert, 
aber der ursprüngliche Entwurf des Sozial­
ministeriums war eben anders und so, wie ich 
es gesagt habe. (Beifall bei der SPO.) Ich 
glaube, daß es nicht ganz fair ist, die Dinge 
anders darzustellen, aber man kann natürlich 
verschiedener Meinung sein. (Abg. A l t en­
b urger :  Wir haben den Regierungsentwurf 
zu behandeln und nicht den des Sozialministers t 
- Zwischenruf des Abg. Dr. Gre d l er. - Wei­
tere Zwischenrufe.) 

Wenn der Herr Abgeordnete Vollmann 
jetzt sagt, die 12. Novelle biete Gelegenheit, 
die dynamische Rente unterzubringen, so 
darf ich mir dazu folgendes zu sagen erlauben :  
Ich war optimistisch und habe versucht, die 
dynamische Rente schon in der 10. Novelle 
unterzubringen. Dies wurde jedoch vom da­
maligen Finanzminister Dr. Klaus abgelehnt . 
Ich habe 3,87 Prozent für- das Jahr 1960 als 
Nachziehung verlangt, ebenso die Erhöhung 
der Richtsätze ; das wlirde abgelehnt. 

Der Hinweis auf die 12. Novelle ist sicher 
richtig, und ich wäre glücklich, wenn wir die 
dynamische Rente schon in der 12. Novelle 
hätten. Aber ich .habe mir zu bemerken er­
laubt, daß schon die 10. Novelle dazu Gelegen­
heit geboten hätte, daß ich also auch in diese"r 
Sache nicht müßig gewesen bin. Ich danke. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet . Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort ? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung werden die vier Gesetz­
entwürfe in der Fassung des A U8schußberichtes 
- die 8. Novelle zum Gewerblichen Selbständi­
gen-Pensionsversicherungsgesetz mit der vom Be­
richterstatter vorgeschlagenen Textberichtigung -
in zweiter  und dri t ter  Lesung e instimmig 
zum Beschluß erhoben. 

5. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(170 der Beilagen) : Bundesgesetz über eine 
Bewertungsfreiheit bei abnutzbaren Wirt­
schaftsgütem des Anlagevermögens (Bewer­
tungsfreiheitsgesetz 1963) (212 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen nun­
mehr zum 5. Punkt der Tagesordnung : Be­
wertungsfreiheitsgesetz 1963 . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Ing. Helbich. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Ing. Helbich : Hohes Haus ! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich habe über das Bewertungsfreiheitsgesetz 
1963 zu berichten, dessen Gültigkeit für die 
Jahre 1964, 1965 und 1966 vorgesehen ist. 

Es soll durch Einräumung einer Bewert.ungs­
freiheit der österreichischen Wirtschaft die 
Möglichkeit zu einer weiteren Rationalisierung 
eröffnen. 

Eine vorzeitige Abschreibung darf nicht 
vorgenommen werden von den Anschaffungs­
oder Herstellungskosten 

a) von Gebäuden, soweit sie nicht unmittel­
bar dem Betriebszwec� dienen, mit Ausnahme 
von für betriebszugehörige Arbeitnehmer be­
stimmten Wohnhäusern und von für be­
tdebszugehörige Arbeitnehmer in betriebs­
eigenen Gebäuden bestimmten Wohnräumen, . 

b) von Personenkraftwagen und Personen­
flugzeugen - ausgenommen Mietkraftwagen, 
Platzkraftwagen, Fahrschulwagen, Miet­
flugzeuge, SchulHugzeuge und Flugzeuge der 
Flugtransportgesellschaften - und Personen­
krafträdern sowie von Einrichtungsgegen-
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ständen für Büros, Empfangsräume und Warte­
zimmer, 

c) von Geschäftsportalen, soweit deren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 60.000 S 
übersteigen. 

Die vorzeitige Abschreibung ist 
a) für unbewegliche Wirtschaftsgüter mit 

20 v. H. der Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten begrenzt, bei für betriebszugehörige 
Arbeitnehmer bestimmten Wohnhäusern mit 
5 v. H .  der Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten, 

b) für bewegliche Wirtschaftsgüter mit 
50 v. H. der Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten begrenzt, wenn diese Wirtschaftsgüter 
in Betrieben oder Betriebsstätten verwendet 
werden, die in den Bundesländern Wien, Nie­
derösterreich und Burgenland und in dem nörd­
lichen Teil von Oberösterreich, dem Mühl­
viertel, liegen ; das gleiche gilt für die Ge­
biete des Bundeslandes Kärnten, die südlich 
der Gail bis zu ihrer Mündung in die Drau 
und von da ab südlich der Drau bis zur 
Staatsgrenze sowie in den Gerichtsbezirken 
Völkermarkt und St. Paul liegen, ferner für 
die Gerichtsbezirke Eibiswald, Arnfels, Leib­
nitz, Mureck, Radkersburg, Fehring und 
Fürstenfeld des Bundeslandes Steiermark, 

c) für bewegliche Wirtschaftsgüter in den 
übrigen Teilen Österreichs mit 35 v. H. der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 

Eine vorzeitige Abschreibung darf nur von 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
jener Wirtschaftsgüter vorgenommen werden, 
die in einem mit der Erklärung über den Ge­
winn des betreffenden Wirtschaftsjahres dem 
Finanzamt vorgelegten Verzeichnis angegeben 
werden. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Finanzen be­
traut. 

Im Auftrag des Finanz- und Budgetaus­
schusses, der am 9. Juli den Gesetzentwurf 
beraten hat, stelle ich den A n t r a g ,  das Hohe 
Haus wolle dem Gesetzentwurf in der Fassung 
des Ausschußberichtes die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen und der E n t s c h l i e ß u n g  
des Ausschusses zustimmen. 

Weiters stelle ich den Antrag, General­
und Spezialdebatte unter einem durchzu­
führen. 

Präsident Wallner : Es . ist beantragt, Ge­
neral- und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen. - Ein EinwanQ dagegen wird 
nicht erhoben. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Kandutsch. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Dr . Kandutsch (FPÖ) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Von dem 
Paket der sogenannten Kapitalmarktgesetze 
sind nach längerem Tauziehen zwei Gesetze 
übriggeblieben, die heute hier zur Beschluß­
fassung vorliegen : das Bewertungsfreiheits­
gesetz 1963 und dann das Elektrizitätsförde­
rungsgesetz . Das ist schon der erste Makel, 
der dieser Lösung anhaftet, denn wenn man 
sagt, wir machen eine Neuregelung auf dem 
Gebiete des Kapitalmarktes, dann kann man 
doch nicht so vorgehen, daß man lediglich 
von den bisherigen begünstigten Abschreibun­
gen der gewerblichen Wirtschaft einen Teil 
wegnimmt, aber Kompensationen auf andere 
Art und Weise, um die so notwendigen In­
vestitionen zu tätigen, nicht bietet, weil man 
sich dabei über die vorgeschlagenen Regelun­
gen nicht geeinigt hat. 

Ich habe die Diskussionen im Unterausschuß 
so weit miterlebt, als das für einen nicht 
koalitionszugehörigen Angehörigen dieses 
Hauses noch möglich ist. Dabei hatte ich 
den merkwürdigen Eindruck, daß man trotz 
aller gegenteiligen Beteuerungen doch auf dem 
Standpunkt zu stehen scheint, daß es eine 
rote Elektrizität und eine schwarze Be­
wertungsfreiheit gibt. (Abg. Prinke : Was 
seid ihr dann ?) Wir sind das freiheitliche 
Licht über all diesen Kapitalmarktgesetzen, 
weil wir der Auffassung sind, daß der elektri­
sche Strom für die gesamte Wirtschaft , für 
jeden Produktionsbetrieb, für jeden ,Haushalt 
notwendig ist und daß die Bewertungsfreiheit, 
die Möglichkeit der vorzeitigen Abschreibun­
gen, natürlich in der verstaatlichten Industrie 
genauso notwendig ist wie in der privaten. 
Man kann sagen, daß sie gerade in den KOll­
junkturjahren 1952 bis 1962 , besonders in 
den Industrien der Grundstoffe und der 
Metallverarbeitung sowie in der Edelstahl­
industrie in Anspruch genommen worden ist. 
Ich erinnere mich, daß zum Beispiel im 
letzten Rechnungshofbericht über die Böhler­
Werke gesagt wurde, daß 91 Prozent der sehr 
großen Investitionen auf dem Wege übet 
Abschreibungen, natürlich vorwiegend über 
vorzeitige Abschreibungen, · getätigt worden 
sind. 

Die Bewertungsfreiheit ist ein großes An­
liegen sämtlicher Manager, gleichgültig, in 
welchem Industriezweig, unter welcher Eigen­
tumsordnung sie stehen, weil sie ja bei der 
Exportabhängigkeit der österreichischen Ge­
samtwirtschaft um die Konkurrenzfähigkeit 
unserer Wirtschaft fürchten müssen, wenn 
die Investitionen zurückgehen sollten. 

Der Vorgang im Unterausschuß - ich 
sagte es schon - war folgender : Für letzten 
Montag war eine Sitzung angesetzt. Hier 
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gab es noch Vorlagen, die mit denen nicht 
mehr identisch sind, die wir . später bekommen 
haben. Es war immer noch die Gelegenheit 
zur Generaldebatte, ehe diese Fragen in den 
Koalitionsausschuß gegangen sind. Am Diens­
tag um 18 Uhr hat der Herr Minister neue 
Vorlagen vorgelegt. Das Elektrizitätsförde­
rungsgesetz war zum Beispiel kaum wieder­
zuerkennen, es war auch nicht erläutert, und 
er hat eigentlich nicht mehr die Regierungs­
vorlage vertreten - etwas, was mich natürlich 
weniger tangiert, was aber nach den Regeln 
der paktierten Gesetze schon eine sehr exten­
sive Auslegung des Arbeitsübereinkommens 
war. Ich bin durchaus für die Extensität, sie 
müßte sogar so weit gehen, daß auch die 
Abgeordneten Abänderungen vornehmen dür­
fen und nicht nur der Herr Minister. Aber 
die Minister haben in diesem Hause ja so viel 
zu reden, daß sie sogar bei Geschäftsordnungs­
gestaltungen mitsprechen, die der Nationalrat 
vornehmen will. 

An diesem Dienstag haben wir also die 
Gesetze bekommen, so das Elektrizitätsför­
derungsgesetz, das auf fünf Jahre verlängert 
wird, das im Gegensatz zur ursprünglichen 
Vorlage 300 Millionen Schilling · jährliche Bun­
desaufbringung vorsieht, das auch gewisse 
Sicherungen für den Kohlenabsatz enthält. 
Wir werden deshalb diesem Gesetz zustimmen. 
Ich sage das jetzt schon, um mich nicht nachher 
noch einmal zum Wort melden zu müssen. 
Ich habe mich im Ausschuß außerstande 
gesehen, ' dem Entwurf zuzustimmen, denn 
ich habe weder Gelegenheit gehabt, ihn in der 
kurzen Zeit zu lesen, noch hätte ich ihn in der 
kurzen Zeit ohne Erläuterungen verstanden. 

Nun aber zu der ersten Vorlage, zu der ich 
eigentlich spreche, die von ganz besonderem 
Wert ist. Ich möchte dabei niit der beige­
druckten Entschließung beginnen. Die Ent­
schließung der Abgeordneten Machunze und 
Dr. Migsch ist ein Dokument dafür, daß die 
Koalitionsparteien selbst das vorliegende Be­
wertungsfreiheitsgesetz als keine gute Lösung 
ansehen. In allem, was darin geschrieben 
wird, werden Lösungen nur deshalb verlangt, 
weil sie noch nicht vorhanden sind. Da aber 
das Verlangte gut ist, kann das Vorhandene 
nicht gut sein - das ist ein logischer Schluß -, 
es ist zumindest mangelhaft, und ich prophe­
zeie jetzt schon, daß die nach mir sprechen­
den Redner - gleichgültig, ob sie von der 
Unternehmer- oder von der Arbeitnehmerseite 
sind - dem Inhalt nach oppositionelle Reden 
halten werden. ' Sie werden dann natürlich 
zustimmen und sagen, es ' sei besser als gar 
nichts, wir hätten doch etwas machen müssen, 
die Zeit drängt, und es sei nicht möglich 
gewesen, sich zu einigen. 

Ich möchte hinzufügen, daß die beiden 
Herren Antragsteller so freundlich waren, mir 
die Chance zu bieten, als Mitantragsteller zu 
fungieren. Ich habe das höflich abgelehnt, 
weil ich es für einen Stilbruch gehalten hätte, 
dem Gesetz nicht zuzustimmen, wohl aber 
einer Entschließung initiativ beizutreten. Für 
den Inhalt stimme ich, denn ich muß sagen, 
daß das, was gefordert wird, gut ist ; ich bin 
j a  nur gegen das Vorliegende. Ich möchte 
allerdings meine Skepsis zum Ausdruck brin­
gen, ob es wirklich gelingen wird, alles das so 
zu erfüllen, wie es in der Entschließung steht. 

Die Entschließung lautet : 
"Der Nationalrat steht auf dem Standpunkt, 

daß die österreichische Wirtschaft einer um­
fassenden Förderung bedarf." - Sie hat diese 
umfassende Förderung nicht. - "Die derzeit 
zur Diskussion stehenden V orschläge betreffend 
die Bewertungsfreiheit, die Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln sowie die Förderung 
der Kapitalbildung und Wirtschaftsentwick­
lung scheinen jedoch den Antragstellern nicht 
genügend geklärt und in allen Punkten zweck­
dienlich zu sein. 

Der Nationalrat ersucht daher die Bundes­
regierung, Vorschläge für eine 

a) den modernen Erkenntnissen der Volks­
wirtschaftslehre angepaßte Wirtschaftsförde­
rung sowie für eine 

b) den österreichischen Verhältnissen und 
Erfordernissen entsprechende Förderung der 
Kapitalbildung auszuarbeiten." 

Es heißt dann weiter : 
"Die Ausarbeitung solcher Vorschläge soll 

bereits im Herbst 1963 aufgenommen werden, 
damit die entsprechenden Gesetze im National­
rat ehestens, spätestens jedoch ein Jahr vor 
Ablauf des Bewertungsfreiheitsgesetzes be­
schlossen werden können. "  

Die Geltungsdauer des Gesetzes wird auf 
drei Jahre verlängert, das bedeutet also zwei 
Jahre Zeit für eine umfassende Regelung. 
Das ist aber nicht mehr Zeit, als Sie in der 
Vergangenheit hatten. Eines von den Gesetzen, 
das von der Öffentlichkeit, von den zuständigen 
Stellen, von den Interessenten immer wieder 
urgiert wurde, war das Bewertungsfreiheits­
gesetz. Es gibt kaum eine Wirtschaftszeitung, 
die nicht in den letzten Jahren immer wieder 
dieses Thema angeschnitten hätte. 

Wenn man- jetzt �ine Resol�tion · faßt und 
sagt : Nun machen wir wirklich Ernst ! ,  frage 
ich mich, warum�ie nicht in der Vergangenheit 
Ernst gemacht haben, um eine · solche um,­
fassende Regelung auf dem Kapitalmarkt in 
einem Zeitpunkt zu bringen, wo wir das ganz 
besonders nötig hätten. Denn jetzt im letzten 
Jahr - das hat uns ja. das Wirtschaftsfor-
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schungsinstitut vor Augen geführt - stellen geringste Fortschritt erzielt worden. Hier 
wir als typisches Zeichen der Rezession den sind echte Hindernisse, über die ich später 
Rückgang auf dem Investitionssektor mit noch sprechen werde, vorhanden. Sie einmal 
einer Verminderung von 6,5 Prozent im in- zu beseitigen wäre schon eine dringende 
dustriellen Bereic:p. fest. Das ist natürlich Aufgabe. Aber das ist auch mit den Vor. 
immer der unmittelbare Ausdruck einer Kon- lagen, wie wir sie bisher bekommen haben, 
junkturabHachung und . abschwächung. Ich gar nicht erreicht worden. Das, was heute 
möchte sagen : In diesem Augenblick legt vorliegt, ist zum allergeringsten Teil, mit 
nun der Finanzminister etwas vor, was der Ausnahme der Sicherung eines bestimmten 
österreichischen Wirtschaft nicht mehr In- Kapitalbedarfes für die Elektrizitätswirtschaft, 
vestitionskapital bringen wird, sondern besten- ein solches Kapitalmarktgesetz zu nennen. 
falls dem Herrn Finanzminister mehr Steuer- Meine Damen und Herren ! Wenn ich schon 
einnahmen. Das Bewertungsfreiheitsgesetz in davon ausgehe, nicht nur dieses jetzige Gesetz seiner heutigen Form dient einer Budget. b t ht d d d H zu e rac en, son ern as, was uns er err sanierung, meine Damen und Herren, und Finanzminister vorgelegt hat, dann darf ich verdient deswegen, weil es noch dazu allein folgendes sagen : Wir haben versucht, zu 
auf weiter Flur steht, den Namen Kapital. schätzen, was es dem Finanzminister bringen marktgesetz überhaupt nicht. ' wird, wenn die- Abschreibungsquoten für die 

Das Wort Kapitalmarkt ist überhaupt ein beweglichen Wirtschaftsgüter in den Vorzugs­
schreckliches, scheußliches Wort, es ist psycho- zonen von 60 auf 50 Prozent und im übrigen 
logisch und politisch belastet. Man sollte Österreich von 40 auf 35 Prozent herabgesetzt 
versuchen, davon wegzukommen. Wenn man werden. Ich glaube, daß an den Gesamt. 
Kapitalmarkt sagt, dann meint man : Bei investitionen der letzten Jahre die beweglichen 
dieser Regelung wird jetzt wieder ausgeknobelt, Wirtschaftsgüter etwa in einer Höhe von 
mit welchen Hintertürchen man den Kapita. 10 Milliarden Schilling beteiligt sind. Bei 
listen die Möglichkeit geben soll, sich mehr einer Kürzung von 8 Prozent sind das 800 Mil­
Kapital unter die Fingernägel zu reißen. Es lionen, uild das würde einen Steuermehr­
wird so getan, als ob Kapitalmarkt eine sehr eingang von 400 Millionen bringen. Damit 
einseitige Sache wäre. Ganz schlimm ist es, kann einmal der Herr Finanzminister sehr 
wenn man Fachleute stundenlang diskutieren zufrieden sein. 
hört.  Da werden letzten Endes die Begriffe 
völlig verschwommen, was Kapitalmarkt im Ich halte aber diese Herabsetzungen im 

engeren und im weiteren Sinne heißt. Tatsache jetzigen Zeitpunkt für konjunktur- und inte­

ist aber : Es handelt sich um eine Förderung grationswidrig, denn die Möglichkeiten, sich 

unserer W'irtschaft, die für alle notwendig ist ; Investitionskapital zu ähnlichen oder gleichen 

denn die moderne Volkswirtschaft ist ohne Bedingungen auf dem Kapitalmarkt zu holen , 

genügende Ausstattung mit Kapital undenk- sind nicht gegeben. Das ist erstens einmal 

bar. Die nationale Volkswirtschaft, die in ein grundsätzlicher Einwand, wobei man 

eine solohe Entwicklung gerät, kommt unter sagen muß : Natürlich haben diese Abschrei­

die Räder, weil sie nicht konkurrenzfähig bungsmöglichkeiten auch ihre Fehlerquellen . 

bleibt. Es handelt sich also eigentlich um Sie haben sie vor allem in den Zeiten der 
Wirtschaftsförderungsgesetze, um Investitions- Hochkonjunktur dann, wenn verschiedene Be­
förderungsgesetze und damit Arbei�splatz- triebe zuviel verdiEmen und ihr Investitions­

sicherungsgesetze , um eine Materie, die man programm zuwenig koordiniert wird. Das war 

daher neutraler mit einem anderen Namen vor allem auf dem Sektor der verstaatlichten 

bezeiohnen müßte als ausgerechnet mit dem Industrie der Fall. Deswegen bin ich immer 
\Vort Kapitalmarkt, das, wie gesagt, ver- ein Anhänger der Finanzholding gewesen, die 
wirrende Vorstellungen hervorruft. einen gewissen Ausgleich bringt und die es 

Bei diesem ganzen Konzept geht es darum, nicht den einzelnen Vorständen ermöglicht, 
einfach nach ihren Gesichtspunkten, ohne daß wie man eine bessere Kapitalbildung erwirken 

kann, wie Rücklagen in Betrieben und all- sie das Regulativ des Kapitaleigners in Form 
eines wirklichen Aufsichtsrates haben, ohne gemeine Spargelder in Investitionskapital ver-

wandelt werden können . Österreich steht bei daß sie das Risiko des Kapitaleigners tragen, 
zu investieren, wie sie wollen. diesem ganzen Beginnen ganz am Anfang, 

denn in Wahrheit ginge es darum, durch Ich halte die Regelung, wie sie in West. 
gesetzliche Regelungen einmal die Hindernisse deutschland auf diesem Sektor gemacht wird, 
ZU beseitigen, die heute der Kapitalbildung nämlich die Mögliohkeit · der degressiven Ab­
entgegenstehen. Zum Beispiel ist auch auf schreibungen nach der Lebensg.auer dieser 
dem ganzen Sektor - des Aktienrechtes, der Wirtschaftsgüter , wo bei man dort der Bundes- " 
mehrfachen Besteuerung der Aktie oder an- regieruilg die Möglichkeit gibt, diese Ab· 
derer Wertpapiere und so weiter nicht der schreibungssätze innerhalb verschiedener Kon-

23. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 64

www.parlament.gv.at



1 172 Nationalrat X. GP. - 23. Sitzung - H. Juli 1963 

Dr. Kandutsch 
junkturphasen zu varüeren und an die Kon­
junkturlage flexibel anzupassen, für wert, 
studiert zu werden. Doch in der jetzigen Zeit 
ist auch in der Bundesrepublik die dortige 
Regierung froh, wenn die Unternehmungen 
überhaupt investieren und die Abschreibungen 
in Anspruch nehmen. Aber jetzt an eine 
Senkung zu denken, halte ich, wie gesagt, 
nicht für richtig. 

Was die übrigen Punkte betrifft, so will ich 
sie nur ganz kurz streifen. Die Einkommen­
steuergesetznovelle, wie sie hier vorliegt, 
kostet den Staat nichts, sie dürfte der Wirt­
schaft einiges bringen, aber bei weitem nicht 
so viel, als . der Staat durch das Bewertungs­
freiheitsgesetz bekommt. Das Elektrizitäts­
förderungsgesetz ist in der jetzigen Form 
teurer geworden. Das Körperschaftsteuer-

. gesetz ist eine reine Neuverlautbarung ohne 
materielle Änderung gewesen. Das Gesetz 
über steuerliche Begünstigung von nichtent­
nommenen Gewinnen kostet dem Staat sehr 
wenig, weil es in der jetzigen Form nicht in 
Anspruch genommen werden wird. Dieser 
gute Gedanke, daß man endlich einmal die 
nichtentnommenen Gewinne steuerlich be­
günstigt, kann nicht mit einer Bestimmung 
verbunden werden, wie sie sich im § 6 dieses 
Entwurfes des Ministeriums findet, der diese 
Bestimmung so gefährlich macht, daß sie die 
wenigsten Unternehmer in Anspruch nehmen 
werden, zumindest nicht die, auf die es an­
kommt, denn das geht nur bis zu einem Ge­
winn bis zu 200.000 S und bis zu 10 Prozent. 
Aber wenn man die Bestimmung hineinnimmt, 
daß jede gebildete Rücklage sofort aufgelöst 
wird, wenn jemand durch eine Entnahme im 
nächsten Jahr über die Rücklage hinausgeht,  
man aber noch gar nicht den Gewinn ermittelt 
hat, ist der vorsichtig kalkulierende Gewerbe­
treibende sicherlich gar nicht bereit, diese 
Regelung in Anspruch zu nehmen. Hier muß 
Ihnen etwas Besseres einfallen. Ich glaube, 
daß die Regelung in der Bundesrepublik, 
nämlich die Körperschaftsteuer zu spalten je 
nachdem, ob es sich um ausgeschüttete oder 
nicht ausgeschüttete Gewinne handelt, zweifel­
los eine günstigere Lösung ist als die, die hier 
versucht wurde. Das Kapitalberichtigungsge­
setz ist sicherlich wichtig und notwendig, aber 
es bringt nichts und kostet auch nichts. 

Das ist eine kurze Darstellung dessen, wie 
das bisher aussieht, was hier vorJiegt. Das 
scheint uns aber nicht genügend zu sein, um 
den berühmten Kapitalmarkt zu aktivieren. 

Meine Damen und Herren ! Was soll na.ch 
unSerer Vorstellung nun bis zum Herbst 

• wirklich geschehen ? Ich habe schon angedeu­
tet, daß die nichtentnommenen Gewinne 
mehr begünstigt werden sollten. 

Zweitens ist noch einmal zu überprüfen 
- das wäre .sehr wesentlich -, ob bei uns die 
mittleren Einkommen nicht doch noch zu 
hoch besteuert sind. Ich glaube, ja, denn der 
Mittelstandsbauch ist nicht beseitigt worden. 

Drittens wäre eine Aktivierung des Effekten­
marktes notwendig. Es ist zum Beispiel ent­
täuschend, daß die Wandelschuldverschrei­
bungen von der Steuerbegünstigung beim 
Erwerb von Wertpapieren nach dem Ein­
kommensteuergesetz wiederum ausgenommen 
sind. Das bedeutet auch weiterhin eine dog­
matische Erstarrung auf diesem Gebiet. Das 
ist kein Fortschritt, den Sie erzielt haben, und 
es ist bis jetzt überhaupt kein plausibler 
Grund gesagt worden, warum man auf diesem 
Gebiet nicht endlich einmal auch neue Metho­
den der Investitionsfinanzierung beschreitet. 
Bei uns wären sie. neu, in anderen Ländern 
sind sie gang und gäbe, und sie haben gar 
nichts damit zu tun, daß man ein ideologisches 
oder sonstiges politisches Weltbild verrät. 

Im sozialen Bereich möchten wir für den 
Herbst wünschen, daß Sie sich überlegen, wie 
die mitarbeitende Ehegattin im Gewerbe­
betrieb bessergestellt werden könnte. Es ist 
bedauerlich, daß wir nicht das Splittingver­
fahren genommen haben. Dort, wo das Split­
tingverfahren genommen worden ist, wie in der 
Bundesrepublik, spielt zum Beispiel diese 
Fr�ge im Einkommensteuerbereich überhaupt 
keine Rolle' mehr, höchstens bei der Gewerbe­
steuer. Aber in Österreich hat man das 
Splittingverfahren nicht durchgesetzt. Es ist 
deswegen notwendig, daß man die Freigrenzen 
wesentlich erhöht. Vom Herrn Finanzminister 
als dem Vertreter einer Kammer, die ja vor 
allem das Gewerbe zu vertreten hat, ist zu 
erwarten, daß er für diesen Wunsch ganz 
besonderes Verständnis zeigt. 

Ich habe vor kurzem im Unterausschuß 
etwas zitiert, was mir der frühere deutsche 
Finanzminister Starke sagte, worauf der Herr 
Finanzminister meinte, es sei für einen Finanz­
minister einfach,  hintennach zu sagen, was 
er alles noch getan hätte. Aber es gibt natür­
lich auch die andere Methode, daß man einem 
Finanzminister das vorhält, was er vor der 
Amtsübernahme gesagt hat. Und da das 
auch schon sehr überlegt gewesen sein mußte, 
darf man den Herrn Finanzminister daran 
erinnern, daß es sich hier um ein echtes 
soziales Problem auf dem Sektor des gewerb­
lichen Mittelstandes handelt, ein Problem, dem 
wir im Herbst nähertreten sollten. 

Es ist auch ein alter Wunsch der Land­
wirtschaft sowie der Betriebe, die besonders 
aus der aktiven Arbeitsmarkthilfe Subventio­
nen erhalten, daß sie hier die Subventionen 
nicht durch. eine Versteuerung, durch eine Ab-
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gabenverpflichtung, in ihrem realen Wert 
vom Bruttowert auf den Nettowert fast um 
50 Prozent gesenkt sehen. Auch diese Frage 
bitte ich bei der Regelung der Einkommen­
steuer im Herbst in die Betrachtung mit ein­
zubeziehen. 

Meine Damen und Herren ! Wir sind nicht 
in der Lage, diesem Bewertungsfreiheits­
gesetz 1963 unsere Zustimmung zu geben, und 
das aus folgenden Gründen : 

Erstens erscheint uns, wie ich schon sagte, 
die Herabsetzung der Abschreibebeträge der 
vorzeitigen Abschreibungen im Hinblick auf 
die gesamte Konjunkturlage nicht richtig zu 
sein. Sie ist mit der Konjunktursituation nicht 
vereinbar und wird mit dazu beitragen, daß 
die österreichische Wirtschaft weniger rasch 
und sicher europareif gemacht werden wird. 

Zweitens sind die freien Berufe in diesem 
Entwurf nicht berücksichtigt , und der Ein­
spruch, den sie gemacht haben, ist mehr als 
berechtigt. 

Drittens bedeutet die Beseitigung des § 3 
aus der Vorlage eine soziale Härte, die wir 
bedauern_ Denn man wollte dort wenigstens 
jenen kleinsten Gewerbebetrieben 2000 S 
geben, die infolge der Kleinheit des Umsatzes 
und auch des Gewinnes gar nicht dazu ver­
pflichtet sind, eine Buchhaltung zu führen. 
Das ist dann an der Kompensationsforderung 
gescheitert. Daß das herausgekommen ist, 
bedauern wir. 

Und nun eine sehr wesentliche Einwendung : 
Die Einteilung der Vorzugszonen in Österreich 
schleppt eine bisherige Einteilung mechanisch 
weiter und ist absolut ungerechtfertigt. Meine 
Damen und Herren ! Es ist ein Witz , wenn 
jemand sagt, daß Wien ein Notstandsgebiet 
sei. Wien hat jetzt noch immer die Möglich­
keit einer 50prozentigen Absetzung. Der 
Lungau aber zum Beispiel, der bisher wenig­
stens aus dem Budget eine Hilfe bekommen 
hat - und diese Entwicklungshilfe ist ja im 
Budget 1963 gefallen -, hat keine Hilfe aus 
dem Budget und ist auch nicht in diese Präfe­
renzzone einer erhöhten Abschreibung einbe­
zogen. Auch die ganzen Gebiete Niederöster­
reichs gehörten natürlich längst nicht mehr 
dazu. Wenn man sich einfach auf den Stand­
punkt stellt, alles, was einmal durch die Russen 
besetzt war, müsse für alle Zeiten ein Gebiet 
bleiben, das gewisse Begünstigungen gegenüber 
anderen Gebieten in Österreich hat, so ist das 
ein falscher Standpunkt. Man hätte sich längst 
zusammensetzen müssen, um einmal objektiv 
zu beurteilen, in welchen Gegenden Österreichs 
wir tatsächlich eine echte Strukturpolitik be­
treiben wollen, wo wir Betriebe ansiedeln 
wollen, wo solche Hilfen notwendig sind ; 
aber die einfache Weiterbegünstigung etwa 

auch der Bundeshauptstadt Wien mit 50 Pro­
zent bei den beweglichen Anlagegütern ist 
nicht gerecht. Und das ist auch ein Grund, 
warum wir der Vorlage nicht zustimmen. -

Nun ist ein neuer Gesichtspunkt hineinge­
kommen. Ich hatte schon am vergängenen 
Montag Gelegenheit, dem Herrn Finanzmini­
ster in der Generaldebatte des Unteraus­
schusses zu sagen, daß wir die Einbeziehung 
des Werkswohnungsbaues auch für eine sehr 
notwendige und dringliche Forderung halten 
würden, und habe ihn gebeten, diesem Ge­
danken näherzutreten. Es ist auch, glaube 
ich, im Koalitionsausschuß darüber gesprochen 
worden, und es war uns eine Genugtuung, 
daß hier einmal ein solcher Gedanke aufge­
griffen worden ist und daß dieser Gedanke 
einen Durchbruch erzielte ; allerdings wieder in 
einer solchen Form, daß man sagen kann : Auf 
der einen Seite bejaht man diesen Gedanken, auf 
der anderen Seite wird die Lösung so gemacht, 
daß sie faktisch keine Lösung ist. Denn man 
hat eine Unterscheidung gemacht : Die vor­
zeitige Abschreibung für bewegliche Wirt­
schaftsgüter des Anlagevermögens ist in Öster­
reich mit 20 Prozent der Anschaffungs­
kosten im Jahre nach der Anschaffung oder 
Herstellung fixiert, während sie für den 
Werkswohnungsbau mit nur 5 Prozent fixiert 
ist, und das, ist sehr wenig. 

Meine Damen und Herren ! Ich sehe das 
Problem so : In Österreich gibt es nicht mehr 
viele Unternehmungen, die eigene Werkswoh­
nungen errichten. Die werkseigene Wohnung 
ist für das Unternehmen keine sehr praktische 
Angelegenheit. Sie ist eine Quelle ewiger 
Kosten, ewiger Schwierigkeiten und Unruhen. 
Wenn jemand den Betrieb verläßt, bringt man 
ihn aus der Wohnung nicht heraus. Es gibt 
das Problem der Witwen und das Problem der 
Erhaltung. Die VÖEST hat, soviel ich weiß, 
überhaupt keine eigenen Wohnungen, sie macht 
es über Genossenschaften, das ist richtiger, 
oder in Zusammenarbeit mit den Gemeinden 
oder mit anderen Gebietskörperschaften, die 
helfen. Aber es gibt solche Unternehmungen, 
die Werkswohnungen bauen müssen. Das sind 
jene, die in die Entwicklungsgebiete gehen, 
dorthin, wo es keine Genossenschaften, keine 
potenten Gemeinden gibt, da, wo auf der 
einen Seite die öffentliche Hand alle anderen 
Subventionen auf den Arbeitsplatz gibt. Nun, 
sehr bedeutend ist das nicht. Die durch­
schnittlichen Kosten für eine Arbeitsplatz­
errichtung betragen 100.000 S, und bis zu 1O.000S 
kann das Sozialministerium dazugeben. Aber 
was hilft es denn, wenn man eine Werksanlage 
baut, dann aber nicht die Wohnungen hat � 
Die Wohnung ist eine Grundvoraussetzung für 
die Produkiionsaufnahme. 
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Der damalige Senator Kennedy hat im Jahre 
1958 im amerikanischen Senat eine großartige 
Rede über Gesichtspunkte der Entwicklungs­
hilfe gehalten. Er hat Indien gemeint, aber es 
macht ja auch nichts, wenn man zum Bei­
spiel an ein Gebiet in der Oststeiermark denkt, 
die Prinzipien sind alle die gleichen. (Heiter­
keit. - Zwischenruf des Abg. T ö d l i n g.) Herr 
Kollege ! Sie sind zwar ein oststeirischer Abge­
ordneter, Sie sehen aber nicht dem Gandhi 
ähnlich. Kennedy sagte damals : 

"Die Rohstofferzeugung kann nur wachsen, 
wenn die Naturschätze zugänglich gemacht 
werden ; beinahe alle Industrien hängen von 
einer wirtschaftlichen Energie- und Maschinen­
basis ab ; und S·chulwesen und Wohnungsbau 
sind der Nerv jeder Bemühung um wirtschaft­
lichen Fortschritt. Sonst hat man nur eine 
Schale ohne Kern. "  

Mit der Kennedyschen Begabung der For­
mulierung sagte er· das, was ich früher wesent­
lich schlechter auszudrücken versuchte, daß 
nämlich die Wohnung die Grundvoraussetzung 
ist, um überhaupt eine Produktion aufzu­
nehmen. Deswegen ist es bedauerlich, daß man 
sich hier nicht entschlossen hat, die Gleich­
stellung vorzunehmen. Denn rechnen wir uns 
das in Ziffern aus : Wenn heute jemand 
1 Million aufwenden muß und er die Möglich­
keit hat, hier eine einmalige vorzeitige Ab­
schreibung von 200.000 S zu machen, dann 
fällt das ins Gewicht. Wenn es nur 50.000 S 
sind, wird es kein Anreiz sein, es zu tun. 
Dabei sprechen wir doch immer und ewig in 
diesem Staat davon, daß wir einen Anreiz 
geben sollten, daß sich· das Privatkapital mehr 
am Wohnungsbau beteiligt. Das sollte man 
auch da tun. 

Ich habe mich umgesehen, wie das in West­
deutschland gemacht wurde. Ich sage "wurde", 
denn dort ist ja dank der Mitbeteiligung des 
Privatkapitals die Wohnungsnot doch schon 
in einem großen Ausmaß beseitigt. Dort war 
es so, daß für neu errichtete Wohngebäude, 
das sind solche, die zu mehr als zwei Dritteln 
Wohnzwecken dienen, erhöhte Abschreibungen 
zulässig sind. Im Jahre der Fertigstellung und 
im darauffolgenden Jahr können je 7,5 Pro­
zent, in den ersten beiden Jahren also insge­
samt 15 Prozent, in den folgenden 8 Jahren 
je 4 Prozent von den Herstellungskosten abge­
schrieben werden. Das sind 47 Prozent in zehn 
Jahren. Das ist eine Hilfe. Das war für den 
gesamten Wohnungsbau. Der Werkswohnungs­
bau war mit inbegriffen. Wir wollten ohnehin 
jetzt nur den Werkswohnungsbau im Zusam­
menhang mit den Überlegungen einer Struk­
turpolitik, wie ich sie skizziert habe, fördern. Da 
ist dieser aufgegriffene Gedanke nun leider so 
abgewert.et, daß es nur mit diesen 5 Prozent 
gemacht wurde. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe mir 
daher in der Hoffnung, daß man das im Hohen 
Haus noch korrigieren kann, erlaubt, dem 
Herrn Präsidenten einen A nt r a g zu übergeben, 
der einfach die lit. a des 3. Absatzes des § 1 
der Vorlage ändert. Dort heiß.t es nämlich : 

, ,(3) Die vorzeitige Abschreibung ist 
a) für unbewegliche Wirtschaftsgüter mit 

20 v. H. der Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten begrenzt, . . .  " 

Wenn Sie sich dazu entschließen würden, 
dort an Stelle dieses Beistriches einen Punkt 
zu setzen und den nachfolgenden Satz weg­
zulassen, der nämlich für die Wohnhäuser 
und für die betriebseigenen Gebäude, in 
denen Wohnräume für die Arbeitnehmer sind, 
die Abschreibung mit höchstens 5 Prozent 
begrenzt, wenn Sie also das streichen würden, 
dann hätten wir heute in diesem Gesetz, das 
sehr viel Anlaß gibt, unzufrieden zu sein, eine 
Lösung, von der wir sagen könnten, sie wäre 
nicht nur ein Anfang, sondern sie wäre, auch 
ein guter Anfang gewesen. 

Ich darf zum Schlusse kommen. Wir hoffen, 
daß dieser Entschließungsantrag, dem wir 
die Zustimmung geben werden, nicht nur eine 
platonische Kundgebung des Parlaments ist, 
sondern daß sie wirklich zu dem führt, was 
sich die Antragsteller vorstellen, nämlich eine 
mit Fachleuten beschickte Kommission im 
Herbst zu organisieren, die dann wirklich 
darangeht, in Zusammenarbeit mit dem Par­
lament und allen anderen Fachkräften zu 
versuchen, das ganze Problem dieser Wirt­
schaftsförderungs- und Kapitalgesetze in 
einer Form zu lösen, die der gegenwärtigen 
Situation, aber auch der kommenden Zeit 
entspricht. Es wird dies notwendig sein, 
wenn ein Schlagwort, das sehr häufig verwendet 
wird, in die Wirklichkeit umgesetzt werden 
soll, daß nämlich die Probleme des Kapital­
marktes jeden angehen, daß sie nicht das 
Anliegen einer einzigen Berufsschicht oder 
der Unternehmerschaft allein sind, sondern 
daß alle Partner im Wirtschaftsprozeß daran 
Interesse haben müssen. Denn in einer Zeit, 
in der nur der technisch höchstentwickelte 
Produktionsapparat konkurrenzfähig bleibt, 
ja in einer Zeit, in der wir vor der Automation 
stehen, in der daher die Kapitalkosten pro 
Arbeitsplatz ungeheuer gestiegen sind, muß 
es unsere gemeinsame Sorge sein, die Wirt­
schaft mit dem nötigen Kapital auszustatten. 

Österreichs wirtschaftliches Schicksal vor 
dem Jahre 1938 war charakterisiert durch 
diese chronische Kapitalschwäche. Diese Ka­
pitalschwäche ist aber heute schon wieder eine 
aktuelle Drohung. Viele, die selbst im Zeit­
alter der Integration zum Teil übertriebene, 
aber auch berechtigte Sorgen um die Erhaltung 
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unserer politischen Unabhängigkeit haben und 
die damit auch richtiger weise im Zusammen­
hang zumindest bestimmte Branchen und 
Schlüsselbetriebe meinen, sollten erst recht 
einen Ehrgeiz auf dem Sektor der Kapital­
versorgung haben. Sie sollten damit auf dem 
Gebiete der Forschung und Entwicklung 
- das kostet nämlich sehr viel Geld - mit­
helfen , über unsere wirtschaftliche Unab­
hängigkeit auch die politische zu erhalten. 

Diese Fragen ni üssen in diesem {xeist llnd in 
dieser Gesinnung gesehen werden. Wir sind 
auch der Auffassung, daß die jetzigen Ab­
schreibungssätze gar nicht mehr verkürzt 
werden können, soweit es sich um die nor­
malen, um die beweglichen Wirtschaftsgüter 
handelt. Denn der schnelle Fortschritt auf 
dem Sektor der technischen Entwicklung macht 
ja ohnedies schnellere Abschreibungsmöglich­
keiten notwendig, als dies in der Vergangenheit 
der Fall gewesen ist. Wir sind schon der 
Meinung, daß man versuchen müßte, zwischen 
der Eigenfinanzierung und der Fremdfinan­
zierung dieses gesunde Verhältnis zu erzeugen, 
daß nämlich der Unternehmer nicht vollständig 
von der Fremdfinanzierung oder von der 
Investition über die öffentliche Hand abhängig 
wird. Bei dem ganzen Gerede in der . letzten 
Zeit über die Planifikation, über mehr oder 
weniger Planwirtschaft und so weiter kommt 
ja immer wieder zutage : Wo man, ohne das 
Eigentum aufheben zu wollen, doch zu einer 
dirigistischen Zentralbewirtschaftung kommt, 
ist die öffentliche Hand in der Lage, den 
Kapital- und den Kreditstrom dorthin zu 
lenken, wo sie es plant. Das muß aber für 
die Wirtschaft schon gar nicht der bessere 
Weg sein. Das muß auch schon für die Arbeit­
nehmerschaft gar nicht der bessere Weg sein. 

Es ist oftmals gesagt worden - und das 
ist eine Binsenweisheit -, daß es eine unge­
plante Wirtschaft gar nicht gibt beziehungs­
weise nicht geben soll, daß niemand, der aktiv 
in der Wirtschaft steht, planlos sein will. 
Aber die Investitionen im Hinblick auf den 
Markt und seine kommende Entwicklung -
und das ist eine Beurteilungsfrage, eine 
Frage des Könnens - müssen in die Ent­
scheidung ökonomisch gebildeter und unter­
nehmerisch denkender Personen gelegt wer­
den und dürfen nicht von einer risikofreien 
Bürokratie geplant werden. Das gilt für alle 
unternehmerischen Menschen. Ich glaube, 
daß auch die verstaatlichte Industrie nur dann 
reüssieren wird, wenn man den dortigen 
Managern ein Unternehmerdasein gestattet 
und ihnen nicht nur die Verwaltung überläßt, 
wobei sie das Gefühl haben dürfen : Wenn es 
schiefgeht, wird schon der Nationalrat zum 
Beispiel ein Abbuchungsgesetz beschließen ! 

Das können nur Ausnahmsgesetze sein, be­
dingt durch Ausnahmezeiten, wie sie bei­
spielsweise eine Okkupation mit sich bringt, 
aber grundsätzlich brauchen wir in allen 
Sparten unternehmerische Menschen. Damit 
haben sie aber auch Verantwortung und 
Risiko zu tragen. Ich kann mir keine Unter­
nehmerfunktion mehr vorstellen, wenn man 
nicht jemandem die Entscheidung über Wert 
oder Unwert einer Investition überläßt. Wenn 
man ihm diese Entscheidung abnimmt, ist es 
eine Wirtschaft ohne Unternehmer, und damit 
ist es eine Wirtschaft auf dem absteigenden 
Ast. 

So gesehen ist es natürlich so , wie es einmal 
ein amerikanischer Professor gesagt hat : Der 
richtig gesehene Kapitalismus ist gar nicht' 
am Ende, sondern erst am Anfang seiner 
fruchtbaren Funktion. Im Dienste nämlich 
nicht des schnöden Egoismus, sondern des 
Wirtschafts wachstums und des sozialen 
Fortschritts ist Kapital notwendig und gut. 
Ihm soll ein Kapitalmarkt auch in Öster­
reich als Grundlage dienen. Nur wenn er 
vorhanden ist, besteht die Möglichkeit, in 
Zusammenarbeit beider Sozialpartner das zu 
erzeugen, was der Gesamtheit zugute kommen 
soll. 

Wir hoffen, daß das, was in ähnlichen Worten 
auch in der Entschließung ausgedrückt wor­
den ist, nicht nur ein Bekenntnis darstellt, 
sondern die verpflichtende Richtlinie für die 
kommende Politik auf diesem Gebiete, von 
der ich glaube, daß sie einen wesentlichen 
Abschnitt der österreichischel1 Wirtschafts­
geschichte einleiten wird, eine Wirtschafts­
entwicklung hinauf in eine höhere Prosperität 
oder hinunter in eine permanente Krise , die 
wir uns an der Schnittlinie zweier Welten, 
die wir uns als Exponenten der freien Welt 
vor der Knechtschaft nicht leisten können ! 
(Beifall bei der F PO.) 

Präsident Wallner : Der vom Herrn Abge­
ordneten erwähnte Antrag wurde mir über­
reicht und trägt die erforderliche Anzahl von 
Unterschriften. Er wird daher in die Ver­
handlungen einbezogen. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Ab­
geordnete Dipl.-Ing. Hämmerle. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hämmerle (ÖVP) : 
Hohes Haus ! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren ! Ich spreche zum kümmerlichen 
Rest der noch übriggebliebenen sogenannten 
Kapitalmarktgesetze, zum Bewertungsfrei­
heitsgesetz 1963. (Abg. K indl:  Also detto ! -
Heiterkeit.) Ich habe in meinem verehrten 
Herrn Vorredner einen ausgezeichneten und 
dankenswerten Proredner gefunden, von dem 
ich fast alles, was ich jetzt auszuführen habe, 
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schon gehört habe. (Abg. Dr. K andutsch :  
Wenn Sie Oppositionsredner werden, werde ich 
Proredner ! - Heiterkeit.) 

Dem Nationalrat lagen unter anderem die 
Entwürfe zu den Gesetzen über die Kapital­
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln, über die 
Förderung der Kapitalbildung und Wirtschafts­
entwicklung, zum Bewertungsfreiheitsgesetz 
1963 und zum Körperschaftsteuergesetz 1963 
vor. Gemeinsam sollte diesen Gesetzen die 
Absicht sein, mit ihnen, zum Teil auf dem 
Umweg über steuerliche Bestimmungen, auf 
die Kapitalbildung innerhalb und außerhalb der 
Unternehmen fördernden Einfluß zu nehmen. 
Bedauerlicherweise muß · ich aber feststellen, 
daß keines der Gesetze, die ja größtenteils '
überhaupt abgelehnt wurden, eine tatsächlich 
wirksame Maßnahme setzt, die imstande wäre, 
das angestrebte Ziel zu erreichen. Wichtige 
Maßnahmen, wie eine Milderung der Doppel­
besteuerung der Kapitalgesellschaften durch 
eine Senkung des Körperschaftsteuertarifes 
oder durch Einführung eines ermäßigten Ta­
rifes für ausgeschüttete Gewinne, die Ver­
besserung des Instituts der Bewertungsfrei­
heit durch die Einführung einer Rücklage, 
die es den Unternehmern ermöglichen würde, 
in den Jahren, in denen sie keine oder nur 
geringe Investitionen vornehmen, steuerlich 
entlastet auf spätere Investitionen anzusparen, 
eine systemgerechte Ver besserung und Ver­
einheitlichung des Verlust vortrages und ande­
res mehr, fehlen schon in den Entwürfen. 
Unter Berücksichtigung der zahllosen Vor­
behalte und Einschränkungen, die sich in den 
vorliegenden Gesetzentwürfen finden, wäre 
es falsch, sie als Kapitalmarktgesetze zu 
bezeichnen ; sie sind höchstens Ansätze zu 
solchen, die noch wesentlicher Ergänzungen 
und Verbesserungen bedürfen. 

In diesem Zusammenhang wäre nun zu­
nächst auf den Gesetzentwurf zur Förderung 
der Kapitalbildung und W'irtschaftsentwick­
lung einzugehen, der inhaltlich die längst 
notwendige mildere Besteuerung nicht ent­
nommener Gewinne vorsieht. Grundsätzlich 
wäre dieses Gesetz zu begrüßen, weil es eine 
grobe Ungerechtigkeit darstellt, Gewinne, die zu 
Konsumzwecken entnommen werden, und Ge­
winne, die in den Betrieben zwecks Ver­
besserung der Kapitallage, zur Vornahme 
von Investitionen oder zur Verbesserung 
der Lagerhaltung belassen werden, steuerlich 
gleich zu behandeln. Der vorliegende Ent­
wurf sah allerdings so viele Kautelen vor, 
an welche die steuerfreie Dotierung der vor­
gesehenen Rücklage aus nicht entnommenen 
Gewinnen geknüpft ist, daß dieses Gesetz, 
seinem Titel zum Trotz, verurteilt wäre, 
wirkungslos zu bleiben. 

Geht die Beschränkung mit 50 Prozent 
des nicht entnommenen Gewinnes und mit 
5 Prozent des gesamten Gewinnes noch an, 
so ist bereits der Ausschluß der begünstigten 
Behandlung bei Inanspruchnahme der vor­
zeitigen Abschreibung oder bei Inanspruch­
nahme der sogenannten Obligations begün­
stigung nach § 4 Abs. 4 Z. 5 Einkommensteuer­
gesetz eine Beschränkung, die dem Entwurf 
sehr viel von seinem praktischen Werte nimmt. 

Der vorliegende Entwurf wird aber durch die 
Bestimmung des § 3 letzter Satz völlig ent­
wertet, daß nämlich die Begünstigung an die 
Voraussetzung geknüpft wird, daß der Ge­
samtbetrag der Einkünfte 200.000 S nicht 
übersteigen darf. Dadurch werden nämlich 
gerade jene Unternehmen von der Rücklage­
bildung ausgeschlossen, die in der Lage 
wären, die Leistungskraft der Volkswirtschaft 
merklich zu steigern. Unternehmen mittlerer 
Größe leisten - dies darf nicht übersehen wer­
den - einen beachtlichen Beitrag zum Aus­
gleich unserer Handelsbilanz, indem sie in 
keineswegs unerheblichem Maße ihre Pro­
dukte und Waren in den Export gehen lassen. 
Die erwähnte Beschränkung verwandelt eine 
wirtschaftspolitisch notwendige Ma.ßnahme in 
eine rein sozialpolitische und entwertet diese 
dadurch völlig. Sie wäre eine dankenswerte 
kleine Hilfe für die kleinsten unserer Selb­
ständigen gewesen, aber nicht mehr. Selbst die­
se wirklich begrüßenswerte Maßnahme wurde 
glatt abgelehnt. So hilft die SPÖ dem "kleinen 
Mann" ! 

Zweifellos würde eine Aufhebung dieser 
Beschränkung dem Fiskus Steuerausfälle brin­
gen, doch könnten diese Mehrkosten durch 
Änderungen auf anderen Gebieten, beispiels­
weise durch die Beseitigung unzweckmäßiger 
Bestimmungen im Rahmen des Bewertungs­
freiheitsgesetzes, auf die noch einzugehen 
sein wird, kompensiert werden. 

Erwähnt muß werden, daß der gegenständ­
liche Entwurf an zwei weiteren erheblichen 
Mängeln leidet : Einmal nehmen die Bestim­
mungen über die Rücklagenauflösung und 
Nachversteuerung nicht darauf Rücksicht, 
daß häufig ein Zwang zu erheblichen Privat­
entnahmen vorliegt, dem sich der Steuer­
pflichtige nicht entziehen kann, sei es, weil 
er infolge der Veranlagung mehrerer Jahre 
oder wegen einer Betriebsprüfung hohe Per­
sonensteuerzahlungen zu leisten hat, oder 
sei es, daß er auf Grund einer Erbschaft 
für Zwecke der Erbschaftssteuer erhebliche 
Privatentnahmen tätigen muß, insbesondere 
dann, wenn die Verlassenschaft wenig oder 
gar keine liquiden Mitteln umfaßt, sei es auch 
infolge Krankheit oder zur Versorgung der 
Kinder oder anderes mehr. Die Nachversteue­
rung nach § 6 des Entwurfes sollte man daher 
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darauf abstellen, ob die Summe der Ent­
nahmen in den letzten fünf Jahren die Gewinne 
desselben Zeitraumes überstiegen hat. 

Schließlich ist zu bemängeln, daß das Ge­
setz einerseits die Begünstigung vom Nicht­
übersteigen einer Einkunftsgrenze, die ledig­
lich im Veranlagungsverfahren zur Einkom­
mensteuer feststellbar ist, abhängig macht, 
andererseits aber die bilanzmäßige gesonderte 
Rücklagenausweisung verlangt, die bei Per­
sonengesellschaften oder bei Inhabern mehrerer 
Gewerbebetriebe das nicht immer mit 
dem für die Einkommensteuerveranlagung 
zuständigen Finanzamt idente Betriebsfinanz­
amt zu kontrollieren hat. Es müßte 
daher, wenn die Begrenzung _ mit den 
Einkünften beibehalten würde, Vorsorge ge­
troffen werden, daß nötigenfalls Adaptierungen 
der einheitlichen oder gesonderten Gewinn­
feststellung durchgeführt werden können. Die 
damit verbundenen sachlichen und formalen 
Schwierigkeiten, insbesondere der Umstand, 
daß vor allem bei Personengesells�haften 
die Zulässigkeit der Rücklagendotierung von 
Zufälligkeiten, die in den verschiedenen, mit 
der Gesellschaft oft durchaus in keinem 
Zusammenhang stehenden anderen Einkünf­
ten der Gesellschafter ihre Ursache haben, 
abhängt, zeigen besonders deutlich, wie un­
gerechtfertigt die inkriminierte Beschränkung 
ist, die auf den Gesamtbetrag der Einkünfte 
abstellt. 

Zum Bewertungsfreiheitgesetz 1963 ist 
zu bemerken, daß die Fortführung der vor­
zeitigen Abschreibung befriedigend ist, sofern 
sie unbefristet wäre. Sollte es jedoch unver­
meidlich sein, das Gesetz zu befristen, müßte es 
zweifellos dieselbe Laufzeit haben wie das 
Elektrizitätsförderungsgesetz. Es darf nicht 
verabsäumt werden, darauf hinzuweisen, daß 
in anderen Staaten steuerliche Hilfen für 
Investitionen gewährt werden, die in ihrer 
Wirkung letztlich weit über die der Bewer­
tungsfreiheit in Österreich hinausgehen. Be­
sonders soll auf Großbritannien verwiesen 
werden - , darüber schrieb seinerzeit die "In­
dustrie" in ihrer Nummer 46 vom 16. No­
vember 1962, Seite 4 -, welches die sogenannte 
Initial Allowance in der Höhe von 10 bis 
30 Prozent beibehielt, die gleichzeitig ge­
währte Investment Allowance jedoch um 
die Hälfte erhöhte ; diese letztgenannten Ab­
schreibungssätze liegen jetzt zwischen 15 
und 40 Prozent. Dieses System führt nicht 
allein zu hohen Abschreibungssätzen im An­
schaffungsjahr, die bis zu 55 Prozent gehen, 
sondern aucn richtigerweise dazu, daß die 
Abschreibungen insgesamt die Anschaffungs­
kosten übersteigen. Tatsächlich werden daher 
1 16 Prozent - bei Gebäuden - bis zu 130 Pro­
zent - bei Maschinen - der effektiven An-

schaffungskosten abgeschrieben. Schon mein 
Vorredner hat richtigerweise auf -den tech­
nischen Fortschritt verwiesen. Damit aber ist 
die Wiederbeschaffung der Anlagegüter, die 
infolge des technischen Fottschritts und der 
Geldwertänderungen ja zumeist teurer sind als 
die bisher verwendeten Anlagegüter, voll ge­
währleistet, während in unserem Abschreibungs­
system die der Wieder beschaffung dienenden 
Abschreibungen in der Regel die Wiederbe­
schaffungskosten in keiner Wiese decken kön­
nen . 

Ähnliche Abschreibungsmodalitäten, die von 
einem höheren Betrag als den Anschaffungs­
kosten ausgehen, finden Sie auch in den Nieder­
landen. Wesentlich bessere Systeme als das 
unsere - insbesondere im Hinblick auf 
Unterlassen und Nachholen der Abschreibun­
gen bei wechselnden Gewinnen und Ver­
lusten - bestehen in einer Reihe westlicher 
Staaten, wie in Belgien, Frankreich, Italien, 
Schweden und in der Schweiz. 

Besonders bemerkenswert sind auch die 
neuen Regelungen in den USA, die die Ab­
setzung bestimmter Quoten der Anschaffungs­
kosten direkt vom geschuldeten Steuer betrag 
ermöglichen. Daraus ergibt sich klar, wie 
notwendig es für ein kapitalarmes Land· 
",ie Österreich ' ist, die Investitionstätigkeit 
auch weiterhin durch steuerliche Maßnahmen 
zu erleichtern. 

Auf etwas, worauf auch schon mein ge­
ehrter Herr Vorredner Bezug genommen hat, 
muß ich als V orarlberger noch kurz zu sprechen 
kommen. Unverständlich ist es heute für die 
westlichen Bundesländer, daß die diskrimi­
nierenden verschiedenen Sätze der Abschrei­
bungen zwischen den ehemals russisch besetz­
ten Gebieten und den westlichen Ländern 
immer noch aufrechterhalten bleiben, wobei 
für das Burgenland, Mühlviertel oder für 
Niederösterreich noch Verständnis aufge­
bracht werden kann, keinesfalls aber für die 
Bundeshauptstadt Wien. 

Völlig ver mißt man in diesem Zusammen­
hang auch eine Bestimmung, die das 
bisherige Instrument der vorzeitigen Abschrei­
bung insofern verbessert, als es Unternehmern 
auch in Jahren, in denen sie wenig oder nichts 
investieren, möglich sein soll, auf größere 
Investitionen steuerbegünstigt anzusparen. 
Die Einführung einer Investitionsrücklage 
findet vielfach mit dem Hinweis Ablehnung, 
daß eine solche Maßnahme rund 1 Milliarde 
Schilling Steuerausfall bedeuten würde. 
Diese Behauptung stimmt aber nur unter 
völlig irrealen Voraussetzungen, nämlich 
dann, wenn überhaupt nicht mehr von 
der Bewertungsfreiheit Gebrauch gema,cht 
wird und alle Gewerbebetriebe und selbständig 
Tätigen die Rücklage voll in Anspruch nehmen 
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würden. Dies aber erscheint nicht realistisch. 
Denn wenn auch viele jener, die bisher mangels 
Investitionsmöglichkeiten von der vorzeitigen 
Abschreibung keinen Gebrauch machten, nun­
mehr verleitet werden könnten, die Rück­
stellung zu bilden, hieße es doch dem wirt­
schaftlichen Denken des österreichischen Unter­
nehmers ein schlechtes Zeugnis ausstellen , wenn 
man ihm zumutete, ohne Rücksicht auf tatsäch­
lich gegebene Investitionsmöglichkeiten und an­
gesichts der scharfen Nachversteuerungsbestim­
mungen bedenkenlos die Rücklage in An­
spruch nehmen zu wollen. 

Darüber hinaus wäre es auch durchaus 
denkbar - konkrete Vorschläge in dieser 
Richtung bestehen bereits -, die Rücklagen­
bildung so zu begrenzen, daß die steuerlichen 
Auswirkungen diejenigen der bisherigen vor­
zeitigen Abschreibung nicht übersteigen 
können. Auf diese Weise könnte während der 
Zeit anhaltender Budgetkrisen ein Limit 
in den steuerlichen Auswirkungen gesetzt 
werden, das haushaltmäßig risikolos und 
daher durchaus tragbar wäre. 

Das Gesetz zur Kapitalerhöhung aus Gesell­
schaftsmitteln könnte begrüßt werden, solange 
es ein Instrument ohne Zwang ist. Die nor­
malerweise gehandhabte ertragssteue:J;liche Be­
handlung der Kapitalerhöhung aus Gesell­
schaftsmitteln hat dazu geführt, daß diese 
in der Regel unterlassen wurde. Dies hatte 
einige zweifellos unerwünschte Folgen, indem 
sich einmal im Bilanz bild das Verhältnis von 
Normalkapital zu den Rücklagen zuungunsten 
des ersteren verschob. Andererseits wurden 
die gehandelten Aktien immer "schwerer" ,  
wie man das nennt, und behinderten den 
Aktienerwerb für breitere Kreise erheblich. 

Die Erhöhung der Gesellschaftsteuer er­
scheint durchaus unzweckmäßig. Anzustreben 
wäre selbstverständlich die Befreiung von der 
Gesellschaftsteuer , wie sie in Deutschland 
aus demselben Anlaß durch das Gesetz vom 
30. Dezember 1959, Bundesgesetzblatt I S. 834, 
vorgesehen ist. Sollte dies nicht möglich sein, 
wäre zumindest der Normalsatz zu belassen 
der vom Nennwert der Anteile berechnet 
werden soll. 

Ein Anlaß, die Bestimmungen des Gesetzes 
nur auf zwei Jahre zu beschränken, besteht 
nicht. Eine solche Einschränkung könnte 
vielmehr bewirken, daß Gesellschaften zu 
einer unzeitgemäßen Kapitalerhöhung be­
wogen werden, mit der sie besser noch zuge­
wartet hätten. Die zeitliche Beschränkung 
sollte daher fallengelassen werden. 

Schli.eßlich sollte Vorsorge getroffen werden, 
daß dIe Kapitalerhöhung im Rahmen der 
Körperschaftsteuer nicht zu einer Mindest­
besteuerung nach § 1 7  Abs. 1 Z. 1 Körper-

schaftsteuergesetz führen kann. § 1 Abs. 1 
des Entwurfes sollte daher entsprechend er­
gänzt werden. 

Zum Entwurf eines Körperschaftsteuer­
gesetzes 1963 muß zunächst bemerkt werden 
daß in diesem bereits materielle Änderunge� 
gegenüber dem bisherigen Recht enthalten 
sind. Es besteht daher kein Anlaß , von 
weiteren, dringend notwendigen Verbesserun-
gen Abstand zu nehmen. . 

. 
�ie Be�teuerUI�g der Körperschaften erfolgt 

m Osterrmch zu emem Satz, der in den Ländern 
der westlichen Welt mit 51 ,92 Prozent faktisch 
an der Spitze liegt. Im Gegensatz zu ' den 
wenigen Staaten, die diesen Satz nominell 
etw� erreichen, sind in Österreich Anrechnungs­
bestImmungen - so wie in England - oder 
ein gespaltener Tarif, der die ausgeschütteten 
Gewinne stark ermäßigt besteuert - wie in 
Deutschland -, noch unbekannt. Tatsächlich 
ist der Besteuerungserfolg daher wesentlich 
höher als in diesen Staaten, wozu noch die 
außerordentlich hohen Belastungen durch die 
Ertragssteuern, wie die Gewerbesteuer, und 
durch Steuern auf das Vermögen hinzu­
kommen, die in den meisten übrigen Staaten 
unbekannt sind. 

Um in einem integrierten Europa bestehen 
zu können, ist es da;her unumgänglich nötig, 
auf diesem Gebiete spürbare Erleichterungen 
zu schaffen. In erster Linie sollten daher die 
Steuersätze auf ein im Hinblick auf die vor­
liegende Doppelbesteuerung von

' 
Kapital­

gesellschaften tragbares Ausmaß, zumindest 
unter 50 Prozent inklusive Zuschläge, gesenkt 
und ein ermäßigter Steuersatz für ausge­
schüttete Gewinne, also der gespaltene Tarif, 
der heute schon erwähnt wurde, eingeführt 
werden. 

Des weiteren sollten die Einkommensstaffeln 
den geänderten Geldwertverhältnissen der­
maßen angepaßt werden, daß der Höchstsatz 
nicht unter 2 Millionen Schilling zum Zuge 
kommt. 

Ferner erweist es sich als dringend'notwendig, 
die bisher im § 14 der Ersten Körperschaft­
steuer-Durchführungsverordnung, jetzt im § 4 a 
Abs. 1 Z. 5, enthaltenen Grenzen betreffend die 
Pensions- und Unterstützungskassen den ge­
änderten Geldwert- und Lohnverhältnissen 
anzupassen und mindestens zu verdoppeln. 

Von besonderer Wichtigkeit ist eine zu­
mindest im Rahmen der Erläuternden Be­
merkungen zu treffende Feststellung, daß an der 
bisherigen Auslegung und Übung, insbesondere 
�.uf dem Gebiet der Organschaft, keine 
Anderung eintreten soll. 

Schließlich erweist sich das Institut der 
Mindestbesteuerung, § 17 ,  als antiquiert und 
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sollte, wie auch in Deutschland, endlich be­
seitigt werden. 

Auch muß darauf hingewiesen werden, 
daß einige bisher dem Rechtsbestand zuge­
hörende Vorschriften nicht übernommen 
wurden, insbesondere Abschnitt 15 der Kör­
perschaftsteuerrichtlinien und verschiedene 
andere Vorschriften der Durchführungsver­
ordnung. 

,Lassen Sie mich zum Schluß kommen. 
Trotz der zweifellos schwierigen Situation des 
Bundeshaushaltes kann nicht davon Abstand 
genommen werden, die erwähnten steuerlichen 
Maßnahmen nach und nach zu verwirklichen. 
Ja gerade weil die heutige Lage so prekär er­
scheint, muß alles versucht werden, der Wirt­
schaft die nötigen Auftriebsanregungen zu 
geben, die zu einer Steigerung des Wirtschafts­
wachstums führen. Nur durch ein steigendes 
Wirtschaftswachstum aber können a la longue 
die enormen Staatsbedürfnisse befriedigt wer­
den, während alle kurzfristig scheinbar Erfolg 
bringenden Maßnahmen, die der Wirtschaft 
statt Anreizen nur Mehrbelastungen bringen, 
nach dem Grundsatz : "Wer nicht sät, wird auch 
nicht ernten", die Misere des Staatshaushaltes 
letztlich nur noch weiter verschärfen müssen. 

Es scheint mir daher unverantwortlich, 
wenn von sozialistiscl1er Seite alle diese Vor­
schläge mit einem kurzen Nein abgetan 
oder so verniedlicht werden, daß sie wirkungs­
los sind. Wenn wir europareif werden sollen 
und die Arbeitsplätze und die Vollbeschäftigung 
erhalten bleiben müssen, was genauso auch 
für die verstaatlichte Industrie zutrifft,  so 
können wir die heute zu beschließende Gesetzes­
vorlage, der wir die Zustimmung geben werden, 
nur als einen schüchternen Anfang betrachten. 
Ich begrüße deshalb die in der Entschließung 
angekündigte rascheste Behandlung dieser 
Fragen. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß auch im 
Herbst eine Verquickung mit der Frage 
" Was er hält der Angestellte davon 1 "  doch völlig 
sinnlos ist und mit der Materie in keinem 
Zusammenhang steht. Es handelt sich hier 
nur um eine Lohn- und Gehaltsfrage und 
nicht um eine Fr.age der Kapitalmarktgesetze. 

Diese Kapitalmarktgesetze jedoch als 
"Steuergeschenke an die Kapitalisten" zu be­
zeichnen, steht . den im Glashause Sitzenden 
keineswegs zu, denen der Staat Hunderte von 
Millionen Steuerschulden kurzerhand einfach 
streicht. Von einem solchen Weihnachtsmann 
habe ich in der privaten Wirtschaft noch nicht 
gehört. (Beifall bei der (J V P.) 

Präsident Wallner : Zum Worte gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Stari­
bacher. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Staribacher (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Ich darf mich gleich 
einleitend mit den Ausführungen meines Herrn 
Vorredners beschäftigen und möchte, damit 
keine Legenden entstehen, hier klar und deut­
lich sagen : Es war keineswegs so, daß sich 
die Sozialistische Partei gegen den kleinen 
Mann gewendet hat. (Abg. Kulhanek  und 
Abg. Mitter e r :  Na was denn ?) Ich werde 
es Ihnen erklären, meine Herren, wenn Sie 
sagen : Na was denn ? Die Sozialistische 
Partei hat im Gegenteil bei allen Verhandlun­
gen erklärt : Genau dasselbe Recht, das Sie 
im Jahre 1961 für die Selbständigen verlangt 
haben, als der Gewerkschaftsbund und die 
Arbeiterkammer das Gleichstellungspauschale 
verlangt haben, genau dasselbe verlangt die 
Sozialistische Partei jetzt ebenfalls für den 
kleinen Mann, aber nicht nur für den Selb­
ständigen, sondern auch für den Unselbstän­
digen, und dabei wollen wir bleiben. (Beifall 
bei der SpO.) 

Ich möchte dann gleich noch etwas sagen, 
Herr Abgeordneter Hämmerle. Das ist mir 
sehr komisch vorgekommen : Sie reden vom 
kleinen Mann bei der Kapitalsbildung und 
b�i der Wirtschaftsförderung und remonstrieren 
dann gleichzeitig gegen die Grenze, die dort 
vorgesehen ist. Wissen Sie, daß die Grenze 
200.000 S im Jahr ist ? Ich frage Sie : Ist der­
jenige, der darüber ist, noch ein kleiner Mann ? 
(Hört ! Hört !-Rufe bei der SPÖ. - Abg. 
DDr. Pi t t ermann:  Für ihn schon ! - Abg. 
Dipl.-Ing. Hämmerle : Das ist nicht ange­
nommen worden !) Das ist nicht angenommen 
worden, da haben Sie recht. Und darauf, 
warum es nicht angenommen wurde, werde 
ich dann noch sehr genau eingehen, und ich 
werde mich dabei mit Ihren Argumenten 
in sehr kurzer Zeit auseinandersetzen. 

Es wurde hier auch gesagt : In Wien blüht 
alles, in den westlichen Ländern ist es nicht 
so gut, und jetzt kommt es dazu, daß die 
Wien er noch einen Vorteil erhalten. Das 
haben nicht die Wiener allein, das haben 
die von der russischen Besatzungsmacht 
besetzt gewesenen Gebiete und dann noch 
einige andere sogenannte Notstandsgebiete, 
wie wir sie nennen, damit aber in diesen Ge­
bieten niemand beleidigt ist, sagen wir jetzt 
"Entwicklungsgebiete" dazu, und diese haben 
diese bevorzugte Abschreibung. Ein Kollege 
hat mir gesagt, man müßte direkt fragen, 
was gewesen wäre, wenn die Vorarlberger 
von den Russen besetzt gewesen wären und 
nicht den kleinen Grenzverkehr gehabt hätten, 
ob sie dann auch auf demselben Standpunkt 
gestanden wären. (Heiterkeit bei der SPO. -
Abg. Machunze : Haselwanter muß es wissen !) 
Aber das ist polemisch, das will ich nicht 
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sagen, ich will es mir mit V orarlberg nicht 
verscherzen. 

Ich will jetzt aber nur eines sagen, meine 
Damen und Herren, und das ist vielleicht 
das entscheidende : Sie hätten ja Gelegenheit 
gehabt, innerhalb der Organisation der Bun­
deskammer andere V orschläge zu machen. 
Sie haben sich selbst nicht einigen können, 
weil diese Materie - und das gebe ich ob­
jektiverweise zu - sehr kompliziert ist und 
weil man diese schwierige Materie entsprechend 
objektiv behandeln soll. 

Ich darf also jetzt näher auf das Gesetz , 
auf dessen Bestimmungen und vor allem ein­
mal, was uns als das Wichtigste erscheint, auf 
die Entschließung eingehen, die dort hinten 
dranhängt und von der wir glauben, daß sie von 
größter Bedeutung sein wird. Warum die 
Sozialisten den Kapitalmarktgesetzen nicht 
die Zustimmung geben konnten, liegt primär 
daran, daß ,wir über die Art, wie es zu einer 
Kapitalmarktbildung kommen könnte, ver­
schiedener Ansicht sind. Die Gewerkschaf­
ten - und ich gehöre zu diesen - stehen auf 
dem Standpunkt : Zahlen Sie so hohe Löhne, 
daß die Arbeiter das, was sie verdienen, 
nicht verbrauchen können, dann werden sie 
sparen - in Amerika ist das so üblich -, 
und dann gibt es einen reichlichen Kapital­
markt, dann werden sie Volksaktien kaufen, 
wenn es welche gibt ; und wenn sie so gut 
hergegeben werden wie die letzten, dann 
werden sie es sicher tun. Es ist nur die 
Frage, wie lange es der Staat aushält, vor 
allem, wie lange es der Staat aushält, Volks­
aktien auszugeben, nicht um irgendwelche 
Investitionen damit zu finanzieren, sondern 
andere Ausgaben damit zu decken, wie es 
in der Vergangenheit geschehen ist, aber 
das steht heute nicht zur Diskussion. 

Sicher ist, daß die Gewerkschaften auf dem 
Standpunkt stehen : Das Einkommen der Ar­
beiter, der Angestellten gehört noch mehr 
gesteigert, dann werden sie ihr Geld nicht 
zur Gänze konsumieren, dann werden sie 
sparen, und wenn sie sparen können, kommen 
wir zu einem Kapitalmarkt. Natürlich, die 
Transmission übernimmt dann die Bank, 
und dort gibt es entsprechende Möglich­
keiten. (Abg. Mitte re r :  Steht in "Arbeit 
und Wirtschaft" I) Ja, sehr richtig, das 
steht in "Arbeit und Wirtschaft". Ich freue 
mich, daß Sie es lesen, Herr Abgeordneter. 
Ich kann für Ihre Propaganda nur danken ! 

Was nun die Frage der Kapitalbildung be­
trifft, wie Ihre Ges'etze das vorgesehen haben, 
so kann ich darauf hinweisen, daß es Publika­
tionen, Zeitungsartikel und so weiter gibt, die 
nicht von sozialistischer Seite sind, die auch 
gesagt haben, daß die Kapitalbildung - und 

Sie selbst und der Abgeordnete Kandutsch 
haben es .ja auch erwähnt -, wie sie in den 
Gesetzen vorgesehen war, nicht möglich ge­
wesen wäre und daß es daher überhaupt 
eigentlich etwas Falsches war, von Kapital­
marktgesetzen zu reden. Sie haben ja über­
haupt gemeint, Herr Abgeordneter Kandutsch, 
man müßte eine andere Bezeichnung finden, 
denn das Wort "Kapitalmarkt" klinge so . . .  
Die Nationalökonomie - ich gehöre ihr an -
hat ohnehin eine ' gute Lösung, sie findet 
jetzt immer andere Worte für irgendwelche 
bekannte Probleme. (Ruf bei der O VP :  
Rezession !) Sehr richtig, sehr richtig ! Man 
sagt also heute auch nicht mehr Krise, man 
redet von einer "recession" . Wir reden nicht 
mehr vom Klassenkampf, wir reden von der 
Auf teilung des Sozialproduktes. Also Worte 
haben wir eh genug andere. Um ein anderes 
Wort für "Kapitalmarkt" müssen Rie sich 
natürlich an die recht.e Seite des Hauses wen­
den, aber ich bin überzeugt davon, ein anderes 
Wort wird sich sicherlich finden. (Zwischen­
rufe bei der D vp. - Abg. Mittere r :  Schauen 
Sie sich die Bilanz der Arbeiterbank an !) 
Ja, da haben Sie schon recht, jeder Betrieb 
hat Kapital, und jede Bank hat Kapital, 
und wir haben bekanntlich gesunde Banken, 
das steht außer jeder Diskussion, und 
wir brauchen ja Banken (Abg. Mi t te r e r :  Die 
größte private Bank ist die Arbeiterbank !) , 
darüber sind wir uns, glaube ich, vollkommen 
klar. 

Lassen Sie mich bitte ganz kurz darauf ein­
gehen, warum dieses Gesetz - ich habe ja nur 
zum sogenannten schwarzen Bewertungsfrei­
heitsgesetz zu reden, zum roten Elektrizitäts­
förderungsgesetz, wie Sie es bezeichnen, spricht 
ein anderer Kollege - nicht befriedigend ist. 
Es liegt daran, daß es in der Vergangenheit, 
obwohl Zeit genug war, nicht gelungen ist - da 
gebe ich Ihnen vollkommen recht, Herr Abge­
ordneter Kandutsch -, eine wirklich zweck­
mäßige Lösung zu finden. 

Wir haben - und das ist sehr interessant -
jetzt in der letzten Zeit sehr viel .darüber gere­
det, was in Österreich geschehen soll. Der 
Gewerkschaftsbund und die Arbeiterkammer 
- die Sozialistische Partei hat sich dem 
angeschlossen - haben bereits vor Monaten 
der Regierung entsprechende Vorschläge unter­
breitet. Ja wir haben sogar den Sozialpartnern 
- der Herr Präsident Raab wird es mir 
bestätigen - entsprechende Vorschläge unter­
breitet, wie wir glauben, daß die Wirtschafts­
entwicklung in Österreich gefördert . werden 
sollte und gefördert werden müßte. Also Sie 
sehen, die Interessenvertretung der Arbeiter 
ist gar nicht so wild, wie hier oft dargestellt 
wird, sondern versucht sachliche Lösungen. 
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Wir haben sogar Ansätze gehabt - und wir 
waren voller Hoffnungen, daß wir die andere 
Seite mitreißen können, denn wir haben be­
kanntlich gemeinsame Studiendelegationen 
geführt, wir haben gemeinsam Untersuchun­
gen angestellt, welche Maßnahmen tatsäch­
lich getroffen werden müßten. Es hat sogar 
gemeinsame Berichte gegeben. Dann plötzlich 
ist es leider anders geworden. Ob das mit dem 
politischen Klima etwas zu tun hat, weiß ich 
nicht, ich hoffe, nicht. Ich bin sogar überzeugt 
davon : Wenn es uns in den nächsten Monaten 
gelingt, über diese wirtschaftlichen Probleme 
hinwegzukommen, dann wird dies vielleicht 
auch dazu beitragen, das politische Klima 
wieder zu beruhigen. Ich stehe auf dem Stand­
punkt, daß die Arbeit, die wir in den vergan­
genen Jahren geleistet haben, nicht umsonst 
gewesen sein sollte. 

Der Gewerkschaftsbund und die Arbeiter­
kammer haben sich sehr bemüht, der anderen 
Seite - in diesem Fall jetzt nicht politisch, 
sondern vom Standpunkt der Sozialpartner aus 
gesehen - ein Konzept vorzulegen. Dieses 
Konzept ist in einern Buch zusammengefaßt. Es 
ist zwar rot, das ist aber kein Rotbuch, wir 
können da nichts dafür , es ist nur reiner Zufall , 
da wir die Farben wechseln, daß einmal ein 
roter Umschlag daraus geworden ist. (Ruf bei 
der Ö V P :  Ihr habt keine andere Farbe !) Nein, 
die Farben wechseln, das ist eben zufällig 
rot. Hier werden in der Schriftenreihe der 
Wiener Arbeiterkammer die "Wachstums­
perspektiven der österreichischen Wirtschaft" 
dargelegt. 

Wir haben versucht, dem anderen 
Sozialpartner auseinanderzusetzen, welche N ot­
wendigkeiten hier existieren. Ich will es Ihnen 
nicht vorlesen, das würde zu lange dauern, 
ich will nur sagen : Es gibt dort ganz kurze 
wachstumspolitische Empfehlungen über das 
Problem unserer Überkapazität in der Indu­
strie, über die Produktionsabspringung und 
die Spezialisierung, über die Anpassungser­
scheinungen und -schwierigkeiten, die wir im 
Zuge der Integration kriegen werden, über die 
aktive Arbeitsmarktpolitik, die notwendig ist, 
über die Fiskal- und Kreditpolitik, die wir 
brauchen, über die Industrie-, Agrar- und 
Außenhandelspolitik und so weiter. 

Heute wurde in diesem Haus gesagt, ich 
hätte in Oberösterreich - der Herr Abgeord­
nete Gruber war dabei - in der oberösterrei­
chischen Arbeiterkammer erklärt, tausende 
Bauern müssen weggehen. Das ist etwas, was 
Sie hier in der Broschüre finden werden, wo 
wir schreiben, daß es ein Problem ist, wie wir 
die aus der Landwirtschaft in natürlicher 
Weise abwandernden Arbeitskräfte, ob das nun 
Bauernsöhne oder Landarbeitersöhne sind, in 

die Industrie, ins Gewerbe und in den Frem­
denverkehr eingliedern. Das ist dort gesagt 
worden. Es hat daher sehr wenig Sinn, wenn 
Sie mir hier in die Schuhe schieben wollen, 
wir hätten dafür plädiert, wir wollen die 
Bauern mit Hunden von den Höfen treiben, 
so wie man es bei Rosegger im "Jakob dem 
Letzten" lesen kann, wie es also zur Zeit um 
die Jahrhundertwende geschehen ist. 

Sie finden dann natüflich auch einen sehr 
wichtigen Punkt über die Programmierung. 
Und jetzt kommt das, was in der letzten Zeit 
bei so vielen Aufsehen erregt hat. Meine Damen 
und Herren ! Ein Haushalt plant, das ist selbst­
verständlich, ein Betrieb plant, das ist selbst­
verständlich. Nur wenn der Staat plant, dann 
ist es Bolschewismus. (Abg. Kulhanek :  Da 
reden ja Fremde drein ; bei Haushalt und Betrieb 
reden nur die Zuständigen drein !) Das ist ja 
ein Irrtum ! Wenn bei uns - und wenn Sie 
sich die Arbeit genommen haben, zum Bei­
spiel den gemeinsamen Bericht (Abg. 
Dr. h. c. Ing. R aa b :  Warum machen Sie 
kein Ge:,chäft auf und führen es nach diesen 
Grundsätzen ? - Abg. DDr. Pit te rman n :  
Er kriegt ja keinen Gewerbeschein ! - Abg. 
Dr. h .  c . Ing. Ra ab : Den kriegt er morgen !) 
Herr Präsident ! Jeder ist ja nicht so glücklich, 
in der finanziellen Situation zu sein, ein Ge­
schäft aufmachen zu können. (Abg. Mit t e r  e r :  
Ihr seid ja nicht die Allerärmsten !) Das Pro­
blem liegt ja darin, daß wir versucht haben, 
gemeinsam mit Ihren Herren zu ergründen, 
welche richtigen Maßnahmen in Österreich 
getroffen werden sollen. Wir bilden uns ja 
gar nicht ein, daß wir die alleinseligmachende 
Wissenschaft hätten und daß wir die allein­
seligmachenden Rezepte hätten, sondern wir 
haben ja gemeinsam mit Ihnen versucht, eine 
Lösung zu finden, und wir waren ja  schon sehr 
weit. Wir haben gemeinsame Berichte verfaßt, 
wir haben gemeinsam festgestellt, was zweck­
mäßig ist - in den westlichen Staaten wird 
es ja schon gemacht - und was nicht zweck­
mäßig ist. Und dann hat uns die Presse sogar 
sehr gelobt. Sie hat geschrieben, daß die 
wirtschaftswissenschaftlich fundierte Argu­
mentation, die die Experten der Arbeiter­
kammer und des Gerwerkschaftsbundes, die 
auch publizistisch sehr aktiv sind, liefern, 
sehr gut ist, aber daß es das Ziel ist, die ge­
samte Wirtschaft in den "Griff" zu bekommen. 
Also da haben wir es, da liegt also der Hund 
im Pfeffer ! (Abg. M i t t e re r :  Der Has' I) Der 
Has', der Has' ! Ja, entschuldigen, der Has' im 
Pfeffer. (Heiterkeit. - Abg. DDr. Pit te rmann:  
Bruckfleisch im Sautrog !) 

Ich kann Ihllell versichern : Wenn Sie sich 
die Arbeit machen und unsere Berichte lesen, 
werden Sie daraufkommen. daß wir das, 
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was Sie uns hier unterschieben wollen, wirklieh 
nicht wollen. Ich glaube, die Meinung des 
Ministers Bock ist absolut falsch, wenn er 
schreibt, er plädiere für die Marktwirtschaft. 
Wir wissen, Professor Erhard hat das ja 
auch in Deutschland gesagt : Planifikation 
ist eine Modetorheit, fast könnte man sagen, 
die nationalökonom ischen Snobs tun sich 
heute in Planifikation. So ist es aber nicht. 
Sie wissen selbst ganz genau, daß in den 
westlichen Ländern, in allen westlichen Län­
dern, diese Planifikation heute wirklich be­
trieben wird und daß auch Erfolge zu ver­
zeichnen sind. 

Das österreichische Wirtschaftswachstum hat 
voriges Jahr 2,3 Prozent betragen, das 
französische hat immerhin fast das Drei­
fache, nämlich fast 6,3 Prozent, ausgemacht. 
(Abg. M i t t ere r: Weil es zuerst zurückgeblieben 
ist !) Aber meine Herren ! Das ist der große 
Fehler, immer zu glauben, die französische 
Wirtschaft liege am Bauch, und die Franzosen 
tun nichts anderes als nur nachdenken. Dazu 
brauchen Sie sich nur die Zahlen anzusehen 
- ich habe sie oben liegen -, dann werden 
Sie darauf kommen , daß diese Wirtschaft gar 
nicht zurückgeblieben ist, sondern daß heute 
die französische Wirtschaft eine sehr aggressive, 
aktive und sehr fortgeschrittene Wirtschaft ist ; 
von einem Zurückbleiben kann also keines­
falls die Rede sein. (Abg. Mi t t e r e r: Üie 
französische Wirtschaft stagniert ! ) Da irren 
Sie völlig ! Die französische Wirtschaft 
stagniert keineswegs ! Der Herr Minister Bock 
hat natürlich recht, wenn er sagt : Der Plan, 
den sie gemacht haben, stimmt auch nicht ! 
A so a Freud' ! Das ist j a  gar nichts Neues, 
das hat schon der Bert Brecht in der "Drei­
groschenoper" gesagt : . 

"Ja, mach nur einen Plan 
Sei nur ein großes Licht ! 
Und mach dann noch 'nen zweiten Plan 
Gehn tun sie beide nicht." 

Dazu möchte ich sagen : Diese Art der 
Planwirtschaft ist passe, ist lang vorüber ; 
denn die heutigen Wissenschaftler, und zwar nicht 
irgendwelche Snobs, sondern die wirklich 
soliden Nationalökonomen, ob es in England, 
ob das in Harvard oder sonstwo in Amerika ist, 
lehren heute Methoden, wie man das zweck­
mäßiger macht ; und dort werden die Pläne ge­
ändert. Das ist der Riesenunterschied zwischen 
der Planwirtschaft im Osten - und zwar vor 
allem in der Vergangenheit - und der plan­
mäßigen Wirtschaft oder Programmierung 
- man sagt ja ohnehin . . . (Abg. Dr. h. c. 
Ing. Raab: Panta rhei - alles ist im Fluß !) 
Pant,a rhei ! Sehr richtig ! Das haben die alten 
Griechen schon gesagt. Aber diese Plan­
wirtschaft selbst ist ja im Westen heutb 

ebenfalls etwas ganz anderes, und daher 
ist es vielleicht besser, wirklich von Planifi­
kation zu sprechen. (Ruf bei der O v  P: Nur 
das Defizit bleibt !) Diese Planwirtschaft dort 
hat eben die Möglichkeit, ununterbrochen 
die Pläne anzupassen und zu ändern, und 
hat trotzdem einen Riesenvorteil, und sie 
sind trotzdem von allergrößter Bedeutung. 
(Zw'ischenruj des Abg .  M i t t e re r. - Abg.  
Dr.  h.  c. Ing. Raab: Die Änderung der 
Pläne kommt sehr teuer !) Nein; die Änderung 
der Pläne kommt nicht teuer, Herr Minister ! 
(Abg. Dr. h. c. Ing. Raab: Bauen Sie einmal 
ein Haus und ändern Sie den Plan !) Ja, 
Herr Minister, da sieht man, daß Sie ein guter 
Baumeister waren, daß Sie gewußt haben, 
daß, wenn einmal ein Haus falsch gebaut 
war und man es dann geändert hat, das viel 
Geld kostet. (Heiterkeit.) Aber in der Plan­
wirtschaft geschieht das nicht so, denn bevor 
das Haus geplant wird - und das ist die 
moderne Erkenntnis -, werden alle Varia­
tionen - und mit Hilfe der modernen mathe­
matischen Ökonometrik ist das möglich -
durchgedacht, um dann sagen zu können, 
was wirklich das Beste ist. (Ruf bei der (J V P: 
Wirtschaft kann man nicht mit Mathematik 
betreiben !) Die moderne Nationalökonomie 
bedient sich eben der Mathematik. Wir 
haben uns zum Beispiel in der Arbeiter­
kammer und in der Gewerkschaft die Aufgabe 
gestellt, die Matrizenrechnung und alle 
Probleme zu studieren. Sie haben schon 
recht, daß das sehr schwierig ist, aber das 
ist eben notwendig. 

Wir als Gewerkschaftsbund und als Ar­
beiterkammer - das ist unsere innerste 
überzeugung, und ich weiß, daß das auch 
die Auffassung der Sozialistischen Partei 
ist - sind der Meinung, daß das dringend 
notwendig ist. Wir glauben, daß es mit der 
Entwicklung, so wie es in den letzten Jahren 
der Fall war, nicht weitergehen kann. Vom 
Standpunkt der Arbeiter aus könnten wir 
sehr zufrieden sein. ( Ruf bei der 0 V P :  
Das glaube ich auch!) Ich habe j a  schon 
erwartet, daß ich dieses Argument einmal 
höre, daß Sie sofort sagen : Wir wissen 
ohnehin, was Ihnen in der letzten Zeit alles ge­
glückt ist, wie die Produktion zugenommen 
hat, wie der Anteil der Löhne und Gehälter 
zugenommen hat. Wir wissen, daß wir im 
Jahr 1955 nur 58 Prozent hatten und daß 
wir jetzt 63 Prozent haben. Wir wissen aber 
genauso, daß wir diesen Anteil nur halten 
können, wenn gleichzeitig die Produktion 
ausgeweitet wird, wenn das Bruttonational­
produkt wächst, wenn der Kuchen größer 
wird. Wir glauben, bei den Kapitalmarkt­
gesetzen oder bei dem, was an deren Stelle 
kommen sollte und von dem wir hoffen, 
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daß im Herbst mit den Beratungen darüber 
begonnen wird, müßten die Ansätze geschaffen 
werden, damit das möglich ist. (Abg. 
Marwa n - Schloss e r: Dann wird man zuerst 
abschreiben, bevor man gebucht hat !) Nein, 
wir wollen das nicht . Das ist eben der Unter­
schied. Es gibt bei uns radikale Elemente 
(Heiterkeit) ·- das streite ich gar nicht ab -, 
die sagen : Das entscheidendste ist, daß wir 
den größeren Anteil kriegen ! Aber die Ge­
werkschaftsbewegungen - und das kann ich 
Ihnen als Mitverantwortlicher sagen - predi­
gen den Arbeitern und Angestellten immer 
wieder und ununterbrochen : Wir müssen 
alles daransetzen, daß der Kuchen größer 
wird, daß die Produktion wächst. Aber auch 
S i e  müssen das ! Von selbst wächst das 
eben nicht. Die Zeiten sind vorüber, wo man 
gesagt hat - Sie wissen ja, wie es die Physio­
kraten so schön gesagt haben - :  Laßt alles 
von selbst reifen, laßt alles fließen, es wird 
schon richtig ! Heute weiß man, daß das 
nicht der Fall ist. Heute müssen dazu die 
Regierung, das Parlament, die Sozialpartner 
etwas beitragen. Das zu tun, haben wir uns 
bemüht, haben wir uns redlich bemüht ! 

Wir haben versucht, dieses Programm über­
all zu unterbreiten. Die Bundesregierung hat 
sich leider nicht sehr intensiv damit beschäftigt, 
sie hat es den Sozialpartnern übergeben. 
Wir haben Verhandlungen begonnen - sie 
sind leider in der letzten Zeit eingeschlafen. 
Wir hoffen, wir werden sie fortsetzen können. 

Wir haben jetzt noch eine neue Hoffnung, 
weil ja das Parlament heute mit der Ent­
schließung zum Ausdruck bringen wird, daß 
auch hier im Hohen Hause über diese Dinge 
nicht nur geredet werden soll, sondern daß 
auch das letzten Endes als Arbeitsgrund­
lage für das nächste Jahr, möchte ich fast 
sagen, dienen würde. Denn wir wissen, diese 
Voraussetzungen müssen geschaffen werden. 
Wenn diese Voraussetzungen geschaffen sind, 
so haben wir die .vorarbeiten geleistet . Mit 
Ihnen gemeinsam können wir es dann zur 
Durchführung bringen, und dann - davon 
sind wir überzeugt - wird die österreichische 
Wirtschaft weiterwachsen, und dann wird 
es auch für uns Arbeiter und Angestellte 
und für den kleinen Mann, für den Sie angeblich 
auch eintreten, Möglichkeiten geben, größer 
zu . . . (Ruf bei der 0 V P: Was heißt "angeb­
lich" ? - Zwischenrufe der Abg. M i t t erer  
und Kulhanek.) Ich habe schon gesagt, 
Herr Abgeordneter Kulhanek, wenn man sagt : 
Die Grenze von 200.000 S gehört weg ! ,  dann 
ist das für den kleinen Mann . . . (Abg. 
M it te rer: 5 Prozent davon machen 10.000 S !) 
Ja, schon ! Aber, Herr Abgeordneter Mitterer, 
Sie haben ja selbst in diesem Haus einige 

Male erklärt, daß nur 3 oder 4 Prozent der 
Bevölkerung dieses Einkommen von 200.000 S 
erreichen ; diesen Bevölkerungsanteil könnte 
man doch theoretisch dann vernachlässigen . 
Wenn Sie von diesem Standpunkt ausgehen , 
dann brauche ich ja über die Einkommens­
grenze nicht zu streiten (Ruf bei der 0 V P: 
Mit Zahlen läßt sich treUlich streiten !) , dann 
ist die Grenze ja in Ordnung. 

Ich möchte nur sagen, daß wir dann hier 
Möglichkeiten haben, in der Diskussion vor· 
wärtszuschreiten, um wirklich zu Ergebnissen 
zu kommen. Wir wünschen das. 

Wir begrüßen daher weniger das Gesetz , 
welches eine Notlösung ist - darüber gibt 
es gar keinen Zweifel -' und das daher auch 
nur kurzfristig terminisiert ist, wir begrüßen 
insbesondere die Entschließung und hoffen, 
daß dadurch im nächsten Halbjahr eine 
positive Arbeit auf diesem Gebiet erreicht 
werden kann. Das erscheint uns sehr, sehr 
wichtig, denn wir sind überzeugt : Wenn es 
uns nicht gelingen sollte, die wirtschafts­
politische Situation und die Probleme, '  die 
jetzt angefallen sind, zu lösen, "velln es 
dem Gewerkschaftsbund und der Arbeiter­
kammer im Verein mit den anderen Interessen­
tenvertretungen nicht gelingen sollte, diese 
schwierigen Probleme zu lösen, dann werden 
wir zu der - wie ich hoffe - überstandenen 
politischen Krise eine wirtschaftspolitische 
Krise kriegen. Ich glaube noch nicht daran. 
Ich bin überzeugt davon, daß wir uns finden 
werden und auch diese Probleme wieder lösen 
werden. Andernfalls möchte ich sagen : Das 
würde vielleicht viel unheilbarer sein als 
eine politische Krise, die wir, wie gesagt, 
hoffentlich überstanden haben ! (Beifall bei 
der SPO.) . 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Tödling. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Tödling (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Bevor ich mich 
mit dem Bewertungsfreiheitsgesetz 1963 
beschäftige, halte ich es für notwendig, hier 
einige Erklärungen zu geben : Ich gehöre 
nicht der FPÖ an, und es ist mir auch un­
erklärlich, wie der Herr Abgeordnete Doktor 
Kandutsch zu meinem Konzept gekommen ist. 
(Heiterkeit. - Ruf: Er ist ja auch ein Steirer !) 
Ja, mag sein, weil wir beide Steirer sind. 
(Weitere Zwischenrufe.) Herr Abgeordneter 
Dr. Kandutsch, ich stimme persönlich und 
moralisch Ihrem Antrag zu, physisch bin 
ich aber dazu leider nicht in der Lage. 
(Abg. DDr. Pi t t ermann : Hurdes, das Anti­
terrorgesetz müßten wir doch einmal bei euch 
anwenden ! - Zwischenrufe. - Heiterkeit.) 
Mir geht es heute genauso, wie es Ihnen auch 
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schon oft gegangen ist - ich denke an die 
Budgetdebatten -, daß sozialistische Redner 
gegen einzelne Kapitel gewettert, aber u,m 
Schluß erklärt haben : Meine Fraktion stimmt 
dem zu ! So ähnlich geht es mir heute, ich 
gestehe das ehrlich ein. 

Meine · Damen und Herren 1 Ich wollte 
noch bemerken, daß ich auch volles Verständnis 
für den Herrn Finanzminister habe, wenn er 
das Bestreben hat, das Jahr 1963 über die 
Hürden zu bringen, ohne viele Änderungen 
vornehmen zu müssen. 

Das Bewertungsfreiheitsgesetz - das wurde 
heute schon mehrmals betont - hätte natür­
lich einiger Änderungen bedurft . Ich ergreife 
das Wort zu . diesem Bewertungsfreiheitsgesetz 
als Vertreter eines Bundeslandes im Finanz­
ausschuß - ich betone ausdrücklich : nicht 
Wiells, sondern in diesem Fall der Steiermark­
und möchte sagen, daß man diese Vorlage 
nicht kommentarlos hinnehmen soll. Ich 
bitte Sie , meine Ausführungen als Kommentar, 
wenn auch als einen kritischen, werten zu wollen. 
Unter einem möchte ich hier auch einige 
Wünsche deponieren,  die in den Bundesländern 
laut geworden sind. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Alle jene, die gehofft haben, daß durch das 
Bewertungsfreiheitsgesetz 1963 die bis heute 
bestehenden Ungerechtigkeiten hinsichtlich der 
vorzeitigen Abschreibungsmöglichkeiten zwi­
schen Wien und den Bundesländern ihr Ende 
finden werden, sind neuerdings enttäuscht. 
Der Entwurf unterscheidet wieder zwischen 
besonders begünstigten und anderen Gebieten. 
Das ohnehin überkomplizierte österreichische 
Steuerrecht sollte, wenn irgendwie möglich, 
wenigstens von weiteren Erschwernissen befreit 
werden, die zwangsläufig durch die Zuer­
kennung territorialer Sondervorschriften ent­
stehen. 

Meine Damen und Herren ! Darf ich vorerst 
noch etwas Grundsätzliches bemerken. Über 
die vorzeitige Abschreibungsmöglichkeit 
herrscht vielfach eine irrige Auffassung. Auch 
das wurde heute schon gesagt, aber lassen 
Sie mich das wiederholen. Die.ses Nicht­
verstehen geht so weit, daß von Geschenken 
an die Wirtschaft gesprochen wird. Dem ist 
doch nicht so 1 

Das Bewertungsfreiheitsgesetz 1957 sah vor, 
daß der Steuerpflichtige das Recht für sich 
in Anspruch nehmen konnte, von beweglichen 
Anlagegütern 40 Prozent Absetzung für Ab­
nutzung - also AfA -, von unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 20 Pro­
zent vorzeitig zu verrechnen. In besonders 
begünstigten Gebieten konnten 60 beziehungs­
weise 25 Prozent berücksichtigt werden. Nach 
dem uns heute vorliegenden Entwurf des 

neuen Bewertungsfreiheitsgesetzes sollen die 
Sätze der vorzeitigen AfA mit 35 vom Hundert 
für bewegliche und mit 20 vom Hundert 
für unbewegliche Wirtschaftsgüter begrenzt 
werden, wobei der letzte AfA-Satz einheitlich 
für das gesamte Bundesgebiet gelten soll. 
Für bewegliche Anlagegüter in besonders 
begünstigten Gebieten sind 50 Prozent vor­
zeitige AfA vorgesehen. 

Dieses Gesetz erweckt bei oberflächlicher 
Betrachtung den Eindruck, daß dem Steuer­
pflichtigen bei Anwendung dieser Bestimmun­
gen besondere Steuervorteile erwachsen. Diese 
Annahme ist unrichtig, denn die AfA wird 
nur vorweggenommen. Ich darf hier ein 
Beispiel anführen. Wird bei der Anschaffung 
einer Maschine bei der gewöhnlichen Nutzungs­
dauer eine jährliche AfA von 10 Prozent 
und eine gleichbleibende Abschreibungsrate 
für zehn Jahre berechnet, so wird bei An­
wendung des neuen EntwurfeB, also mit den 
35 vom Hundert, die gleiche Maschine inner­
halb von sieben Jahren der Abschreibung 
verfallen. Bei unbeweglichen Wirtschafts­
gütern erfolgt die AfA bei Annahme einer 
2 prozentigen Normalabnützung statt inner­
halb von 50 nun innerhalb von 40 Jahren. 

Der Steuerpflichtige soll durch diese gesetz­
liche Möglichkeit einer vorzeitigen AfA einen 
Anreiz finden, seinen Betrieb zu rationalisieren 
beziehungsweise zu modernisieren . Darüber 
hinaus soll ihm die Möglichkeit geboten werden, 
die Investitionshemmungen, hervorgerufen 
durch mangelnde Kapitalbildung - auch das 
wurde heute schon alles erwähnt -, zumindest 
teilweise zu überwinden. Feststeht jedoch, 
daß die Abschreibungen erst erwirtschaftet, 
also verdient werden müssen. Wenn das 
nicht der Fall ist, dann hat ein Betrieb eine 
passive Gebarung, muß von der Substanz 
zehren und kommt in Schwierigkeiten. 

Das Betrübliche an dieser Vorlage ist, 
daß es auch diesmal wieder Gebiete, damit 
Betrie be und damit Menschen gibt, welche 
unterschiedlich behandelt werden. Es scheint 
also nicht so zu sein, daß vor dem Gesetz 
alle gleich sind. Das geht so weit, daß Wien 
die Bedürftigkeit zugesprochen wird ; Herr 
Dr. Kandutsch hat das ebenfalls erwähnt. 
Ich darf hier eine Gegenüberstellung vor­
nehmen : Ratten beispielsweise, das in meinem 
Bezirk im oberen Feistritztal in der Steiermark 
liegt, einen aufgelassenen Kohlenbergbau hat 
und alljährlich durch Unwetter schwerstens 
geschädigt wird, ist nicht bedürftig ! Es ist 
überhaupt verwunderlich - ich denke an 
die Ausschußberatungen -, daß sich die 
sozialistischen Abgeordneten mit dieser Vorlage 
im Zusammenhang mit den Schwierigkeiten 
vor allem in den Bergbaugebieten und den 
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unterentwickelten Gebieten nicht mehr be­
schäftigt haben. 

Welch dominierende Stellung Wien als 
Industriegebiet hat, geht aus der Tatsache 
hervor, daß d l-l,s Lohnsteueraufkommen Wiens 
mit einem Bevölkerungsanteil von 23 Prozent 
57 Prozent bet-rägt , vergleichsweise das der 
Steiermark mit einem Bevölkerungsanteil von 
16 Prozent jedoch nur 10 Prozent 1 

Wien ist in jeder Beziehung, im besonderen 
aber durch dieses Gesetz , begünstigt und übt 
begreiflicherweise einen Sog auf die Bundes­
länder aus. Die Folge ist nicht die gewünschte 
Dezentralisierung, sondern eine gesetzlich ge­
förderte Zentralisierung unserer Wirtschaft. 

Eine große Zwiebackfabrik - sie kennen 
sicherlich die Produkte dieser Firma, wenn 
Sie hier in Wien Wein konsumieren - aus 
dem ländlichen, nicht begünstigten Bezirk 
Feldbach in der Steiermark wollte in Wien 
eine neue Fabrik errichten.  Diese Firma 
hätte die begünstigten Abschreibungsmöglich­
keiten, wie sie für Wien bestehen, in Anspruch 
nehmen und sich darüber hinaus die hohen 
Transportkosten für Mehl aus Niederösterreü;lh 
nach Feldbach beziehungsweise den Transport 
der Fertigprodukte von Feldbach zum Ver­
braucherzentrum Wien ersparen können. Es 
hat sehr viele Mühe gekostet, den Unternehmer 
zu bewegen, seinen Betrieb doch im steirischen 
Grenzland zu belassen. Er hat es auch getan, 
wird aber für sein Verhalten im Sinne einer 
Wirtschaftsförderung im Grenzland nahezu 
bestraft statt. gefördert. 

Wenn man schon in der Bewertungsfreiheit 
gebietsmäßige Unterschiede macht und auch 
diesmal nicht davon abgehen wollte, so hätte 
doch die Möglichkeit bestanden, not leidenden 
Berghallgemeinden und Förderungsgebieten 
dieselbe Begünstigung, wie sie Wien hat, 
zuzuerkennen. Die Richtlinien des Bundes­
minist,erinms für Finanzen vom 2 1 . 5. 1962, 
Zl . 46.300/6, hätten hiefür die Grundlagen 
gegeben. Diese Richtlinien bestimmen nach 
Steuer kraft. und Arbeitslosenrate die besonders 
fördernngsbedürftigen Gebiete. In allen Bun­
desländern sind Bemühungen im Gange, diese 
Bezirke zu fördern, Industriegründungen zu 
ermöglichen, Arbeitsplätze zu schaffen und 
im besonderen auch dem bevölkerungspoli­
tisehen Strukturwandel gerecht zu werden. 
67,8 Millionen Schilling wurden 1962 im 
gesamten Bundesgebiet für diesen Zweck auf­
gewendet. 

Bedauerlicherweise haben Förderungsbei­
träge für die unterentwickelten Gebiete in 
Niederösterreich, in der Steiermark und im 
Burgenland im Budget 1963 keinen Platz mehr 
gefunden. Trotzdem bemühen sich Länder und 
Gemeinden weiter um diese Dinge. 

Meine Damen und Herren 1 Mit dieser 
Regierungsvorlage schaffen und fördern wir 
ungleiche Start- und Konkurrenzbedingungen 
für unsere Betriebe in den Bundesländern 
gegenüber Wien. Wir reden viel von Integra­
tion, von einem größeren europäischen Markt 
und sind nooh immer nicht in der Lage, eine 
innerösterreichische Integration her bei zu­
führen, Daß dem gesamten Finanzausschuß 
bei der Beratung dieser Angelegenheit nicht 
sehr wohl zumute . wal', zeigt deutlich die 
vorliegende Entschließung ; auch davon wurde 
schon gesprochen. 

Lassen Sie mich diese Entschließung ein 
wenig simplifizieren. Sie bedeutet nichts 
anderes, als daß wir uns eingestehen : Wir 
haben hier etwas gemacht und sind nun der 
Meinung, daß wir es nicht gut gemacht haben. 
Wir wollen heute novellieren, sagen aber 
am gleichen Tag bereits : Diese Novelle müssen 
wir so rasch als möglich neuerdings novellieren. 

Meine Damen und Herren 1 Wenn wir das 
Wohl des Staates vor Augen haben, dürfen 
Bewertungsfreiheit, Kapitalbildung und ähn­
liches - all das, was unsere Wirtschaft 
fördern soll - nicht zum Handelsobjekt 
zwischen den Parteien degradiert werden. 
Herr Dr. Staribacher hat hier auch in ähn­
lichem Sinn gesprochen. Mit der .Entwicklung 
unserer Wirtschaft ist unser ganzes Sozial­
gebäude, sind die Arbeitsplätze, der Wohlstand 
unseres Landes auf das engste verbunden. Das 
sind keine Neuigkeiten, das wissen Sie alle. 

Ich darf mir nun, zum Schluß kommend, 
einen mir naheliegenden berufsständischen 
Vergleich erlauben : Wenn ich eine Kuh 
habe, und diese soll mir eine hohe J ahres­
menge an Milch bringen, so muß ich diese 
Kuh mit allen mir zu Gebote stehenden 
Mitteln füttern. Tue ich das nicht - wie 
wir es etwa heute mit unserer Wirtschaft 
tun -, so wird sie mir nicht nur keine Milch 
mehr geben, sondern beim ersten äuß0ren 
Anlaß - Krankheit, übertragen auf unsere 
heutige Debatte, sprich : Europamarkt - ,  
weil sie schon von der Substanz zehren mußte , 
eingehen . Geben wir daher, meine Damen 
und Herren, unserer Melkkuh - ich darf 
bei diesem Ausdruck bleiben -, der öster­
reichischen Wirtschaft, was sie benötigt, und 
es wird zum Vorteil aller sein 1 

Abschließend möchte ich von den Mängeln 
dieser Vorlage sagen : Aufgeschoben ist nicht 
aufgehoben 1 (Beifall bei der Ö VP.) 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Berichter­
statter das Schlußwort ? - Er verzichtet. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung. 
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Es liegt ein Abänderungsantrag der Ab­
geordneten Dr . Kandutsch und Genossen 
zu § 1 Abs. 3 lit. a vor, der dahin geht, den 
zweiten Teil dieses Absatzes zu streichen. 
Ich lasse daher zuerst über § 1 Abs. 1 und 2, 
zu welchen . keine Abänderungsanträge vor­
liegen, abstimmen, sodann lasse ich über den 
ersten Halbsatz des Abs. 3 lit. a des § 1 ,  der 
unbestritten ist, abstimmen, und hierauf über 
den restlichen Teil dieser lit. a. Findet dieser 
eine Mehrheit, ist der Streichungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Kandutsch und Genossen 
damit gefallen. 

Hierauf lasse ich über die restlichen Teile 
der Vorlage samt Titel und Eingang ab­
stimmen. 

Ich bitte nunmehr jene Frauen und Herren, 
die dem § 1 Abs. 1 und Abs.  2 in der Fassung 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich lasse nunmehr über § 1 Abs. 3 einschließ­
lich lit. a erster Halbsatz in der Fassung des 
Ausschußberichtes abstimmen, der wie folgt 
lautet : "Die vorzeitige Abschreibung ist für 
unbewegliche Wirtschaftsgüter mit 20 v. H. 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
begrenzt . "  Ich bitte jene Frauen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Da ich nur positiv abstimmen lassen kann, 
lasse ich nunmehr über den letzten Teil des 
Abs. 3 lit. a abstimmen. Findet dieser eine 
Mehrheit, so ist damit der Streichungsan­
trag gefallen. Ich bitte jene Frauen und Her­
ren, die dem restlichen Teil des Abs. 3 lit. a 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Mehrheit. Angenom­
men. 

Ich lasse nunmehr über alle übrigen Teile 
des Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes samt Titel und Eingang ab­
stimmen und bitte jene Frauen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Damit ist die z w eite  Lesung beendet. 
Der Berichterstatter beantragt die sofortig� 

Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben 1 - Dies ist nicht der 
Fall. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
heit. Der Gesetzentwurf ist somit auch in 
d r i t t e r  L e s u n g  angeno m m en.  

Die A u8sckußentschl i eßung  wird e i n­
s timmig ange nommen. 

6. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses . über die Regierungsvorlage (167 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Elektrizi­
tätsfdrderungsgesetz 1953 abgeändert wird 

(211 der Beilagen) 

Präsident Wallner : Wir gelangen zum 
6. Punkt der Tagesordnung : Abänderung des 
Elektrizitätsförderungsgesetzes 1953. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Fink. Ich bitte ihn, zum Gegen­
stand zu berichten. 

Berichterstatter Dipl. -Ing. Fink : Hohes Haus ! 
Die Regierungsvorlage wurde vom National­
rat am 26. �uni 1 963 dem Finanz- und Budget­
ausschuß zur Vorberatung zugewiesen. Dieser 
Ausschuß hat in seiner Sit.zung am 2. Juli 1963 
zur weiteren Beratung der Regierungsvorlage 
einen neungliedrigen Unterausschuß einge­
setzt, dem von der Österreichischen Volkspartei 
die Abgeordneten Grundemann-Falkenberg, 
Machunze, Mitterer und DDr. Neuner, von der 
Sozialistischen Partei Österreichs die Abge­
ordneten Kostroun, Dr. Migsch, Dr. Stari­
bacher und Uhlir und von der Freiheitlichen 
Partei Österreich� der Abgeordnete Dr. Kan­
dutsch angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 8. Juli 1963 eingehend 
beraten und eine Reihe von Abänderungen 
und Ergänzungen im Gesetzentwurf vorge�. 
schlagen, worüber dem Finanz- und Budget­
ausschuß in seiner Sitzung am 9. Juli 1963 ein 
umfassender Bericht vorgelegt wurde. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sollen 
die Bestimmungen des Elektrizitätsförderungs­
gesetzes 1953, dessen Geltungsdauer mit Ab­
lauf des Kalenderjahres 1963 enden würde, 
auch für die Zeit bis einschließlich 1968 in 
Kraft bleiben. 

. 

Für den Erwerb von Anteilen an der Ver­
bundgesellschaft beziehungsweise von Anteilen 
an Gesellschaften, die Großkraftwerke be­
treiben, sollen in den Jahren 1 964 bis 1968 
durch den Bund jährlich mindestens 300 Mil­
lionen Schilling bereitgestellt werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
9. Juli 1963 beraten. Zum Gegenstand sprach 
außer dem Berichterstatter der Abgeordnete 
Dr . Kandutsch. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf in der dem Ausschußbericht beigedruckten 
Fassung angenommen. 

Ich darf im Auftrage des Finanz- und 
Budgetausschusses bitten, dem dem Ausschuß­
bericht beigedruckten Gesetzentwurf die ver­
fassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

. .  
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Dipl.-Ing. Fink 

Falls eine Aussprache st attfinden sollte, 
möchte ich vorschlagen, General- und Spezial­
debatte unter einem zu erledigen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, General­
und Spezialdrbatte unter einem durchzu­
führen. - Ein Einwand dagegen \vird nicht 
erhoben. General- und Spezialdebatte werden 
daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Zingler. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zingler (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich habe anläßlich der Verabschiedung des 
Budgets für 1963 bei der Behandlung des 
Kapitels Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
einige Probleme der Energiewirtschaft aufge­
zeigt und Sie, meine Damen und Herren , 
gebeten, bei der Novellierung des Elektrizitäts­
förderungsgesetzes einiges davon zu berück­
sichtigen. 

Spricht man über diesen Wirtschaftszweig, 
so ist als positiv besonders der Bau beziehungs­
weise die Erweiterung von mehr als 60 neuen 
Kraftwerken seit dem Ende des zweiten Welt­
krieges hervOl zuheben, ebenso die Schaffung 
von rund 950 Kilometer 1 l0.000- und mehr als 
1 100 Kilometer 220.000-Volt-Leitungen. Dazu 
kommt die erfreuliche Feststellung, daß sich 
unsere Stromel zeugung von 1945 bis heute 
mehr als verfünffacht hat. Eine ebenso er­
freuliche Tatsache ist 'es, daß sich der Strom­
verbrauch im selben Zeitabschnitt pro Kopf 
der Bevölkerung ebenfalls mehr als verfünf­
facht hat. Ich habe anläßlich der Verabschie­
dung des Budgets 1963 auch über den hervor­
ragenden Platz der österreichischen Elektrizi­
tätswirtschaft im internationalen Strom aus­
tausch beziehungsweise im europäischen 
Verbundbetrieb gesprochen und glaube, daß 
diese Tatsache es auch heute verdient, besonders 
hervorgehoben zu werden. 

Bei der Bewältigung all dieser jetzt kurz 
aufgezeigten Aufgaben, die der Elektrizitäts­
\virtsehaft gestellt waren, haben sich unsere 
Verantwortlichen in der Energiewirtschaft 
meiner Auffassung nach bleibende Verdienste 
erworben. Es ist nicht so, Herr Kollege 
Dr. Kandutsch, daß die Energiewirtschaft rot 
ist, denn es sind alle Parteirichtungen und 
Konfessionen in der österreichischen Elektriz.i­
tätswirtschaft vertreten. Ich kenne sie z.iemlich 
gut, es gibt dort alle Parteirichtungen. Sehr 
neutral sind auch die Kennfarben, die Norm­
farben unseres verketteten Drehstromsystems : 
gelb, grün und violett. Das, was Sie aufgezeigt 
haben, befindet sich unter diesen Farben nicht. 

Aber nun zur Gegenwart und Zukunft. 
Wie sieht es damit aus ? Präzise, national uIid 
international betriebene Marktforschung sagt 

aus, daß sich der Stromverbrauch in den näch­
sten zehn Jahren mindestens verdoppeln wird, 
das heißt, zu dem, was vor dem Krieg, im Krieg 
und in den letzten 17 Nachkriegsjahren an 
Erzeugungsanlagen gebaut wurde, muß in 
den kommenden z{'hn Jahren ebensoviel dazu­
kommen beziehungsweise muß das Bestehende 
zu dem vorhin erwähnten Ausmaß ausgebaut 
werden. Mit anderen Worten : Was ungefähr 
in den letzten 50 Jahren gebaut wurde, muß 
innerhalb der nächsten zehn Jahre verdoppelt 
werden. 

Das Bewertungsfreiheitsgesetz ,  das wir so­
eben beschlossen haben, zielt darauf ab, die 
Investitionskraft der österreichischen W'irt­
schaft zu stärken. Das bedeutet, daß unserer 
Wirtschaft weiterhin die Möglichkeit gegeben 
werden soll, in verstärktem Umfange zu inve­
stieren, zu rationalisieren und zu automatisieren. 
Nun sind aber Rationalisierung und Automation 
vielfach mit Elektrifizierung gleichl:tedeutend. 
Es muß daher Vorsorge getroffen werden, daß 
auch die zum Betrieb der neuen Investitionen 
notwendige elektrische Energie in ausreichen­
dem Maße zur Verfügung steht. Hand in Hand 
mit der Investitionstätigkeit der Industrie 
muß also auch die Elektrizitätswirtschaft 
weiter investieren. 

Die Ertragslage der Elektrizitätswirtschaft 
kann sich aber auf Grund der behördlichen 
Preisbindung einerseits und auch mit Rück­
sicht auf die gemeinwirtschaftliche Aufgabe 
einer Stromversorgung zum niedrigstmöglichen 
Preis kaum mit der Ertragslage der übrigen 
W'irtschaft messen. Die Stromer zeugungs­
unternehmungen sind nun einmal in einer 
wesentlich anderen Situation als die übrige 
Industrie. Der Umsatz des Kapitals erfolgt im 
Idealfall zum Beispiel in der Motorfahrzeug­
industrie etwa in sechs Monaten, in der Ferti­
gungsindustrie in zirka acht bis neun Monaten, 
in der Elektrizitätswirtschaft aber erst nach 
Jahren und Jahrzehnten. 

Da'J;u kommt noch, daß insbesondere die in 
Österreich vorherrschende Wasserkraft zu den 
kapitalintensivsten Wirtschaftszweigen zählt 
und entsprechende Investitionen auch bei 
guter El'tragslage mit dem Gewinn ein":8 
einzigen W'irtschaftsjahres nicht in Einklang zu 
bringen sind. Es ist daher notwendig, daß 
neben dem Bewertungsfreiheitsgesetz für die 
Elektrizitätswirtschaft noch ein eigenes Elek­
trizitätsförderungsgesetz geschaffen wird, mit 
dessen Hilfe die Energiewirtschaft in die Lage 
versetzt werden soll, ihre großen Investitions­
aufgaben zu erfüllen. 

Da das bestehende Elektrizitätsförderungs­
gesetz in seiner derzeitigen Fassung mit 
Ende dieses Jahres abläuft und darüber 
hinaus von der Energiewirtschaft noch eine 
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Reihe von Änderungsvorschlägen gemacht 
wurden, ist eine entsprechende Verlängerung 
und Novellierung dieses Gesetzes erforderlich. 
Der vorliegende Gesetzentwurf trägt den 
Erfordernissen wohl nur bis zu einem gewissen 
Grad Rechnung. Es muß ausdrücklich fest­
gestellt werden, daß es sich hier nur um eine 
halbe Lösung mit allen ihren Nachteilen 
handelt. Die Elektrizitätswirtschaft wird kei­
nen Grund sehen, sich für dieses Gesetz 
besonders zu bedanken. 

Ins besondere die Verlängerung der Geltungs­
dauer des Gesetzes um bloß fünf Jahre trägt 
den technischen und wirtschaftlichen Er­
fordernissen der Energiewirtschaft nicht Rech­
nung. Erstens zählt die Elektrizitätswirt­
schaft, wie schon mehrmals ausgeführt, zu 
den kapitalintensivsten Wirtschaftszweigen mit 
zwangsläufiger Ausweitung. Zweitens muß 
man einen fünf j ährigen Planungszeitraum in 
diesem Wirtschaftszweig als absolut nicht 
ausreichend bezeichnen. Bedenken wir doch, 
daß nicht selten eine einzige Wasserkraft­
anlage eine mehr als fünf j ährige Bauzeit 
erfordert. (Abg. Kulhane k :  Die Bewertun(Js­
freiheit ist nur für dre'i Jahre, und sie ist 
ebenfalls eine Voraussetzung der Planung !) 
Aber damit baut man ja keine Wasserkraft­
werke. 

Oft sind j ahrelange Messungen allein wegen 
des Wasserdargebotes erforderlich, und nicht 
selten sind eingehende Modellversuche an 
unseren Technischen Hochschulen notwendig. 
Ebenso muß auch beim Netzausbau sehr lang­
fristig disponiert werden. Damit müssen natür­
lich auch sehr langfristige Finanzpläne auf­
gestellt werden, die dann wieder berück­
sichtigen müssen, ob überhaupt und in welchem 
Ausmaß Begünstigungen gewährt werden. 

Wenn wir uns also mit fünf Jahren zu­
friedengeben, dann nur deshalb, weil das 
Gesetz in der vorliegenden Form durchaus 
keine Ideallösung darstellt und map spätestens 
in fünf Jahren zu einer entsprechenden Neu­
fassung wird kommen müssen. Ich gebe 
die Hoffnung nicht auf, daß eine Umarbeitung 
des gegenständlichen Gesetzes vielleicht schon 
in nächster Zeit in Angriff genommen werden 
kann. 

Nun ganz kurz zu einer ganz anderen 
Frage, die die Landwirtschaft betrifft. Ein 
Flteirischer Kollege von der Österreichischen 
Volkspartei hat sich anJäßlich der Verab­
schiedung des Budget.s für 1963 beklagt, 
daß die Restelektrifizierungsarbeiten nur sehr 
schleppend ausgeführt werden. Ich weiß, 
wieviel Geld die österreichische Elektrizitäts­
wirtschaft gerade in den letzten zehn Jahren 
seit dem Bestehen des Elektrizitätsförderungs­
gesetzes auf diesem Gebiet aufgewendet und 

was sie letzten Endes für die Landwirtschaft 
getan hat. Es gibt noch sogenannte schwarze 
Gebiete (Abg. F a c h l e u t n e r : Oha ! 
Heiterkeit) - verzeihen Sie, ich komme 
von der Energiewirtschaft, das hat mit 
der politischen Einstellung dieser Gebiete 
nichts zu tun, sondern in unseren Netzkarten 
bezeichnen wir das so ; das sind die schwarzen, 
die noch dunklen Gebiete, die man elektrizi­
tätsmäßig noch nicht aufgeschlossen hat, 
es handelt sich dabei durchaus um keine · 
politische Frage -, es gibt noch viele dunkle 
Gebiete. Das, was den beiden Ministern Dipl.­
lng. Waldbrunner und Thoma im Jahre 1953 
durchzüsetzen möglich war, womit sie für 
die Landwirtschaft Beträchtliches, wenn auch 
Unterschiedliches getan haben, müßte im 
Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminister 
jetzt auch den Bundesministern Probst und 
Dipl.-Ing. Hartmann im Einvernehmen mit 
der gesamten Energiewirtschaft möglich sein. 
Vielleicht ist hier überhaupt ein Ansatzpunkt 
dafür zu sehen, daß man sich eher mit der 
Umarbeitung des Elektrizitätsförderungsge­
setzes befassen wird. 

Bevor ich mich mit der Frage der Kapital­
einzahlung des Bundes bei seiner Gesellschaft 
befasse, möchte ich noch auf die mir unklar 
scheinende Formulierung in § 2 Abs. 1 und 2 
aufmerksam machen. Ich verstehe sie so, 
daß sich kleinere EVU wahl durch In­
anspruchnahme des Förderungsgesetzes die 
ersten 2 Millionen erwirtschaften können, 
sje dann aber unter Umständen auch einer 
zweckfremden Verwendung zuführen könnten. ' 
Ich glaube, hier wird eine KlarsteIlung not­
wendig sein. (Der Präsident  übe1'nimmt den 
Vorsitz.) 

Nun zur Kapitaleinzahlung des Bundes 
selbst. Auch hier sind die Elektrizitäts­
fachleute - ich betone : einschließlich der 
Verantwortlichen in den Landesgesellschaf­
ten - unzufrieden, insbesondere mit dem 
§ 12, der die Bereitstellung von Budget­
mitteln für den Erwerb von Anteilen an Ge­
sellschaften des Verbundkonzerns und der 
Sondergesellschaften vorsieht und der an 
Stelle der von der Elektrizitätswirtschaft 
als nötig und zweckmäßig errechneten 500 Mil­
lionen Schilling - natürlich steigend im Ein­
klang mit der Bedarfsentwicklung - nun­
mehr bis 1 968 eine gleichbleibende Jahres­
quote von bloß 300 Millionen Schilling fest­
legt, 

Meine Damen und Herren ! Es kann nicht 
oft genug wiederholt werden, daß der Strom­
bedarf auch weiterhin in beträchlichem Aus­
maß steigen wird und daß mit einer Verdoppe­
lung in zehn Jahren gerechnet werden muß,  
Dies bedeutet aber, daß auch die Erzeugungs­
kapazität und die Kapazität unserer Leitungen 
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und Umspannwerke in den nächsten zehn den Bau der notwendigen Übertragungsleitun­
Jahren verdoppelt werden muß.  Da die Mög- gen. Der Bau von Verwaltungsgebäuden, 
lichkeiten der Selbstfinanzierung vor allem Dienstwohnungen und anderen Dingen mehr 
im Verbundkonzern sehr bescheiden sind, gilt in diesem Zusammenhang als nicht steuer­
muß die Eigenmittelaufbringung der Aktio- begünstigt. Auch dort, wo im besonderen 
näre, also des Bundes, in gleichem Maße wach- lokalen Interesse oder sogar im Landes­
sen wie das Invest.itionsvolumen, soll eine interesse für den Fremdenverkehr etwas ge­
Überschuldung mit a11 ihren negativen Folgen tan wird, zum Beispiel bei hochalpinen Wasser­
verhindert werden. Es sind daher schon heute kraftanlagen, gilt ebenso das Letztgesagte, 
die Wünsche für die Jahre von spätestens 1968 gilt nicht die besondere Steuerbegünstigung. 
an ins Auge zu fassen. Man muß darauf auf- Abschließend möchte ich noch einmal kurz 
merks am machen, daß mit Ende 1968 das zusammenfassen und sagen : Natürlich be­
Elektrizitätsförderungsgesetz nicht nur nicht inhaltet das heute zu beschließende Elektrizi­
ablaufen wird dürfen, sondern weiter zu ver- tätsförderungsgesetz eIllIge Verbesserungen. 
bessern sein wird und daß insbesondere die . Die Fragen der Beteiligung an Sondergesell­
Budgetmittel eine beträchtliche Steigerung schaften sind nicht gelöst, aber ich denke 
werden erfahren müssen. Das vor allem des- hier positiv an jene Gesellachaften, die Fern­
halb, damit der Wasserkraftausbau im nötigen heizwerke betreiben, oder an die Erhalter 
Umfallg weitergeführt 

'
werden kann. Öster- von kalorischen Anlagen auf Kohlenbasis. 

reich ist nun einmal ein Land der Wasser- Das alles aber ändert wenig an der bestehenden 
kräfte. Es ist selbstverständlich, daß das für Tatsache, daß wir, die wir in der Elektrizitäts­
die Kohle geprägte Wort von der nationalen wirtschaft selbst tätig sind, aus praktischen 
Reserve erst recht für die Wasserkraft Geltung Erwägungen an der fünf jährigen Laufzeit 
haben muß. und der zu geringen Dotierung von seiten des 

Bundes keine reine Freude haben. In diesem Zusammenhang muß ich darauf 
aufmerksam machen, daß die Elektrizitäts- Ich schließe meine heutigen Ausführungen, 

wirtschaft, wenn sie in die Enge getrieben indem ich der Hoffnung Ausdruck gebe, daß 
ist , sicherlich einen Ausweg wird finden es innerhalb der nächsten Jahre möglich sein 
können. WahrscheinHch wird man dann rasch wird, zu einer alle Zweige der Elektrizitäts­
eine Reihe von Ölkraftwerken bauen müssen. wirtschaft zufriedenstellenden echten Elektri­
Dazu eine Tatsache : Schon heute kommt zitätsföl'del'ung zu kommen. (Beifall bei der 
das in der Elektrizitätswirtschaft verwendete SPO.) 
Heizöl zu mehr als 70 Prozent aus dem Osten. Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
Wie es dabei mit der Sicherheit der Ver- gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
sorgung bestellt ist , braucht in diesem Hause Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schluß-
wohl nicht näher erläutert zu werden. wort. 

Wenn dann in etwa 20 bis 30 Jahren auch Wir gelangen somit zur Abstimmung. Da 
die heimischen Erdölreserven und unsere der vorliegende Gesetzentwurf eine Verfas­
Kohlenlager erschöpft sind, wird einzig und sungsbestimmung enthält, stelle ich die gemäß 
allein die Wasserkraft als heimischer Energie- § 61 Abs. 2 des Geschäftsordnungsgesetzes 
träger die Sicherheit der Versorgung gewähr- für die Abstimmung erforderliche Be­
leisten. Gerade der Wasserkraftausbau muß schlußfähigkeit fest. Es ist die Hälfte der 
auf Grund seiner Kostenstruktur gefördert Abgeordneten anwesend. 
werden, umsomehr als die derzeitigen Kosten 
von Fremdkapital überaus hoch sind und für Bei der A bstimmung wird der Gesetzent­
kapitalintensive Großinvestitionen nahezu pro- wurf in der Fassung des A uS8chußberichtes 
hibitiv wirken. in z wei t e r  und dri t t er  Lesung e i nst immig, 

Es muß einmal ganz deutlich auch hier 
in diesem Hause gesagt werden, daß die 
Kapitaleinzahlung des Bundes weder eine 
Subvention noch einen Betrag zur Abdeckung 
von Defiziten darstellt. Auch muß man in 
diesem Zusammenhang der anscheinend weit 
verbreiteten Meinung entgegentreten, daß 
sich die Energiewirtschaft auf Grund be­
stehender oder noch zu schaffender Förderun -
gen da und dort einen gewissen Luxus leistet. 
Die Förderungsmaßnahmen erstrecken sich 
ja nur auf den Bau von Erzeugungs- und 
Verteilungsanlagen, eingeschlossen natürlich 

sokin mit der für eine Vertassungsbestimmung 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit, zum B e­
s c hluß erhoben. 

7. Punkt : Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Bericht des Bundesmini­
steriums für Finanzen betreffend Umschul­
dungsaktion der . Kredite der Militärbank der 
UdSSR an die USIA-Betriebe (210 der Bei-

lagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 7 .  Punkt 
der Tagesordnung : Bericht des Bundesmini­
steriums für Finanzen betreffend Umschul-
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dungsaktion der Kredite der Militärbank der Bei der A bs tim m u ng wird der Bericht 
UdSSR an die USIA-Betriebe.  des Bundesministeriums tür Finanzen e in-

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete s ti m mig zur Kenntn is genommen . 
. Machunze. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 

zu berichten. 8. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget-
Berichterstatter Machunze : Hohes Haus ! ausschusses über den 2. Bericht des Bundes­

Für die Freigabe der von der Sowjetunion ministeriums für Finanzen an den Nationalrat 
während der Besatzungszeit als deutsches über Kreditüberschreitungen im Jahre 1962 
Eigentum in Anspruch genommenen Betriebe (209 der Beilagen) 
mußten an die UdSSR Ablöselieferungen Präsident : Wir gelangen zum 8. Punkt 
in der Höhe von 150 Millionen Dollar geleistet der Tagesordnung : Bericht des Finanz- und 
werden. Außerdem wurde verlangt, daß die Budgetausschusses über den 2. Bericht 
sogenannten Militärbankschulden in der Höhe des Bundesministeriums für Finanzen an den 
von 822 ,9 Millionen Schilling durch eine Bar- Nationalrat über Kreditüberschreitungen im 
zahlung im Betrag von 556,8 Millionen ab- Jahre 1962. 
gegolten werden. . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Die Mittel für diese Barzahlung hat die M h I h b' I G 

Österreichische Kontrollbank A. G. von einem 
ac unze. c Itte i lll , zum egenstand zu 

Bankenkonsortium beschafft. Die Rechts-
grundlage für die Tätigkeit der Österreichischen 
Kontrollbank A. G. war § 22 Abs. 2 des 
1 .  Staatsvertragsdurchführungsgesetzes. 

Die Österreichische Kontrollbank hat bis 
30. November 1959 bei den 155 in Betracht 
kommenden Betrieben mit 1 23 Betrieben end­
gültige Regelungen getroffen. Für die 32 noch 
offengebliebenen Fälle führte die Österreichische 
Kontrollbank die Umschuldungsaktion ab 
1 .  Dezember 1 959 in laufender Verrechnung 
für das Bundesministerium für Finanzen 
durch. 

Auf Grund der Umschuldung konnten 
auf die Bankenvorlage von 556,8 Millionen 
zuzüglich 78,2 Millionen Zinsen bis Ende 
November 1 959 476,2 Millionen an die Kon­
sortialbanken bezahlt werden. Der Fehl­
betrag von 158,8 Millionen Schilling mußte 
vom Bundesministerium für Finanzen über­
nommen werden. Dieser Betrag samt 5% Pro­
zent Zinsen ist bis 1 .  Juni 1963 an die Kon­
sortialbanken abgestattet worden. 

In dem dem Hohen Haus vorliegenden 
Bericht sind die 32 Firmen im einzelnen ange­
führt, für welche die Umschuldungsaktionen 
durchgeführt wurden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Bericht in seiner Sitzung vom 9 .  Juli 1 963 
beraten und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, den Bericht 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich stelle daher den Ant r a g, das Hohe 
Haus wolle den vorliegenden Bericht zur 
Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident : Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

berichten. 

Berichterstatter Machunze: Der Bundes­
minister für Finanzen hat dem Nationalrat 
gemäß Artikel 6 des Verwaltungs entlastungs­
gesetzes von 1 925 einen zweiten Bericht über 
die im Jahre 1962 vom Bundesministerium 
für Finanzen genehmigten sowie auf Grund 
gesetzlicher Maßnahmen eingetretenen Brutto­
Ausgabenüberschreitungen einzelner finanz­
gesetzlicher Ansätze vorgelegt. Der Bericht 
wurde vom Nationalrat am 4. Juli 1963 dem 
Finanz- und Budgetausschuß zugewiesen. 

Gegenwärtig liegen nur die vorläufigen 
Erfolgsziffern für das Jahr 1962 vor. Die 
endgültigen Gebarungsergebnisse sowie die . 
endgültigen Kreditüberschreitungen werden 
erst auf Grund des vom Rechnungshof zu­
sammengestellten Bundesrechnungsabschlusses 
1962 festgestellt werden können. 

Aus dem Bericht geht weiter hervor, daß 
die Jahreskreditüberschreitungen 3334 Millio­
nen Schilling betragen ; hievon entfallen auf 
den Personalaufwand 1 69 Millionen Schilling 
und auf den Sachaufwand 3165 Millionen 
Schilling. Von den J ahreskreditü berschreitun­
gen 1962 waren rund 80 Prozent durch gesetz­
liche Maßnahmen bedingt. Ich darf hier an­
führen das Familienlastenausgleichsgesetz vom 
27 . Juni 1962, das Gesetz vom 5. April 1962 
über einen Bundeszuschuß für den Milchwirt­
schaftsfonds, ferner das Umsiedler- und Ver­
triebenen-Entschädigungsgesetz und das ERP­
Fondsgesetz . 

In dem dem Haus vorgelegten Bericht sind 
einzelne Posten ausführlich angeführt. Der 
Finanz- und Budgetausschuß hat auch diesen 
Bericht am 9. Juli 1963 beraten. 

Ich stelle daher im Auftrag des Finanz- und 
Budgetausschusses den Antrag, das Hohe 
Haus wolle den Bericht, den das Bundes­
ministerium für Finanzen vorgelegt hat, zur 
Kenntnis nehmen. 
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Machunze 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich 
auch hier, Gcneral- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b s t immung wird der Bericht 
des Bunde.�ministerium8 für Fina,nzen e i n­
s t immig  zur Kenntnis  genommen. 

Präsident : Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft. 
Im Einvernehmen mit den Parteien lege 

ich dem Hohen Hause folgenden A n t r a g  
vor : 

Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 
die Frühjahrstagung 1963 der X. Gesetz­
gebungsperiode des Nationalrates mit 
15.  Juli 1963 für beendet zu erklären. 
Ich bitte jene Frauen und Herren Abge­

ordneten, die diesem Antrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Der 
Antrag ist e i n s t i m mi g  a n g e n o m m e n. 

Ferner schlage ich im Ein vernehmen mit 
den Parteien vor, daß der Verfassungsausschuß, 
der Finanz- und Budgetausschuß, der Ausschuß 
für soziale Verwaltung, der Unterrichtsausschuß 
und der Handelsausschuß beauftragt werden, 
ihre Arbeiten auch während der tagungsfreien 
Zeit fortzusetzen . Wird hiegegen ein Einwand 
erhoben ? - Dies ist nicht der Fall. Der 
Vorschlag ist angenommen. 

Hohes Haus ! Wir beenden mit dieser 
Sitzung die Frühjahrstagung 1963 des N ational­
rates, die am 9. Mai eröffnet wurde. Frühjahrs­
tagungen sind, durch die Bestimmungen der 
Bundesverfassung bedingt, relativ kurz. Immer­
hin sind in dieser kurzen Spanne Zeit 48 Ge­
setzesvorlagen, 7 Verträge und Abkommen 
und 9 Berichte verabschiedet worden, darunter 
auch ganz bedeutende Vorlagen, wie etwa 
das Volksbegehrengesetz, das wir gestern erst 
verabschiedet haben. 

Dennoch hieße es, die Augen vor Tatsachen 
verschließen, wollte man leugnen, daß diese 
Tagungsperiode von innenpolitischen Span­
nungen überschattet war, die man zwar nicht 
dramatisieren soll, aber auch nicht bagatelli­
sieren darf. Bereits seit vergangenem Herb::;t 
gab es immer wieder Ereignisse -, so die Natio-

. nalratswahl, die sich daran anschließenden 
langwierigen Regierungsver handlungen, sodann 
die Bundespräsidentenwahl -, welche zwangs­
läufig die Zeit für sachliche parlamentarische 
Arbeit kürzten und die politische Diskussion 
zu immer neuer Lautstärke entfachten. Und 
kaum, daß man sich endlich zu sachlicher 
Arbeit zusammenfinden konnte, ereignete sich 
der Fall Dr . Otto Habsburg, der starke innen­
politische Wellen schlug und die Arbeits­
fähigkeit der Koalition neuerlich und zusätz­
lich belastete. 

Sicherlich : Die durch 18 Jahre relativ sehr 
ruhige innenpolitische Entwicklung in Öster­
reich hat uns alle weitgehend verwöhnt, 
sodaß wir bereits zu übertriebener Nervosität 
und Dramatik neigen, wenn einmal unvorher­
gesehene Situationen eintreten oder gar Kon­
stellationen sich abzeichnen, wie sie in anderen 
westlichen Parlamenten, die keine so starken 
Koalitionsbindungen kennen, keine Selten­
heit sind. Aber die Vorgänge in der Haus­
sitzung vom 4. Juli anläßlich der Habsburg- . 
Debatte finden darin nicht ihre ausschließliche 
Erklärung, und deshalb verpflichten sie mich 
zu einigen grundsätzlichen Bemerkungen : 

Man sollte in Österreich nie " vergessen, 
daß in diesem Staate auf Grund seiner expo­
nierten außenpolitischen Lage innenpolitischen 
Auseinandersetzungen wegen ihrer gefährlichen 
Folgewirkungen eine doch wesentlich höhere 
Bedeutung zukommt als in anderen westlichen 
Ländern. Auch über einen scheinbar großen 
partei politischen Erfolg könnten sich die Sieger 
nur kurze Zeit freuen, wenn er etwa um den 
te uren Preis erkauft wäre, daß Österreichs 
innenpolitische Stabilität von West oder Ost 
bezweifelt würde. Deshalb sollte bei allen 
innenpolitischen Auseinandersetzungen stets 
bedacht werden, daß die Atmosphäre eines 
ständig möglichen Gespräches zwischeri den 
parteipolitischen Gegnern erhalten bleibt. 

Hohes Haus ! Die alte Koalition hat ihre 
großen Verdienste um unser Vaterland und 
deshalb viele Freunde. Diese alte Koalition 
hat aber auch durch die überlange Zeit ihres 
Bestandes Kritiker in beiden großen Lagern 
gefunden , sodaß da und dort mit dem Ge­
danken einer neuen parlamentarischen Kon­
stellation gespielt wird. Wechselnde parlamen­
tarische Konstellationen gehören an sich zu 
den normalen Spielregeln aller westlichen 
Demokratien und wären daher kein unmittel­
barer Anlaß zu irgendwelcher Besorgnis. Aber 
lassen Sie mich einen Gedankengang zu Ende 
denken : Ganz gleich, ob die alte Koalition 
im Herbst sich uns innerlich erneuert vorstellt. 
oder ob eine kleine Koalition linker oder 
rechter Färbung an ihre Stelle treten würde, 
so steht doch eines fest : Es kann und darf 
ganz einfach in diesem Haus kein Diskussions­
klima entstehen, in dem die ideologischen und 
sachlichen Überzeugungen der Parteien in 
Fragen der Politik, Wirtschaft und Kultur 
nicht nur mit berechtigter und selbstverständ­
licher Prägnanz vertreten werden, sondern 
durch gefährliche Erinnerungen an die Ver­
gangenheit Leidenschaften entflammen. Es 
könnte sonst sein, daß wir die Geister, die 
wir riefen, nicht mehr loswerden und die 
gegenseitigen Vorwürfe verbchiedenfarbiger 
Faschismen und Marxismen nicht mehr in 
die Flasche bannen können. 
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P räsident 
Ich sage das mit aller Offenheit, auch wenn 

ich hier oder dort Kritik finden sollte, weil 
ich mich eins weiß mit der Meinung der 
überwiegenden Mehrheit unserer Bevölkerung. 
Und deshalb sollte aus diesem Haus die 
leidvolle Vergangenheit der Ersten Republik 
in der Form gegenseitiger Vorwürfe verbannt 
sein. Glauben Sie mir, wenn wir dazu nicht 
fähig wären, so bliebe zwangsläufig die alte 
Koalition für lange Zeit die einzige Lösung, 
weil in ihr die Ressentiments der Vergangen­
heit leichter gebändigt werden können als 
in einem freien demokratischen Kräftespiel. 
Schattendorf, der Justizpalastbrand, das 
kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz, das 
Jahr 1934, die Schuld am Bürgerkrieg sollen 
dorthin, wohin sie gehören : in die Mottenkiste 
einer traurigen Vergangenheit. Wenngleich 
mir bewußt ist, daß in der jungen und mittleren 
Generation die innere Distanz zu diesen 
Erinnerungen größer ist als bei der älteren 
Generation, darf man nicht vergessen, daß 
Schemen sich wieder realisieren können, wenn 
durch Wochen und Monate davon gesprochen 
und geschrieben wird . Auch in modernen 
Demokratien sind wir nicht geschützt vor 
unterschwelligen emotionellen Gefahren. 

Ich habe mich verpflichtet gefühlt, "sine 
ira et studio",  ohne Rücksicht auf Beifall 
oder Kritik, als Präsident des Nationalrates 
dies zum Abschluß der Session auszusprechen, 
weil ich meine Funktion nicht, als eine rein 
repräsentative, geschäftsordnungsmäßige be­
trachte, sondern als eine mir auferlegte Ver­
pflichtung ; weil man in einer solchen Funktion 
einfach nicht sch weigen darf, wenn man 
Gefahren sieht, die vielleicht nicht überall 
erkannt werden. 

Vielleicht kann man mir entgegnen, daß 
e i n e  Haussitzung, wo die Geister der Ver-

gangenheit lebendig wurden, nicht allzu tra­
gisch genommen werden soll. Nein, gewiß 
nicht, aber man muß handeln und sprechen, 
solange es noch Zeit ist. 

Freilich muß uns auch noch etwas anderes 
klar sein : Die alte Koalition wird nur dann 
Bestand haben; wenn sie ein arbeitsfähiges 
Programm vertritt und durchführt, denn ihre 
Krise liegt ja nicht in der Erkenntnis, daß 
sie ihre Verdienste hat, sondern in der Gefahr, 
daß sie in Sterilität versandet. 

Meine Damen und Herren ! Wir/ alle gehen 
in die Ferien. Diese Zeit soll uns nicht nur 
körperlich erfrischen, sondern sie soll uns, 
losgelöst von dem Truhel des Alltags, die 
innere Distanz geben, das Wesentliche vom 
Unwesentlichen, das Gefährliche vom Unge­
fährlichen zu unterscheiden. Ruhe und Stille 
nützen der Politik oft mehr als lautstarke 
Betriebsamkeit, weil wir zu uns selber finden 
und den Problemen und ihrer Lösung näher­
kommen. In diesem Geiste wünsche ich Ihnen 
allen vom ganzen Herzen eine recht gute 
Erholung in den Ferien und hoffe, daß wir 
uns in der Herbstsession zu einer frucht­
bringenden gemeinsamen Arbeit zusammen­
finden können. 

Dieser Wunsch gilt auch unseren Angestellten 
im Hause, insbesondere unseren Mitarbeitern 
im Stenographenbüro. Ich wünsche auch 
ihnen eine gute Erholung in den Ferien. 
(Allgemeiner starker Beifall .) 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

Nach Schl'Ilß der Sitzung begeben sich die 
Abgeordneten Prin ke, UhUr und Dr. Gredler  
zum Präsidenten auf die Estrade und sprechen 
ihm unter erneutem lebhaftem Beifall des Hauses 
im Namen ihrer Klubs die besten Wünsche 
für die Sommerferien aus. 

Schlu13 der Sitzung : 17 Uhr 20 Minuten 

ösrerreichische Staatsdruckerei. 1 2. 1 23 63 
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